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Lebenslauf, 



Am 7. Juli 1881 wurde ich, Wilhelm Holtschmidt, zu Köln-Deutz 
geboren als Sohn des Eisenbahnbetriebs -Sekretärs Heinrich Holtschmidt und 
seiner Gattin Katharina geb. Terschmitten. Meine Konfession ist die katholische. 
Da ich schon nach 2 Jahren 1883 beide Eitern durch den Tod verlor, fand 
ich liebevolle Aufnahme in der Familie meiner Grosseltern mütterlicherseits, 
denen ich alles verdanke, was sonst ein Sohn seinen Eltern zu verdanken hat. 

Von Ostern 1892 bis Ostern 1901 besuchte ich das Kaiser -Wilhelm - 
Gymnasium zu Köln. Nach Erlangung des Reifezeugnisses widmete ich mich 
dem Studium der Philologie, indem ich vorzugsweise Geschichte, Deutsch und 
Lateinisch trieb. Drei Semester studierte ich in Bonn, wo ich die Vorlesungen 
der Herren Professoren Baeumker, Buecheler, Englert, Loeschcke, Ritter' und 
Wilmanns hörte. Bei Herrn Prof. Ritter durfte ich an den Übungen des 
historischen Seminars teilnehmen.. 

Im Herbst 1902 wandte ich mich nach Marburg; hier hörte ich sechs 
Semester lang die Vorlesungen der Herren Professoren und Dozenten Birt, 
Cohen, Diemar, Elster, Haller, Kühnemann, Natorp, Niese, Freiherr von der 
Ropp, von Sybel, Troeltsch, Varrentrapp, Vogt, Wenck und Wrede. Dem 
historischen Seminar des Herrn Prof. Freiherr von der Ropp gehörte ich zwei 
Semester, dem der Herren Professoren Varrentrapp und Niese je ein Semester 
als Mitglied an. An den Übungen des germanistischen Seminars nahm ich 
zwei Semester unter Herrn Prof. Vogt und drei Semester unter Herrn Prof. 
Elster teil. Ihnen allen schulde ich Dank. Für die vorliegende Arbeit bin 
ich vor allem Herrn Prof. von der Ropp und Herrn Stadtarchivar Dr. Keussen 
verpflichtet. Die mündliche Doktorprüfung bestand ich am 24. Januar 1906. 

Nach dem Rigorosum begab ich mich nach Hause, um mich auf das 
Staatsexamen vorzubereiten. 
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Dem Andenken meiner 
Grosseltern Gottfried und Friederika Terschmitten 

gewidmet. 
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Die Kölner Ratsverfassung 

vom Sturz der Geschlechterherrschaft bis zum 

Ausgang des Mittelalters. 1396—1513. 

Von Wilhelm Holtschmidt. 



I. Kapitel. Einleitung. 

Die Organe der Kolner Stadtverfassung bis zum 
Verbund brief. 

it der Eroberung durch die Franken hörte zu- 
gleich jedes städtische Leben und jeder Rest 
der Munizipalverfassung in der alten Römer- 
^' Stadt Köln auf. Nachdem sie zeitweise Königs- 




sitz der ripuarischen Franken gewesen war, blieb sie der 
Sitz jener langen und, bedeutenden Reihe von Bischöfen, 
die von der Römerzeit bis in unsere Tage hinabreicht. 
Wann die Stadt als besonderer Gerichtsbezirk aus dem 
Gauverbande ausgeschieden wurde, ist nicht bekannt^). 
Daran, daß es geschah, ist natürlich nicht zu zweifeln ; und 
seit diesem Zeitpunkte war infolge Übertragung der könig- 
lichen Rechte der unumschränkt gebietende Stadtherr der 
Erzbischof. Er besaß die Gerichtsgewalt am Hochgericht, 
Der Burggraf, der neben ihm als höchster Richter am 



^) Die Ausführungen über die Entstehung der kölnischen Verfassungs- 
organe gehen auf die von Herrn Stadtarchivar Dr. Keussen aut Grund seiner 
topographischen Studien entwickelte Theorie zurück. Herr Dr. Keussen hatte 
die Güte, mir diese Theorie zur ersten Veröffentlichung in meiner Einleitung 
zur Verfügung zu stellen. 



Hochgericht erscheint, war als solcher nur sein Lehns- 
mann *). 

Innerhalb der alten Römermaüern existierte bis etwa 
loöo eine Allmende*), also auch eine einheitliche Markge- 
nossenschaft, in der sich in der älteren Zeit das kommunale 
Leben der Stadt abgespielt hat. Aber eben die Aufteilung 
der Allmende hing mit der Entwicklung der Stadt nach 
einer andern Richtung hin zusammen. Das ist die seit der 
Ottonenzeit mehr und mehr einsetzende Handelstätigkeit, 
und damit verbunden die wachsende Bedeutung des Marktes 
am Rhein, östlich von der alten Römermauer. Die hier- 
durch veranlasste Mehrung der Bevölkerung ist dann der 
Grund für die Teilung der Alt- und Rhfeinvorstadt in eine 
Anzahl von Parochien. Auf dieser Grundlage entwickelt 
sich von neuem die niedere Gerichtsbarkeit ; die Kirchspiele 
erledigen gewisse kommunale Aufgaben und erlangen vor 
allem ihre Bedeutung durch die Übernahme der Schreins- 
praxis. 

Durch die Entwicklung des Handels war ein gestei- 
gertes kommunales Leben entstanden , das über die Auf- 
gaben der alten Markgenossenschaft hinausreichte. Die 
Träger der neuen Entwicklung, die Kaufleute der Rhein- 
vorstadt, waren zwar imstande, eine Aufsicht über Verkehrs- 
und Marktrecht auszuüben, besaßen aber noch nicht die 
Macht, als Vertreter der Gesamtstadt aufzutreten. Das 
SchöfFenkollegium des Hochgerichte^ bot neben der Macht 
und dem Ansehen, das es besaß, noch den Vorteil, daß es 
die höhere Einheit der Stadt repräsentierte. Zweifellos 
waren es die realen Machtverhältnisse, welche das SchöfFen- 
kollegium zur obersten Kommunalbehörde der Stadt 
machten 3). Einen Nachteil hatte das Kollegium, der es 
nicht zum geeigneten Vertreter einer freiheitlich aufstre- 
benden Bevölkerung machte: es war abhängig vom Erz- 



^) Lau, Entwicklung der kommunalen Verfassung und Verwaltung von 
Köln bis 1396. S. 8. 

•) Keussen, Westdeutsche Zeitschrift. XX. S. 18. 

') Lau, a. a. O. S. 74, weist zur Erklärung noch auf den Doppelcharakter 
der ersten uns bekannten amtlichen Handlungen hin, die man ebenso gut ah 
richterliche wie als kommunale betrachten kann. 
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bischof. Das ist auch der Gfrund, warum wir bei dem Auf- 
stand gegen Anno von 1074, den uns Lambert von Hers- 
feld schildert, nichts von dieser Behörde vernehmen. Wir 
können ja annehmen, daß die Schöffen zu der Zeit noch 
nidit jene ausschlaggebende Stellung im städtischen Leben 
innehatten, von der wir erst aus dem Jahre 11 03 das erste 
urkundliche Zeugfnis besitzen^). Anderseits ist es auch sehr 
verständlich, warum gerade sie an einem Aufstand gegen 
den Erzbischof sich nicht beteiligen. Aber deutlich zeigt 
der Aufstand von 1074 den Unterg^nd, aus dem das 
zweite der maßgebenden Kölner Verfassungsinstitute er* 
wuchs, die Richerzeche. Die reichen Kaufleute um St. 
Martin sind es, welche die Herrschsucht des gewaltigen 
Anno am drückendsten empfinden. Sie sind doch wohl die 
primores civitatis, welche die Masse, vulgus, mit sich fort- 
reißen. Aber ihre Organisation scheint noch nicht ge- 
festigt, noch nicht bis zu bestimmten Normen durchgeführt. 
Daran scheitert der Aufstand. 

Man hat bis jetzt bei der Erklärung der Richerzeche 
zuviel Gewicht auf das Recht der Verleihung des Zunft- 
zwanges gelegt. Anerkanntermaßen ist es ein sekundäres 
Recht, das sie vom Schöffen kollegium übernommen hat, 
welches sich noch 1149 ^" ^^^ Ausübung dieses Rechtes 
befindet. Verknüpft man das alte Recht der Exekutiv- 
beamten der Richerzeche, der Bürgermeister, den Handel 
mit Nahrungsmitteln zu beaufsichtigen und Meinkauf zu 
vertreiben, ein Recht, das, soweit wir zurücksehen können, 
ihnen ursprünglich ist, das sie von keinem andern Organ 
übernommen haben, mit der vorher erwähnten, kräftigen, 
freiheitlichen Oppositionslust der Kaufleute im Jahre 1074, 
so läßt sich leicht, auch rein örtlich betrachtet, der Ur- 
sprung der neuen Behörde auf den Markt vor St. Martin 
zurückführen. Es erhebt sich die Frage, wie kamen die 
Kaufleute, die in der Rhein Vorstadt zu Ansehen, Macht 
und auch einer gewissen Gerichtsgewalt gekommen waren, 
dazu, sich zu einer Vertretung der Gesamtstadt zu ent- 
wickeln ? 

*) Lau, a. a. O. S. 74. 
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Die Vereinigung der Rheinvorstadt mit der alten Rötnor- 
Stadt muß spätestens im to. Jh. vor sich gegangen w^in. 
Im Jahre 948 war sie schon durch den Filzengraben g^gen 
den Severinsbezirk abgegrenzt^). Eine wirksame Unter* 
Stützung erhielten diese aufstrebenden Elemente in ihren 
Selbständigkeitsbestrebungen 1106 durch die Einziehung 
von Oversburg, Niederich und einem Teile von St. Aposteln 
in den Stadtbezirk. Diese Gebiete, die neu in den Bering 
der Stadtmauer gezogen waren, suchten natürlich auch an 
der Gesamtleitung der Stadt einen Anteil zu erhalten. Sie 
gaben, indem sie sich unter die Führung des emporstreben- 
den Kreises der reichen Kaufleute stellten, diesen die Be- 
rechtigung, sich als ein Verfassungsorgan für die gesamte» 
vergrößerte Stadt aufzutun. 

Die „coniuratio facta pro libertate'^ von 11 12 kann 
man sich doch wohl nur im Gegensatz und im Kampf 
gegen die bestehende kommunale Organisation der Schöffen 
denken, die, weil vom Erzbischof abhängig, eben nicht die 
libertas vertraten. Und weil die Vertreter der neuen An- 
sprüche der städtischen Entwicklung, die jetzt von der 
Rücksicht auf den Handel durchaus beeinflußt war, größere 
Rechte trugen und außerdem von den eingemeindeten 
Bezirken gestützt wurden, sahen sich die Schöffen genötigt, 
wenigstens teilweise nachzugeben. Die historische Richer- 
zeche ist ein Kompromiß von SchöfFenkoUegium und der 
schon länger bestehenden Genossenschaft der Kaufleute; 
und die historische Fixierung dieses Kompromisses ist die 
Erwähnung des Chronisten von der coniuratio facta pro 
libertate. Hiermit würde vortrefflich zusammenstimmen, 
was Keussen^) über die Entstehung des Bürgerhauses er- 
mittelt hat, wonach er die Entstehung eben um die Wende 
des II. Jhs. ansetzt. Danach wäre die Errichtung des 
Bürgerhauses der Ausdruck der Vereinigung des alten und 
des neuen Verfassungsinstitutes; und der offizielle Name 
der Richerzeche, „das Amt auf der Bürger Haus**, würde 
ebenfalls für den gleichzeitigen Ursprung von Richerzeche 
und Bürgerhaus, also im Anfang des 12. Jhs. sprechen. 

*) Keussen, a. a. O. S. 56. 

•) Westdeutsche Zschr. XX. S. 55. 
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Die Form, in welcher der Ausgleich zwischen Schöffen 
und Richerzeche erfolgte, bestand darin, dass sie zu gleichen 
Teilen das Bürgermeisteramt verwalteten. Von der Ältesten 
Zeit bis 1391 war regelmäßig einer der beiden Bürger^ 
ipeister ein Schöffe^), woraus sich dann allmählich infolge 
der Personalunion eine erhöhte Interessengemeinschaft ent- 
wickelte. Und gerade diese trug nicht wenig dazu bei, 
gegenüber dem eng verbundenen Schöffenkollegium und 
Richerzeche die Notwendigkeit eines neuen Verfassung»* 
Institutes zw betonen. 

Aber während wir bei der Richerzeche neben dem 
lokalen Grunde der Stadterweiterung noch aus ihrem Kom- 
petenzkreise auf ihren Ursprung zurückschließen konnten, 
versagt dieser letztere Grund beim Rate vollständig. Er 
besaß keine ihm eigentümlichen Kompetenzen, die er sicih 
etwa selbständig und unabhängig von den beiden andern 
Verfassungsinstituten erworben und entwickelt hätte. Lau, 
der die Entstehung der Richerzeche mit der Stadterweiterung 
von II 80 in Verbindung gebracht hatte'), konnte daher für 
das Aufkommen des Rates nicht recht eine Erklärung 
finden. Er führt als möglichen Grund für die Entstehung 
an, dass der Rat aus den Familien hervorgegangen sei, 
welche sich nach 11 80 allmählich eine angesehene soziale 
Stellung verschafft hatten und deshalb Anteilnahme an der 
städtischen Verwaltung begehrten, die sie in dem engen 
Rahmen des Schöffenkollegiums nicht erreichen konnten^). 
Doch macht er sich sofort selbst den Einwurf, dass diese 
Elemente schon zum Teil ihre Vertretung in der Richer- 
zeche gefunden hatten. Daß der Rat, der urkundlich 
zuerst 12 16 auftritt U unter dem mächtigen Erzbischof Engel- 
bert aufgekommen sei, ist wohl nicht anzunehmen. Aus 
dem Schied von 1258 erfahren wir, daß die Bürger den 
von Erzbischof Engelbert abgeschafften Mißbrauch wieder 
eingeführt hatten. Dieser Mißbrauch wird dann wohl eine 
geraume Zeit vor Engelbert schon seinen Ursprung ge- 



*) Lau, a. a. O. S. 79. 

*) Lau, a. a. O. S. 93. 

•) Lau, a. a. O. S. 9Q, Anmerkung i. 

*) Lau, a. a. O. S. q8. 
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nommen haben. Das Ereignis, das gewissermaßen den 
physischen Untergrund für eine Vermehrung der Kölner 
Verfassungsinstitute darbot, war die Stadterweiterung von 
II 80. Nimmt man mit Keussen^) an, daß 1180 auf diese 
neuen Bezirke die Parochialverfassung ausgedehnt wurde^ 
so liegt doch sehr nahe, daß sich aus diesen Unterverwal- 
ttmgs- und Gerichtskreisen bald ein Element entwickelte^ 
das auch am kommunalen Leben der Gesamtstadt einen 
mitbestimmenden Anteil haben wollte. Die beste Zeit hier- 
für wäre die nach dem Tode des mächtigen Philipp von 
Heinsberg, in der sich die aufstrebende Macht des städ- 
tischen Bürgertums auch durch die selbständige Politik 
kundgab*). 

Natürlich war es für den jungen Rat sehr schwer 
gegen SchöfFenkoUegium und Richerzeche zugleich sich 
seine Stellung zu erkämpfen. Und dem Erzbischof Engel- 
bert wird es nicht besonders schwer gefallen sein, die junge 
Bildung vorläufig zu unterdrücken. Auf die Frage, wie 
wir uns den Rat in den Anfängen seines Bestehens zu 
denken haben, wird sich wohl nicht leicht eine befriedigende 
Antwort geben lassen. Ein Punkt ist aber zur Erkenntnis 
seines Wesens scharf ins Auge zu fassen. Im Aufkommen 
und in der Einrichtung des Rates liegt eine demokratisie- 
rende Tendenz, da durch den jährlichen Wechsel der Mit- 
glieder eine ungleich größere Zahl von Bürgern am Stadt- 
regiment teil hatten, als in den streng aristokratischen 
Kreisen des SchöfFenkoUegiums und der verdienten Amt- 
leute der Richerzeche 8), Es liegt somit ein Widerspruch 
vor, zwischen der Tendenz, die den Rat geschaffen hat und 
der Form, in der wir den Rat zuerst vollständig durch 
eine Rätsliste kennen lernen. Denn 1305 ist der aristo- 
kratische Charakter streng ausgebildet; er zählt, wie später 
seit 132 1 der enge Rat, 15 Mitglieder. Dies schließt je- 
doch nicht aus, daß der Rat anfangs ein wesentlich demo- 
kratisches Gepräge gehabt haben kann*), und daß der 



») Westdeutsche Zschr. XX. S. 83. 

2) Vergl. Hegel, Städtechroniken XII. S. XXXVI. 

') Vergl. Lau, a. a. O. S. 99. 

*) Vergl. Lau, a. a. O. S. 99, Anmerkung 2. 
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weite Rat, der aus allen Kirchspielen gewählt wurde, die 
ursprüngliche Vertretung der 1180 erweiterten Stadt ge- 
wesen ist. Denn gerade die Wahl des weiten Rates nach 
Kirchspielen, ein Wahlmodus, für dessen Entstehung und 
Berechtigung um 132 1 wir keine befriedigende Erklärung 
finden können, weist auf die frühere Eingemeindung hin. 
Aus dieser breiten Masse der Ratsherren konnte sich dann 
leicht und schnell ein enger Rat als Verwaltungsausschuss 
herausbilden, gegen dessen übermäßige Macht im 14. Jh. 
eine Reaktion des weiten Rates erfolgte^). 

Wie sich weiter der Rat mit der Richerzeche und dem 
SchöfFenkollegium , ferner der enge Rat mit dem weiten 
Rat auseinandersetzte, ist genügend erörtert^). 

Das Ergebnis war der Verbundbrief von 1396, der ab- 
gesehen von einigen Modifikationen, das grundlegende 
Verfassungsdokument der freien Reichsstadt geblieben ist 
bis zur französischen Revolution. 

II. Kapitel. 

Der Verbundbrief und seine Bedeutung im Kölner 
Verfassungsieben. 

Der Verbundbrief3) ist, wie schon sein Name sagt, aus 
einer Vereinbarung hervorgegangen. Verschiedene Ele- 
mente oder Schichten der Bürgerschaft verbinden sich zur 
Aufrichtung und Durchführung einer neuen Verfassung. 
Das ist ein Punkt, worin der Verbundbrief von den frühe- 
ren Verfassungsneuerungen abweicht. Denn die vorherigen 
Verfassungsänderungen oder -erweiterungen, vielleicht mit 
Ausnahme der Anfänge des Rates, waren immer eine 
von wenigen Mächtigen über die Köpfe des Volkes ge- 
schlossene Vereinigung. Hier zum erstenmal wird auf 



') K.eussen, a. a. O. S. 83, Anmerkung 352. 

*) Stein, Zur Vorgeschichte des Kölner Verbundbriefs, Westdeutsche 
Zschr. XII, und Lau, a. a. O. S. 98—160. 

') Vorbemerkung: Diese Darstellung beschränkt sich lediglich auf die 
Zeichnung der inneren Verfassungsentwicklung der Stadt Köln. Für die 
politische Geschichte der Stadt, verbunden mit der Stifts- und Reichsgeschichte 
dieser Zeit verweise ich auf: Ennen, Geschichte der Stadt Köln Bd. III, und 
Hegel, Städtechroniken Bd. XIV, Einleitung. 
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Grund langer Vorberatungen, an denen alle itUssen der 
Bürgerschaft teilnehmen, eine neue Verfassung aufgerichtet, 
die jedem Bürger ein gleiches Maß aktiver und passiver 
Rechte zuweist. Denn das eigentlich Neue bei der Ver- 
fassung war nur die politische Gleichberechtigung aller der- 
jenigen, die das Bürgerrecht besaßen. 

Wenn in einer Verfassungsentwicklung plötzlich wn 
neuer Grundsatz auftritt, der dem bisherigen Gange der 
Dingpe geradezu entgegengesetzt ist, so ist man doch be- 
rechtigt, sich den Weg zu dieser Neuerung von heftigen 
Kämpfen begleitet vorzustellen. Spiel und Gegenspiel, 
wobei die Folge des Sieges gewöhnlich die völlige Unter- 
drückung der Besiegten ist. Aber so stellt sich uns der 
Verlauf der Ereignisse, die zum Verbundbrief führen, nicht 
dar. Wohl sieht man die Zünftler eifrig bestrebt, einen 
Anteil an der Stadtregierung zu erlangen. Aber sie gehen 
nicht auf den Umsturz des Bestehenden aus; und die Ur- 
sache des Sturzes der alten Regierung ist nicht die Stärke 
der sich emporringenden Bürgerklasse, sondern der Zwie- 
spalt im eignen Lager, Die ganze Revolution ist mehr das 
momentane Aufwallen eines friedliebenden Bürgergeistes 
gegen eine herrschsüchtige Clique als das bewußte Streben 
nach Vernichtung der augenblicklichen Regierungsform. 

Neu und der Erfolg eines langen und zielbewußten 
Strebens iat, daß eine neue soziale Schicht endgültig sich 
an die Oberfläche heraufgearbeitet hat, und daß diese ihre 
Gleichberechtigung mit den Herrschenden für sich durch- 
setzt. Sie kommt aber nicht so auf, daß sie, wie in vielen 
andern Städten, nun über die früheren Machthaber herrscht, 
sondern neben und mit ihnen. Umsomehr sind wir berech- 
tigt, den Verbundbrief nicht als das von den aufstrebenden 
Zünften ersehnte Ziel ihrer Bestrebungen, sondern vielmehr 
im eigentlichsten Sinne als das Ergebnis der nach dem 
18. Juni 1396 abgehaltenen Verfassungsberatungen anzu- 
sehen. In dem Sinne wäre dann der Verbundbrief ein 
Kompromiß, Die Patrizier sollen weder ganz zurücktreten 
noch alleinherrschend sein in der Stadtvertretung, und 
ebenso die Zünftler. Und so erhebt man als das Aus- 
schlaggebende ein neues Prinzip zur Herrschaft, das Prinzip 
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der politisdien Gleichberechtigung aller derer , die das 
Bürgerrecht besitzen. Der provisorische Rat vom 24. Juni 
4396 von 47 Personen — 5 Ritter, i patrisischer Bürger- 
meister, 15 Nichtpatrizier, i nichtpatrizischer Bürgermeister 
und 27 Zünftler — war in der Tat, ohne daß in ihm auch 
das Prinzip schon ausgesprochen war, ein Übergang zu 
dem neuen System. In ihm waren alle Elemente vertreten, 
•die bei der Stadtregierung in Betracht kommen konnten 
Wenn man erwog, was sie alle drei Gemeinsames besaßen, 
so ergab sich das Bürgerrecht. 

Nur darin äußert sich das unleugbare Übergewicht der 
Zünftler, daß ihre wirtschaftliche Organisation auch das 
Muster wurde für die politische Einteilung aller, die im 
Besitze des Bürgerrechtes waren. Nur das Muster; denn 
die neue Verfassung war weit davon entfernt, eine Zunft- 
verfassung im eigentlichen Sinne des Wortes zu sein. Die 
politische Einheit sind die Gaffeln und nicht die Zünfte 
oder Ämter, Denn daß die Gaffeln, oder wenigstens die 
Übertragung des Namens Gaffel auf die sämtlichen 22 po- 
litischen Korporationen im Jahre 1396 später als etwas 
Neues empfunden wurden, beweist die Koelhoffsche 
Chronik^): ^do wurden die gaffelen gemacht: vurmails plach 
Then zo haven broderschaften*'. 

Diese Behauptung ist nun zwar nicht richtig, denn 
auch vor 1396 sind uns Gaffeln bekannt, hauptsächlich 
durch den Bericht über die Weberschlacht. Aber diese 
Gaffeln, wie auch schon ihr abweichender Name zeigt, — 
denn die eigentlichen Zünfte werden immer nur Ämter ge- 
nannt — müssen zum mindesten einen Unterschied von 
den Zünften aufgewiesen haben. Wenn wir also auch nichts 
Positives über die Zusammensetzung und die Elemente 
dieser Gaffeln mit Sicherheit aussagen können, so bringt 
uns doch anderseits das Fehlen jedes handwerklichen Ele- 
mentes der Erkenntnis ihres Wesens einen Schritt näher. 
Vielleicht ist schon aus dem Namen der einzelnen Gaffeln, 
der ausschliesslich von der Wohnung oder dem Versamm- 
lungshause genommen wurde, zu schließen, daß nicht eine 
ÄO enge Standes- und Interessengleichhett herrschte wie bei 

») Hegel, Städiechroniken Bd. XIV, S. 733. 
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den Zünften, welche diesen den Namen gab. Und dieser 
umfassendere Kreis der Gaffel machte es dann möglich, 
die Gaffel zu einem größeren politischen Verbände zu orga- 
nisieren, der mehrere Zünfte in sich einschloß, welches Bild 
der Verbundbrief zeigt*). Diese Überordnung der Gaffel 
über die Zunft*) wäre dann wieder ein Beweis für das 
starke Vorhandensein nichtzünftischer Elemente in der neuen 
Verfassung. 

Da nun der Verbundbrief durchaus nicht vollständig 
aus dem alten Kampf zwischen Zünften und Geschlechtern 
herzuleiten und zu erklären ist, müssen wir uns zu seinem 
Verständnis näher an die eigentliche Genesis dieses Ver- 
fassungsdokumentes halten. Der provisorische . Rat vom 
24. Juni, der auch nach Genehmigung des Verbundbriefs 
hoch bis Ende 1396 im Amte blieb, wurde schon erwähnt. 
Neben ihm wurde ein Dreizehnerausschuß, der sich mit 
einer Abordnung von 27 Vertretern der Ämter und Gaffeln 
beriet, mit der endgültigen Ausarbeitung der Verfassung 
beauftragt 3). Inwiefern der provisorische Rat schon in 
seiner Zusammensetzung als ein Übergang zu der neuen 
Verfassung angesehen werden könnte, ist oben erwähnt. 

*) Auch die uns später (vergl. Stein, Akten zur Verfassung und Ver- 
waltung von Köln Bd. I N. N. 206. 232) bekannte Art der Ratswahl auf 
verschiedenen Gaffeln ist entschieden eine Entwicklung in nicht zünftischer 
Richtung; vergl. Kap. IV. 

*) Wenn •es auch im Verbundbrief nicht direkt ausgesprochen ist, die 
Praxis der forgendeu Jahre beweist es doch: Die Bürger sind zwar in Ver- 
bänden durchgehends nach wirtschaftlichen Interessengruppen vereinigt, aber 
das für die Verfassung Ausschlaggebende ist nicht die Zugehörigkeit zur wirt- 
schaftlichen Zunft, sondern zur politischen Gaffel. Sehr klar spricht das eine 
Bestimmung von 1467 Juni 18 aus: Wenn jemand zur Eidesleistung auf eine 
Gaffel kommt und ein Amt betreibt, das nicht zu dieser Gaffel gehört, soll 
man ihn an die richtige Gaffel weisen. Betreibt er aber zur Zeit kein Amt 
und beginnt später eins zu treiben, das nicht mit der Gaffel, bei der er seinea 
Eid geleistet hat, verbunden ist, soll er mit seinem Eid bleiben der Gaffel zur 
Ratskur und zu Befehl des Rates; aber gleichwohl soll er in Amtssachen dem 
Amte gehorsam sein, das er angefangen hat: Stein, Akten Bd. I N. 213. Dem- 
entsprechend hatte die Gaffel zwei Arten von Vorstehern, den Gaffelmeister, 
der dem politischen Verbände vorstand und die einzelnen Amtsmeister, die 
den Handwerkergenossenschaften vorstanden; vergl. Stein, Akten, Bd. I N. 340. 

s. 744. > ■ 

») Stein, Westd. Z. XII. S. 298; Lau, a. a. O. S. 159- 
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Auch der Umstand, daß man diesen Rat mit seinen fünf 
patrizischen Ratsherren und einem patrizischen Bürgermeister 
noch nach der Genehmigung des Verbundbriefs, Sept. 14. 
bis zum Ende des Jahres in Amt und Würden beließ, legt 
die Annahme nahe, dass man damals den prinzipiellen 
Gegensatz, in dem die neue Verfassung zu der alten steht, 
nicht so klar empfand wie etwa wir heute bei der Lektüf e- 
dieses Dokumentes. Und- wenn man ferner bedenkt, wie 
sich aus den friedlichen Beratungen der Dreizehn unter 
Zuziehung der Siebenundzwanzig aus den Ämtern und 
Gaffeln die neue Form der Verfassung ergab, so kann man,, 
auch unter Annahme der Einwirkung fremder Vorbilder i),. 
nicht mehr behaupten, daß die Reformer sich der prinzi- 
piellen Neuheit ihrer Schöpfung im Kölner Verfassungs-^ 
leben bewußt waren. 

Denn, hätte man den theoretisch in der neuen Ver- 
fassung enthaltenen Grundsatz, dass die weltlichen , wirt- 
schaftlichen Organisationen die Grundlage der neuen Ver-^ 
fassung seien, konsequent durchführen wollen, so gab es in 
Köln auch noch andere wirtschaftliche Genossenschaften 
von Bedeutung als die des Verbundbriefes, nämlich die- 
Bauerbänke. Sie haben als solche weder Sitz noch Stimme 
im neuen Rate. Trotz der allgemeinen Gleichberechtigung 
sind sie nicht zu politischem Leben erweckt worden. Man 
sieht, wie das Hauptinteresse der Reformer sich um andere 
Dinge drehte. Ihre Absicht war, die Hauptschäden, die 
sich in der Verfassungsentwicklung bisher ergeben hatten, 
abzustellen. Dies war die Sonderstellung und Bevorzugung 
der Geschlechter in der Stadtvertretung. Der. Schaden 
wurde abgestellt durch die Schaffung eines einheitlichen» 
ungeteilten Rates und durch die politische Gleichberech- 
tigung aller Bürger*). 

Wenn Steint) bemerkt, daß man sich in der ersten 
Zeit noch wenig klar gewesen sei über die Tragweite 



*) Vergl. K. Bader, Beiträge zur Geschichte des Verbundbriefes. 

*) „Wir die gemeynde, alle gemeynlichen, arm ind rijch", und ferner 
„wir alle ampte ind gaffelgesellschaffen eyne mit der gantzer gemeynden" heisst 
es im Verbundbrief. 

h Westd. Z. XII. S. 297, Anmerkung iir. 
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4er durch den Verbund eingeführten neuen Verfassung, 
so ist das durchaus richtig. Ja, man kann sagen, völlig 
konsequent nach dem Geiste des Verbundbriefes ist über* 
baupt nicht regiert worden. Die historischen Erinne« 
Hingen und Verhältnisse wirkten noch immer nach, zumal 
die Formen der alten Verfassung bestehen blieben. Der 
Rat nach 1396 betrachtete sich durchaus als Fortsetzung 
und Erben des Geschlechterrates i). Denn indem, abge- 
sehen von der Zweiteiligkeit, alle Einrichtungen und alle 
Beamtenstellen mit in die neue Verfassung hinübergingen, 
indem auch die Personen z. T. dieselben blieben*), trat 
das, was an neuen Ideen im Verbundbrief steckte, mehr 
und mehr zurück hinter der gewaltig wirkenden Macht 
der alten historischen Verhältnisse und Vorstellungen^). 
Was allmählich der Zeit im Bewußtsein blieb von der 
Verfassungsänderung von 1396 und auch das, was die 
Reformer mit bewußter Absicht durchgeführt hatten, wi^r 
der Sturz der Geschlechter, insofern diese die einseitige 
Interessenherrschaft auf die Spitze getrieben hatten. 

Im übrigen stellt sich der Verbundbrief dar als der 
Sieg der Bestrebungen einmal des Rates überhaupt. Der 
Rat als Verwaltungsbehörde beherrscht jetzt konkurrenzlos 
die ganze Stadt. Dann aber bringt die neue Verfassung 
vor allem die Erfüllung der Wünsche des weiten Rates, 
<ler der Vertreter der demokratischen Idee in dem neuen 
Verfassungsdokument war. 

Wenn schließlich nach einem Zeitraum von Jahren 
nach Einführung des Verbundbriefes erst ein Abweichen 
von dieser neuen Verfassungsform zu konstatieren wäre, 
so wäre dies eine Erscheinung, die ganz im Wesen der 



*) Vergl. Stein, Akten, Bd. II N. 119. 

•) So z. B. Rolant von Odendorp, der noch jahrelang unter dem neuen 
Regiment Rentmeister blieb. 

^} Seinen Ausdruck findet das darin, dass auch nach 1396 die Statuieruag 
der Verfas3UDg noch immer in der alten Form der Eidbücher geschah, die 
meistens fast wörtlich denen der Geschlechterzeit entsprechen. Ja, historische 
Institutionen, die schon vor dem Verbundbrief ihr Ende gefunden hatten, wie 
die 1391 aufgelöste Richerzeche, üben noch ihre stillen Nachwirkungen aus; 
A-ergl. Stein, Akten I S. 264, Anmerkung 2. 
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Dinge begründet ist. Aber hier ist die Sache doch anders. 
Gerade beim Übergang in das neue Prinzip können wir 
feststellen, dass die Reformer im wesentlichen einen starken^ 
konkurrenzlosen, einheitlichen Rat, als Zentralbehörde her« 
stellen wollten. Dagegen trat das, was sie zur Ermög- 
lichung dieser Absicht an demokratischen Tendenzen^ 
z. T. nach fretnden Vorbildern, in das neue Verfassungs- 
dokument aufgenommen hatten, immer hinter der aus- 
schlaggebenden Idee der Zentralisation zurück. 



III. Kapitel. 

Der neue Rat und die Umgrenzung seiner 
M achtbef u gn Isse. 

I. Der neue Rat. 

Das Geburtsjahr der letzten Epoche in der Kölner 
Stadtverfassung ist 1391. Da beginnt die konsequente 
Durchführung der Politik des jüngsten der Kölner Ver- 
fassungsorgane, des Rates. 1391 werden die Schöffen in 
ihrem Einfluß mächtig beschränkt und die Richerzeche 
völlig aufgehoben. Die Tendenz dieser Maßnahmen ist 
klar: Der Rat soll das allein maßgebende Verfassungs- 
organ sein. Die Bürgermeister, bisher die Exekutivbeamten 
der Richerzeche, bleiben in ihrem Amte, werden aber 
fortan vom Rate gewählt. W^as von selbständigen oder 
nur z. T. untergeordneten Gewalten in Köln bestand, 
mußte sich nun mit dem Rate auseinandersetzen. 

Sein Hauptaugenmerk richtete der Rat jetzt auf die 
untergeordneten, kleineren Gerichtsbildungen, die in den 
Unterbezirken der Stadt eine ziemlich ausgedehnte Selbst- 
verwaltung erreicht und eingerichtet hatten. 1391 trat der 
Rat in die Stellung eines Ober3ten der Schreine ein und 
erließ eine für alle Schreine gültige Ordnung^), und die 
Berufung von den Urteilen der Schreinsgerichte ging von 
jetzt an den Rat als höchste Instanz. Auch über die ver- 

») Lau, a. a. O. S. 173. 
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fassungsrechtlich minder bedeutsamen Bauerbänke brachte 
er seine obrigkeitliche Stellung zur Geltung. Während 
■die beiden ersten Bauerbank-Ordnungen Weierstraße und 
Severin vor 1391 ohne Mitwirkung des Rates erlassen 
sind, wurde im Jahre 1391 die Ordnung der Bauerbank 
^on der Friesenstraße von Bürgermeistern und Rat be* 
stätigt und die vom Eigelstein im selben Jahre geradezu 
vom Rate veranlaßt i). 

Und wenn auch im Jahre 1396 die demokratischen 
Tendenzen dauernd zum Siege gelangten, so läßt sich 
•doch aus den Bestimmungen des Verbundbriefs und den 
Maßnahmen der neuen Regierung erkennen, wie sehr 
man den neu geschaffenen Stand der Dinge hauptsächlich 
als einen Sieg der zentralisierenden Ratspolitik ansah. 
Denn, was vor allem im Verbundbrief betont und gewisser- 
maßen unterstrichen wird, ist, daß der Rat, hervorge- 
gangen aus der freien Wahl der Gaffeln „mögich und 
mechtich" aller Sachen, also autonom sei. Nur in 4 Punkten, 
bei. Beschlüssen über Heerfahrt, Bündnis, Renten und Aus- 
gabe von mehr als 1000 Gulden auf einmal, ist er an die 
Zustimmung der Gemeinde gebunden. 

So wurde dem Rate eine ganz ansehnliche Macht- 
vollkommenheit gewährt. Vermehrt wurde diese noch da- 
durch, daß die Gemeinde nur 36 Ratsherren wählte, wäh- 
rend weitere 13 vom Rate aus der Gemeinde hinzugewählt 
wurden 2). Ebenso stand die Wahl der beiden Bürger- 
meister nicht den Gaffeln, sondern dem Rate zu. Wie 
deutlich sich gerade in der Zeit, als der Verbundbrief 
entstand, das ganze Interesse der Reformer auf den Rat 
VLud seine Alleingewalt in der Stadt konzentrierte, ersieht 
man auch aus dem § 27 des Eidbuches von 1396 



*) über die Bauerbänke vergl. Wrede, Die Kölner Bauerbänke. 

') Hier setzen auch bald die Bestrebungen des Rates ein, sein Wahlrecht 
vor dem der Gemeinde mit außerordentlichen Befugnissen auszustatten. 
Während es den Gaffelmitgliedern verboten ist, einen Gaffelgenossen, der Burg- 
graf oder Wechsler auf der städtischen Münze ist^ in den Rat zu wählen, hat 
der Rat das Recht, da und anderswo zu wählen, wo es ihm nötig zu sein 
dünkt. Beschluß von 1406, Stein. I N. 84 und von 1410, Stein I N. 98. 
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Dezember 26.: Fortan sollen keine Schöffen des Hochge- 
richts mehr in den Rat gewählt werden^). 

Wie in den Zeiten der Geschlechterherrschaft, so 
wurde auch jetzt die Macht des Rates verstärkt, daß das 
System der drei Räte erhalten blieb. Die Ratsherren der 
beiden vorhergehenden Jahre hatten ein . zwar nicht 
rechtlich fixiertes aber tatsächlich bestehendes Mitbe- 
schließungsrecht. Der Rat fühlte sich mit diesen, den 
sogenannten „allen Räten", als eine Einheit 2). Dement- 
sprechend konnte eine Ratsbeschluß nur umgestoßen 
werden bei Übereinstimmung des zeitigen Rates mit dem 
Kate, der früher den Beschluß gefaßt hattet). Durch 
diese bedeutende Verstärkung des Rates, und durch Ent- 
wicklung des Institutes der Ratsfreunde, die später sogar 
in ein rechtUch normiertes Verhältnis zum Rate traten*), 
mußte natürlich die Bedeutung der Vierundvierzig, der 
außerordentlichen Vertreter der Gemeinde, entsprechend 
sinken. Laut Verbundbrief waren sie bei Beschlußfassung 
über einen der oben erwähnten 4 Punkte, als Vertreter 
des Volkswillens, zuzuziehen. Zudem scheint auch noch, 
wenigstens in späterer Zeit, die Wahl dieser Vierundvierzig 
nicht in der Weise vorgenommen zu sein, dass man be- 
rechtigt wäre, sie als die Träger des Volkswillens anzu; 
sehen. In den Reformvorschlägen von 1481 heißt es: 
Man soll keine Vierund vierzig mehr wählen, bevor man 
es nicht auf allen Gaffeln kundgetan hat nach Wortlaut 
des Verbundbriefs 5). 

Auch den Zünften und Gaffeln gegenüber blieb die 
Stellung des Rates in ebenso starker Überordnung wie 
vor 1396. Nur die Obermeister, welche die Geschlechter 



^) Stein, Akten I N. 53. Allerdings ist dieses Eidbuch nur ein Entwurf 
und der angezogene Paragraph in der Handschrift durchgestrichen, aber er ist 
uns doch ein Hinweis auf die Ideen, die bei der Verfassungsänderung von be. 
.stimmender Wirkung waren. 

^) So heisst es z. B. Stein, II N. 140 vom Jahre 1422: Kein Mann, der 
_zur Zeit zu Rate sitzt, oder zu „allen Räten" gehört etc. 

*) Stein, I N. 88 vom 28. Januar 1407. 

*) Vergl. Kapitel V, Anmerkung i. 

*) Stein, I N. 261 § 75. 
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aUB ihrer Mitte über die Handwerkerämter gesetzt hatten^ 
fielen fort^). Damit kein Amt oder keine Gaffel innerhalb 
des Rahmens der Verfassung ein Übergewicht über die 
anderen erlangen könne, war es z. B. verboten, dass eine 
Zunft oder Gaffel die städtischen Akzisen pachtete, sondöra 
höchstens eine Gesellschaft von 3 Männern*). Den 
Versuchen eines Amtes, seine Machtbefugnisse zu ver- 
mehren, trat der Rat scharf entgegen eben unter der Be- 
rufung darauf, dass er der rechtliche Erbe des Geschlechter- 
rates sei*). 

Und wenn früher, so 14 18, die Gaffeln einmal frei- 
willig die an sie geschickten Briefe des Erzbischofs, der 
Zwietracht zwischen ihnen und dem Rate säen wollte, an 
den Rat abgeliefert hatten*), so konnte 1457 der Rat den 
Beschluß fassen, daß die Gaffeln verpflichtet seien, die 
an sie gelangenden Briefe abzuweisen oder sie an den 
Rat abzuliefern J^). 

Auf Grund der nach Einführung der neuen Verfassung 
den Ämtern neu ausgestellten Amtsbriefe hatte zwar jede& 
Amt für alle Zeit Vollmacht, sich selbst zu regieren, doch 
fand es der Rat praktisch, die Entscheidungen über Streitig- 
keiten in der Zunft an sich zu ziehen und sie nicht dem 
oder den Meistern zu überlassen, um, wie er sagt, Unan- 
nehmlichkeiten zwischen Meister und Genossen zu ver- 
hüten«). 

Verwaltungsrechtlich war der Rat jetzt der alleinige 
Herr der Stadt. Aber ziemlich verwickelt und durchaus 
nicht einheitlich waren die gerichtlichen Verhältnisse in 
der Reichsstadt gestaltet. Das hohe Gericht besaß und 
besetzte der Erzbischof, und er ist auch Gerichtsherr ge- 
blieben bis zum Ausgang der reichsstädtischen Zeit. 



M Hegel, Städtechroniken XIV S. CLXII. 

*) Stein, II N. 76 vom 27. Juli 1398. 
•) Stein, II N. 119, vergl, Anmerkung. 
*) Vergl. Kapitel V. 
») Stein, I N. 186. 
«) Stein, I N. 210. 
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Aber die Geburgerichte unterstanden seit 1391 dem 
Rate, und gegen sie ging er 1396 im Interesse der Zen- 
tralisierung und der Stärkung der eignen Gerichtsinstitute 
vor. Der Rat besaß drei eigene Gerichte : das Ratsgericht, 
das Gewaltgericht und das Btirgermeistergericht. Die 
Koelhoffsche Chronik berichtet zum Jahre 1396: „Do 
gingen af die gerichte in den geburehuisseren, die rtoch 
zer zit in den kirchspelskirchen stain*' i). Aus einer Gerichts- 
reform vom Jahre 1445 Oktober 14.2) erfahren wir, daß 
es die Amtleutegerichte waren, die sich infolge der Ein- 
gemein.dung von 1106 entwickelt hatten. Wenn wir auch 
einsehen, daß es für den Rat von Vorteil war, zur Stär- 
kung seiner eignen Gerichtsinstitute die Geburgerichte 
abzustellen, so erhebt sich doch die Frage, was ihn dann 
1396 bewogen hat, die Geburgerichte der Eingemeindung 
von 1 106 von den späteren zu trennen. Wenn wir anders 
ein Prinzip in seinem Vorgehen erblicken wollen»), so 
bleiben uns nur zwei Gründe für diese Inkonsequenz. Aus 
der Genesis der verschiedenen Geburgerichte müßte sich 
ergeben haben, daß die altstädtischen weniger historische 
Existenzberechtigung hatten als die auswärtigen*). Aber 
das ist ausgeschlossen. Oder der andere Grund waltet 
vor. Die altstädtischen Geburgerichte hatten — - wohl au» 
dem Grunde, weil sie anfangs keine gleichberechtigte 
Konkurrenz zu erdulden hatten — sich mächtiger ent- 
wickelt als die auswärtigen. Denn diesen standen immer 
noch die Gerichte des Erbvogtes, welche dieselben 
Kompetenarkreise umfaßten, beeinträchtigend zur Seite. 
So wurden die altstädtischen zuerst unterdrückt. 

Doch behielt der Rat auch die auswärtigen Gerichte 
scharf im Auge; und ails sich eine günstige Gelegenheit 
bot, setzte er auch deren Machtbefugnisse bedeutend 
herab. Im Anfang der fünfziger Jahre, wohl im Zu- 

*) Hegel, Städtechroniken XIV, S. 733. 

«) Stein, II N. 505. 

*) Und hierzu sind wir berechtigt, schon wegen der Verordnung von 
1445, die einen weiteren Schritt in der eingeschlagenen Richtung bezeichnet. 

*) Auswärtige Gerichte werden nach dem Sprachgebrauch der Urkunden 
die genannt, die sich auf Grund der Eingemeindung von 1 1 80 gebildet haben. 
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sammenhang mit den Streitigkeiten innerhalb des Schöffen- 
kollegiums, des Hochgerichtes, scheinen die auswärtigen 
Gerichte den Versuch gemacht zu haben, ihren 
Kompetenzkreis zu erweitern. Die hierüber einlaufenden 
Klagen 1) gaben dem Rate den erwünschten Anlaß zum 
Vorgehen. 1445 Okt. 14. erläßt er eine Gerichtsord- 
nung 2). Besonders die Amtleutegerichte zu Oversburg 
und Niederich, die doch zu denen gehören, die 1396 ab- 
gestellt worden seien 3), sollen wieder geschlossen werden. 
Den auswärtigen, Severin, auf der Weierstraße, Gereon, 
auf dem Eigelstein und auch dem Hachtgericht wird die 
angemaßte Kompetenz über persönHche Beleidigung, 
Uebertretung und Gewaltsachen genommen. Diese 
Sachen werden an die Gerichtsinstitutionen des Rates, 
Gewaltgericht und Bürgermeistergericht, gewiesen. Das 
Gericht über Geldschuld wird ihnen nur bis auf die 
Summe von dreimal siebzehn Schilling gelassen. Sonst 
dürfen sie über eine größere Geldschuld nur dann 
richten, wenn diese das Erbe antrifft, das unter dem 
Gerichte gelegen ist. Die Höhe der Gebühren bei Ab- 
schätzungen, Freisprechungen etc. wird nach den An- 
sätzen des Bürgermeistergerichtes geregelt. Die häufigen 
Arrestbelegungen, die den Bürgern und* Eingesessenen 
auf das Gut Auswärtiger hin geschehen, werden durch 
Kautionsbestimmungen für die, welche bekümmern wollen, 
eingeschränkt. So war es dem Rate gelungen, wenigstens 
die ihm unterstellten niederen Gerichtsbarkeiten dauernd 
zu Gunsten seiner eignen Gerichte einzuschränken. 

Dagegen gehörten zu den auswärtigen Gerichten noch 
zwei, die nicht dem Rate unterstanden. Es waren die 
Gerichte des Erbvogtes auf dem Eigelstein und an Gereon. 
Daher wandte sich der Rat an den Erbvogt Gumprecht 
von Neuenahr und bat ihn, die ihm unterstellten Gerichte 
zu reformieren. Er willfahrte zwar diesem Wunsche in 



>) Stein, I. N. 333. 
«) Stein, II. N. 505. 

') Diese sind nicht zu verwechseln mit den Schöffengerichten daselbst 
die vom Hochgericht abhängig waren. 



Die Kölner Ratsverfassung etc. 19 

der Gerichtsordnung von 1448 1), behielt aber seinen Ge- 
richten die Kompetenz über Kränkung, Übertretung, Ge- 
waltsachen und Geldschuld, welche die städtischen Gebur- 
gerichte hatten abgeben müssen, ausdrücklich vor. 

Eine eigentlich richterliche Tätigkeit übte der Rat 
als solcher, als oberste Behörde der Stadt, nur in Be- 
rufungssachen aus. Schon 139 1 hatte der Rat für die von 
den Schreinen an ihn gelangenden Appellationssachen jeden 
Donnerstag in der Woche als Verhandlungstag bestimmt*). 
Ob dieser Brauch nun mit der Zeit abgeschafft oder ein- 
geschlafen ist, ist nicht deutlich mehr zu ersehen. Die 
Ratsherren scheinen dann eine Zeitlang die Appellationen 
in den regelmäßigen Ratssitzungen erledigt zu haben zum 
Schaden der Ratsgeschäfte wie auch der Berufungssachen 
selbst. 1466 Dez. i. wird bestimmt, dass die Ratsherren 
jeden Donnerstag — also wie früher — ein Gebot haben 
sollen, um die hängenden Appellationssachen besser er- 
ledigen zu können*). 

Vom Rate ging der Rechtszug an den Kaiser. Da 
aber eine solche Appellation meist sehr kostspielig war, 
und überhaupt manche Unannehmlichkeiten im Gefolge 
haben konnte, gestattete der Rat eine Berufung an den 
Kaiser nur nach genügender Sicherheitsleistung*). 

B. Der Rat und die Schöffen. 

1463 nach dem Tode des Erzbischofs Dietrich wandte 
«ich der Rat an Em und von Eilsich, der lange Jahre die 
Stellung eines Protonotars innegehabt hatte, mit der Bitte, 
er möge einmal aufschreiben, was er von den vor 20 Jahren 
zwischen Rat und Erzbischof gepflogenen Unterhandlungen 
noch im Gedächtnis habe. Er teilte mit, was er noch 
wußte und sagt im Anschluß daran: „Der Stadt Sachen 
und Gebrechen sind selten in den Vereinbarungen die 
gleichen geblieben, dann abgestellt mit gütlichen Reden, 
dann erneut, dann verändert, dann beschwert, dann erleich- 

M Stein, I. N. 334. 

*) Ennen und Eckertz: Quellen I. S. 234. 

«) Stein, I. N. 211. 

*) Stein, I. N. 203. 
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tert, je nach Gelegenheit, denn nirgends ist ein fester Un* 
tergrund ^). 

Und so ist es auch. Es handelt sich in der Haupt- 
sache immer um Gewohnheitsrechte. Die Macht der 
Bischöfe als Landesherren ging in dieser Periode ganz ent- 
schieden zurück. Man denke nur an den ewig in Finanznöten 
befindlichen Dietrich von Mors und an die noch trostlosere Lage 
des Elekten Ruprecht Natürlich übte dies auch eine Rück- 
Wirkung aus auf das Verhältnis von Erzbischof und Stadt; 
zumal die Stadt, wenigstens was ihre verfassungsrechtliche 
Stellung angeht, bis zum Ausgang des Mittelalters in durch- 
aus fortschreitender Entwicklung begriffen war. Die unge- 
heuren Forderungen und Ansinnen, welche die Bischöfe 
Dietrich, Ruprecht und Hermann in Augenblicken, in denen 
es ihnen eben leidlich geht, an die Stadt stellen, sind 
geradezu unverständlich. Als ob die Stadt, was sie in jahr- 
hundertelanger Entwicklung erkämpft und erarbeitet hatte,, 
ruhig und willig einem Fürsten abträte, dem die reale 
Macht fehlte, seinen Forderungen Nachdruck zu geben. 

Aber immerhin verkörpern und vereinigen sich in der 
Person de» Erzbischofs diejenigen Elemente, die neben dem 
Rate und zum Teil unabhängig von ihm einen eigenen 
Machtkreis besaßen. 

Dies war die Geistlichkeit mit ihrer gerichtlichen und 
wirtschaftlichen Sonderstellung und das Hochgericht mit 
seinem die gerichtlichen Institute des Rates weit über- 
ragenden Kompetenzkreise. Doch ist es nicht so sehr das 
SchöflFenkoUegium als Vertreter des hohen Gerichts, als. 
vielmehr die patrizische Bürgerklasse, welche die Schoflen 
bildeten, mit ihrem Anspruch auf Anteil an der Stadtregierung, 
und mit ihrer Stellung abseits vom Rate unter dem Erzbischof, 
dem sie vereidet waren, welche in der ersten Zeit die Haltung 
des Rates bestimmt. Wenn die Schöffen auch nicht 
prinzipiell aus der Stadtregierung herausgedrängt werden,, 
wie es der Entwurf des Eidbuches von 1396 Dez. 26. noch 
haben will 2), so müssen sie doch den endgültigen Sieg und 



•) Actus et Processus, im Kölner Archiv, tora. II f. 323 ff. 
«» Stein I N. 53 § 27. 
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die Alleinherrschaft des Rats als Ihre eigene Niederlage 
ansehen. Und wenn sie sich gewissermaßen trotzig auf 
ihre eigentümliche Domäne, das Gericht, zurückziehen, so 
ist das ein Ausdruck dieser Stimmung. Dasselbe hören 
wir aus den Worten heraus, die der Schöffe Heinrich Har- 
devust 1427 den Ratsherren bei Gelegenheit des Streites 
wegen der Verhaftung des Heinrich Theus entgegenhält: 
„Was haben unsere Herren vom Rate mit uns zu tun ! sie 
fragen uns nicht, wir fragen sie auch nicht." 

Aber solange das SchölFenkollegium des Hochgerichtes 
nur mit Angehörigen der Geschlechter besetzt werden 
durfte und konnte, solange lag immer die Möglichkeit vor, 
daß sich eine von einheitlichem Interesse geleitete Geschlechter: 
Partei bildete, die dem Ansehen und der Stellung des Rates 
gefährlich werden konnte. Aus diesem Gedanken herau- 
ist das Verhalten und die Handlungsweise des Rates in 
unserer Epoche zu verstehen. Ob der Rat in dieser Zeit 
noch ernstlich daran gedacht hat, dem Erzbischof die Ober- 
hoheit über das Hochgericht abzunehmen, erscheint zum 
mindesten fraglich. Alle seine Maßnahmen weisen da- 
hin, daß es ihm darauf ankam, eine Art von Aufsichtsrecht 
über das SchöfFenkoUegium zu erlangen. Der Rechtsstand- 
punkt, auf den der Rat sich stellte war der, daß er für den 
Schutz und die Wohlfahrt seiner Bürger zu sorgen habe. 
Ließ das Schöffenkollegium sich eine Beeinträchtigung der 
Bürgerfreiheit zu Schulden kommen, dann hatte der Rat einen 
Grund gegen die Schöffen einzuschreiten. Und dieser Fall 
trat bald ein. Schon 1423/25 waren Beschwerden einge- 
laufen über den Greven, der die Bürgerfreiheit verletze ^j. 
1427 fand der Rat durch die Verhaftung eines Bürgers 
Heinrich Theus auf dem Rathausplatz durch den Boten des 
hohen Gerichts seine Immunität verletzt und ging nun 
gegen die Schöffen vor. Der Erfolg des Rates war ein 
vollständiger. Er vereinbarte mit den Schöffen eine neue 
Schöffengerichtsordnung 1427 Juli 22, die folgende zwei 
neuen Bestimmungen enthielt, i. Man dürfe keinen Bürger 
antasten, ohne Wissen und Willen des Rates, es sei denn, 



*) Actus et Processus tom. II. 
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daß man ihn auf „blijchender*^ Tat ertappe. 2. Bei Todes- 
urteilen, die nach Mehrzahl entschieden werden, müsse die 
Mehrzahl mindestens 7 Schöffen zählen i). Dazu sollen die 
Schöffen von nun an alle halben Jahre vor dem neuen Rate 
erscheinen, damit man ihnen diese Schöffengerichtsordnung 
vorlese 2). 

1430 Mai 16. zog der Rat die letzte Konsequenz seiner 
den Schöffen gegenüber eingenommenen Stellung, indem 
er eine ständige Ratsschickung zu den Schöffensachen ein- 
setzte S). Das Aufsichtsrecht, das er jetzt faktisch über die 
Schöffen besaß und ausübte, setzte ihn in den Stand, 1437 
Mai 6. den Schöffen, die aus Eigennutz die erledigten 
Stellen unbenutzt ließen, zu befehlen, neue Schöffen zu sich 
zu wählen. Die zur Schöffenkur Gehörenden werden zu 
dem Zwecke vom passiven Wahlzwang befreit. *). 

Zweifellos haben wir es dieser kraftvollen Haltung des 
Rates zu verdanken, daß 1437 Juni 15. in der Statuten- 
sammlung die Kodifikation der zum Teil uralten Kölnischen 
Gewohnheitsrechte zu Stande kam. Erlassen ist die Statuten- 
sammlung von Bürgermeistern und Rat und Greven und 
Schöffen des Hochgerichts, abgefaßt von den beiden Stadt- 
sekretären Sybert von Eilsich und Johann von dem Walle- 

Daß es dem Rate nur darum zu tun war, das rein 
patrizische Schöffenkollegium unter fortwährender Aufsicht 
zu haben, nicht aber die Schöffen prinzipiell vom Rate und 
den Ratsämtern auszuschliessen, beweist der Beschluß von 
1440 Okt. i.^). Diese Verordnung besagt, daß die vorher 
erwähnte Bestimmung von 1437 Mai 16. nur dann und nur 
solange in Kraft treten solle, wenn Mangel an Schöffen 



M Stein, I N. 326. 

*) Stein, I N. 328 setzt diese Bestimmung c. 1430 an; wie aus Stein, 
IN. 120 hervorgeht, wurde sie schon 1430 Mai 16 zurückgenommen und 
dahin ermäßigt, daß man den Schöffen eine Abschrift gebe, die sie auf der 
Gerichtskammer aufhängen sollten. Die zurückgenommene Bestimmung muß 
also zum mindesten vor 1430 erlassen sein. Der Text der Verordnung selbst 
legt eher 1428 als Entstehungsjahr nahe. Vergl. Stein, I S. 628. 

8) Stein, I N. 120. 

*) Stein, I N. 127; doch war es verboten, einen zum Schöffen zu wählen, 
der vorher Bürgermeister zu Köln gewesen war. 

*) Stein, r N. 133. 
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sei, daß aber im übrigen die Schöffen dem Ratsamt und 
städtischen Dienst nicht mehr als die andern Bürger ent- 
zogen werden sollen i). 

Dem Erzbischof mochte wohl das Abhängigkeitsver- 
hältnis der ihm unterstellten Schöffen vom Rate und das 
Aufblühen freiheitlich-städtischen Geistes, das sich in der 
schriftlichen Fixierung der Statuterisammlung kundgab, 
wenig gefallen. Um so lieber übernahm er, als sich 1489 
zwischen der Geistlichkeit und dem Rate ein Streit erhob, 
das Schiedsrichteramt. In den 1439/40 zu Bonn und Köln 
gepflogenen Unterhandlungen brachte er eine Reihe von 
Beschwerden vor, die sich gegen die Machtstellung des 
Rates, wie sie zum großen Teil in der Statutensammlung 
ausgesprochen war, richteten *). Die Verhandlungen führten 
zu keinem Ergebnis. Hätte er an seinen Schöffen eine 
Stütze gefunden, so wäre es ihm vielleicht ermöglicht 
worden, den Rat aus seiner über das Schöffenkollegium 
errungenen Machtstellung wieder zu verdrängen. Aber 
innerhalb des Kollegiums entstand ein Streit, dessen Ver- 
lauf den Erzbischof nötigte,^ sich dem Rate zu nähern und 
im Verein mit diesem den Geschlechtern ihr altes Vorrecht 
auf die Besetzung der Schöffenstühle des Hochgerichts zu 
nehmen 8). Es ist natürlich, dass dieser Zwist dem Erz- 
bischpf sehr unangenehm war. Bei den Verhandlungen, 
die er mit dem Rate in dieser Sache hatte, merkt man 
deutlich sein Bestreben heraus, die Schöffen, die zum Teil 
in der Gewalt des Rates waren, und gegen die offen- 
kundige Beweise vorgebracht waren, wieder zu begünstigen, 
trotzdem er sie früher gebannt, und trotzdem sie gegen ihn 
protestiert hatten *). Aber der Haß und der kurzsichtige 
Eigensinn unter den Geschlechtsgenossen war zu groß 

*) Die späteren Ratsbeschlüsse über das Verhältnis der Schöffen zum 
Rat von 1446 Dez. 6, Stein, I N. 152, 145 1 Stein, I N. 173, 1452 Okt. 3, 
Stein, I N. 179, 1460 Juni 11, Stein, II N. 249, 148 1 Dez. 24, Stein, I 
N. 179 vertreten im wesentlichen den oben charakterisierten Standpunkt. 

*) Die einzelnen Beschwerden der Stadt und des E. B. bringt Ennen, 
Köln ITI S. 372. 

*) Über den Verlauf \md die Einzelheiten vergl. Ennen a. a. O. ITI 

s. 387-409- 

*) Vergl. Actus et processus tomus II f. 74 ff". 
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um eine Einigung zu Stande zu bringen. 1448 Jan. 25. 
entschloß sich der Erzbischof, die widerspenstigen Schöflfen 
abzusetzen, um neue, und zwar aus der gesamten Bürger- 
schaft, einzusetzen. So trugen die Patrizier selbst die 
Schuld, daß ihnen das letzte ihrer alten Vorrechte ge- 
nommen wurde. Seit dieser Zeit war das Schöffengericht 
keine Gefahr mehr für die Herrschaft des Rates. Zwar 
wurden die Geschlechter durchaus nicht vollständig aus 
dem Kollegium verdrängt, aber dadurch, daß jetzt auch 
die Mitglieder angesehener Ratsfamilien in dasselbe eintraten, 
hörte es auf, ein Institut der Geschlechter zu sein. Der 
letzte Schritt in der Entwicklung des Verhältnisses von 
Rat und Schöffenkollegium erfolgte 1467, indem Friedrich III. 
dem Rate das Recht verlieh, solange der Erzbischof noch 
nicht die Regalien habe, Greven und Schöffen anzuwäldigen. 
Hierdurch hatte der Rat für zeitweise auch ein gewisses 
Oberhoheitsrecht über das Schöffen koUegium erlangt *). In 
dieser untergeordneten Stellung verharrte fortan die Ge- 
nossenschaft, die einst der erste Vertreter des kommunalen 
Lebens der Reichsstadt gewesen war. 

C. Der Rat und di9 Geistlichkeit. 

Das Verhältnis zwischen dem Rat und der Geistlich- 
keit, die unter dem Schutze seiner Mauern zwar, aber nicht 
im geringsten nach seinen Gesetzen dahinlebte, war keines- 
wegs in bestimmten Rechtssätzen festgelegt. Auch erschöpft 
man die Stellung der Geistlichkeit noch lange nicht völlig, 

h Daß der Rat seine rechtliche und reale Überlegenheit auch ausnutzte, 
mögen zwei Vorgänge beweisen. Die Koelhoffsche Chronik erzählt zum Jahre 
1497, daß der Greve einen in die Hacht gesetzt, dem der Bürgermeister Geleit 
gegeben hatte. Da er sich weigerte, den Gefangenen freizugeben, ging der 
Bürgermeister persönlich zum Hächter und befahl ihm bei seinem Eide, den 
Gefangenen auszulassen; und so geschah es. (Hegel, Städtechroniken XIV, 
S. 90 1). Ferner: 1509 Sept. ao. waren Greve und Schöffen vor den Rat 
entboten, weil sie sich geweigert hatten, etliche Leute zum verurteilen vom 
Rate zu übernehmen, weil dieser sie schon vorher mit peinlichen Fragen hatte 
untersuchen lassen. Sie wurden belehrt, daß der Rat das Kecht dazu habe 
nach Kaiserlichen Privilegien. Greve und Schöffen antworteten, sie wollten 
sich gegen Kaiserliche Majestät nur gehorsam zeigen. (Actus et processus II 
f. 307). 
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wenn man sagt, sie stand ausschließlich unter dem Erz- 
bischof, vertrat folglich nur seine geistlichen oder eventuell 
seine jeweiligen dynastisch-territorialen Interessen. Dynasti- 
sche Interessen hatte wohl nur die höhere Geistlichkeit, 
die niedere dagegen hauptsächlich wirtschaftliche. Für 
diese war es dann immerhin noch eine große Frage, 
womit sie hier besser ging, mit dem Erzbischof oder 
mit der Stadt. Freilich stand sie geschlossen hinter 
ihrem geistlichen Oberhaupte, wenn es galt, Standes- 
interessen zu verteidigen, an ihrer Ausnahmestellung 
durfte nicht gerüttelt werden. Und dieser Umstand 
setzte sie von vornherein und für immer schon in einen 
gewissen Gegensatz zum Rate, der, zumal nach der allge- 
meinen politischen Nivellierung und Gleichmachung der 
gesamten Bürgerschaft von 1396 mit erhöhtem Mißfallen, 
auf den Sonderstand in seinem kleinem Staate blickte. 
Andererseits hatte die niedere Geistlichkeit, besonders für 
ihre wirtschaftlichen Interessen, vielmehr Genuß vom Schutz 
und der Wirksamkeit des Rates als von der ihres eigent- 
lichen Oberherrn. Und der Rat seinerseits war ange- 
wiesen auf die Geistlichkeit zur Befriedigung der geistlichen 
Bedürfnisse seiner Bürger. Diese beiden Rücksichten sind 
immer die bestimmenden Grundsätze in der wechselseitigen 
Politik von Rat und Geistlichkeit gewesen'). 

Da an den unter den Geschlechtern ausgebildeten Formen 
•der Verfassung sozusagen nichts verändert wurde, konnte 
•der Rat seine gesetzgeberische Tätigkeit in den von den 
Geschlechtern übernommenen Eidbüchern zum Ausdruck 
bringen. Aber der Verbundbrief hatte ausdrücklich die 
Verfassung auf den gegenwärtigen Zustand für ewige 
Zeiten normiert. Daher verlieren die Eidbücher unserer 
Zeit an Wichtigkeit gegenüber denen der Geschlechter- 
herrschaft, die in zehnjährigen Abschnitten zugleich die 



') In folgendem werden nur die Rechte des Rates gegen die der Geist- 
lichkeit abgegrenzt, insofern diese ein großer von den weltlichen Gesetzen 
ausgenommener Sonderstand ist. Das Verhältnis einer besonders einflußreichen 
Korporation innerhalb dieses Sonderstandes zur Stadt hat Keussen zum Gegen- 
stände einer Abhandlung gemacht: Die Stadt Köln als Patronin ihrer Hoch- 
schule Westd. Z. IX. X. 
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bedeutungsvollsten Verfassungsetappen darstellen. Die Eid- 
bücher und Statutensammlungen, die zwischen dem Verbund- 
brief und dem Transfixbrief liegen, worin also die gesetz- 
geberische Tätigkeit des Rates im großen und allgemeinen 
zusammengefaßt ist, sind die Eidbücher von 1396 Dez. 26, 
1398 — 1400, 141 3/14, 1450, 147 1 und die beiden Statuten- 
sammlungen von 1407 und 1437. Von wesentlichem Inter- 
esse ist unter diesen das Eidbuch von 1396, weil es 3 Mo- 
nate nach dem Verbundbrief aufgestellt ist^); und, weil 
darin auf gewisse vom geistlichen Gericht beanspruchte 
Gebiete hinübergegriffen wird, der Gewaltrichter-Eid in der 
Statutensammlung von 1407, der Anhang zum Eid der 
Ratsherren aus dem Eidbuch von 1450 und die §§ 106 — 
HO aus der Statutensammlung von 1437. 

Die Entwicklung des Verhältnisses des weltlichen 
Gerichtes zum geistlichen bis zum Ende der Geschlechter- 
herrschaft ist kurz diese. Nach der Regelung durch den 
großen Schied von 1258 Juni 28. stand die Kompetenz für 
Wucher, Meineid und Ehebruch dem geistlichen Gericht 
allein zu. Bei Streitigkeiten an Festtagen und in den 
Immunitäten, bei Urteilen über falsches Maß und den Mein- 
kauf sollten dagegen weltliches und geistliches Gericht in 
gleichem Maße zuständig . sein. Dieses Zugeständnis für 
die weltliche Gerichtsbarkeit wurde aber dadurch fast wert- 
los, daß die Schiedsrichter bei Fällen von Kompetenz- 
streitigkeiten die Entscheidung dem geistlichen Gericht 
vorbehielten 2). Daß dies in einer selbständig aufstrebenden 
Stadt mit bedeutend ausgebildetem Marktverkehr auf die 
Dauer nicht bestehen bleiben konnte, ist klar. Am Ende 
der Geschlechterzeit hatte man schon einen für den Rät 
annehmbareren Ausweg zur Beilegung von Kompetenz- 
streitigkeiten gesucht und gefunden. Der, Erzbischof 
und der Rat bestimmten je einen Geistlichen als Vertrauens- 
mann, welcher die Zuweisung der streitigen Fälle zu erle- 
digen hatte. Immerhin aber hatte das geistliche Gericht 
es verstanden, sich auf dem Stand zu behaupten, wie ihn 
der Schied von 1258 normiert hatte. 

*) Vergl. Anmerkung 4 dieses Kapitels. 
*) Lau, a. a. O. S. 52. 
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Aber der neue Rat, wie er stark durch seine Einheit- 
lichkeit und das Fehlen rivalisierender Organe, die Macht 
des SchöffenkoUegiums brach, trat auch dem geistlichen 
Gericht mit imponierender Machtstellung gegenüber und 
setzte sich in den unangefochtenen Besitz wichtiger neuer 
Kompetenzen. 

Der Geschlechterrat hatte bereits einmal den Wucher 
vor sein Forum gezogen, aber er sah sich später — c. 1367 
— 87 — genötigt, den Rechtskreis des Ratsgerichtes 
wieder auf die Klagen von rechter Schuld und rechter 
Kaufmannschaft zu beschränken und solche wegen Wuchers 
ausdrücklich auszuschließen ^). 

Aber schon 14012) erläßt der neue Rat wieder ein 
Wuchergesetz und weiß die Gerichtsbarkeit darüber von 
jetzt an zu behaupten. 1-424 März 17. wird es erneuert^ 
und im Eidbuch von 14503) erlangt die Wuchergesetzgebung 
des Rates ihre Vollendung. Hier werden eingehend spezia- 
lisierte Bestimmungen über jede Art von Geldgeschäft fest- 
gesetzt. Durch das Institut der Unterkäufer, durch deren 
Vermittlung wenigstens sämtliche Geschäfte zwischen 
Bürgern und Auswärtigen abgeschlossen werden mußten,, 
besaß der Rat eine treffliche Aufsichtsbehörde über die 
Einhaltung seiner Bestimmungen. Denn diese Unterkäufer 
die immer nur in einer Branche tätig sein, nur vermitteln,, 
nie selbst kaufen durften, waren auch verpflichtet, die 
sämtlichen durch ihre Vermittlung erledigten Geschäfte in 
ihre Büchsr einzutragen, und diese alle Vierteljahre dem 
Rate vorzulegen. Indem wachte noch eine Ratskommission,, 
die Wucherherren, über die Beobachtung der Wucher- 
gesetze. Sie hatten die Vollmacht, die Schuldigen mit 
Pfändung an Gut und Leben zu verfolgen laut Gesetz*). 

Als der Geschlechterrat den Versuch gemacht hatte^ 
den hauptsächlich durch die prunkvolle Begehung kirch-^ 
lieber Festlichkeiten getriebenen Luxus einzudämmen, waren 
ihm 1387 die sämtlichen Pfarrer Kölns mit einer Eingabe 



*) Lau, a. a. O. S. 113. 
») Stein, I N. 69. 
«) Stein, I N. N. T4, 159. 
*) Stein, II N. 312. 
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entgegengetreten, in der sie sich beschwerten, daß der Rat _ 
auf geistliches Gebiet hinübergreife *). Der Grund war in 
diesem Falle ein wirtschaftlicher; durch die Befolgung der 
betreffenden Ratsedikte gingen ihnen bedeutende Einkünfte 
verloren. 

Aber in der Statutensammlung von 1407 wird die 
Luxusgesetzgebung von dem neuen Rate erneuert und zur 
Ausführung gebracht *). Die Gewaltrichter richten über die 
Vergehungen gegen diese eingehenden Bestimmungen, über 
den Aufwand bei Familienfestlichkeiten, Taufen, Hochzeiten, 
Begräbnissen, Gedächtnisfeiern und ersten Messen. In zwei 
Punkten scheint die Geistlichkeit bei dieser Gesetzgebung 
doch ihr Recht behauptet zu haben. 1 460 •) werden die 
2wei Paraphen vom Begräbnis*) vom Gewaltrichtereid aus- 
geschlossen. So ist es dem neuen Rate durchaus gelungen, 
in der Luxus- und Wuchergesetzgebung seine Gerichts- 
barkeit dauernd zu behaupten. In den Ehesachen dagegen 
sieht er sich genötigt, seine Zuständigkeit mit dem geist- 
lichen Gericht zu teilen. Aber in den darüber handelnden 
Paragraphen der Statutensammlung *) muß der Versuch des 
Rates erkannt werden, dem neben dem geistlichen Gericht für 
Ehesachen zuständigen Hochgericht noch ein Strafrecht des 
Rates zur Seite zu stellen. Während die §§ 106, 107, 109, 1 10 die 
Strafen des Hochgerichts an Leib und Leben androhen, ist 
auf Bigamie — § 108 — 3 Monate Turmhaft als Strafe 
gesetzt, eine Strafe, die nur der Rat verhängen konnte«). 

Diese Art des Vorgehens ist für den Rat charakteristisch. 
Lau hat zuerst darauf hingewiesen, wie von Anfang an die 



^) Urkunde im Kölner Stadtarchiv N. 3865 a, vergl. Lau a. a. O. S. 400, 
Nachträge § 18. 

•) Vergl. Kerap: Die Wohlfahrtspflege des Kölner Rates im Jh. nach 
<ier grossen Zunftrevolution. S. 28 ff. 

8) Stein, I N. 193. 

*) Stein, I N. 92 VIII §§ 4, 5. 

^) Stein, I N. 331 §§ 106— 1 10. 

®) Doch scheint der Rat es gerade in diesen Sachen mehr auf ein fried- 
liches Zusammengehen mit der Geistlichkeit abgesehen zu haben. 1452 wird 
«ine Kommission von 6 Herren gewählt, die sich behufs Züchtigung der Ehe- 
brecher mit den Pfarrern in Verbindung setzen sollen. Vergl. Stein, II N. 221. 
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Städtische Behörde jedem erzbischöflichen Verfassungs- oder 
Verwaltungsinstitut durch die Schaffung eines entsprechen- 
den städtischen die Existenz zu untergraben suchte *). So 
bestreitet auch jetzt der Rat nicht so sehr die geistliche 
oder andere ihm im Wege stehende Kompetenz, sondern 
sucht ihr den Boden zu entziehen, indem er durch ein 
Konkurrenzunternehmen die Fälle direkt an sich zieht, oder 
durch eine Art Voruntersuchung einen bestimmenden Ein- 
fluß ausübt'^). Die letzte dieser Einrichtungen im aus- 
gehenden Mittelalter ist die Ratskommission zu den Waisen 
und unmündigen Kindern vom Jahre 1487 3), Der Rat be- 
hauptet durchaus nicht, daß er in Erbschafts- oder Testa- 
mentssachen eine Gerichtsbarkeit besitze, sondern wählt nur 
wegen der häufig vorkommenden, ärgerlichen Streitigkeiten 
bei solchen Fällen 4 Herren, welche die streitenden Parteien 
vor sich bescheiden und zur Verständigung bewegen sollen ; 
können sie das nicht, soll sich der Rat selbst noch einmal 
mit der Sache befassen, und wenn er nichts erreichen kann, 
der Sache ihren Rechtslauf lassen. So wird durch die vor- 
hergehende Tätigkeit dieses Ratsinstitutes dem geistlichen 
Gericht eine Fülle von Material entzogen; denn aus den 
Jahren vor 1487 ist uns eine große Menge Erbschafts- und- 
Testamentsprozesse vor dem Offizial bekannt*). 

Um die eben erwähnten Rechte dauernd zu schützen 
und gegen Kompetenzstreitigkeiten zu behaupten, wird der 
Kompromißausgleich, wie er gegen Ende der Geschlechter- 
herrschaft ausgebildet war, von dem neuen Rate zu Un- 
gunsten des geistlichen Gerichtes eingeschränkt 1409 
Dez. 18 5) wird bestimmt: Wenn Bürger untereinander etwas 
zu schaffen haben, von dem sie glauben, daß es vor dem 
geistlichen Gerichte anhängig gemacht werden müßte, sollen 
sie erst Klage und Antwort schriftlich dem Rate einreichen. 



») Lau, a. a. O. S. 56. 

*) Vergl. weiter unten die Tätigkeit der Inhiblcienmeister. 
«) Stein, I N. 343. 

*) Vergl. Keussen, Kölner Prozeß -Akten 1364 — 1520, Mitteilungen aus 
dem Kölner Stadtarchiv Heft 24, S. 45. 
*) Stein. I N. 325. 
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der die Sache durch zwei dazu bestimmte Ratsherren J) den 
beiden Schiedsrichtern übergeben läßt. Hier ist durchaus 
nicht gesagt, daß der Rat eine Entscheidung darüber treffen 
will, wo die Sache anhängig gemacht werden soll, aber 
deutlich schiebt sich der Rat zwischen die Schiedsrichter 
und die Parteien *). 

Allerdings beweisen gerade Amt und Tätigkeit der 
Inhibizienmeister, daß auch nach der endgültigen Ueber- 
weisung der Sache durch die Schiedsrichter an das eine 
oder das andere Gericht die Streitsache wenigstens für das 
geistliche Gericht noch nicht völlig abgetan war. Die 
Inhibizienmeister hatten nämlich darüber zu wachen, daß 
niemand in weltlichen an weltlichen Gerichten schwebenden 
Prozessen durch Inhibizien vom geistlichen Gerichte Ein- 
spruch erhebe, und zwar unter Strafe von i Monat Turm- 
liaft^), Daher taucht in den Forderungen der Erzbischöfe 
immer wieder das Verlangen nach Beseitigung des Inhibizien- 
meisteramtes auf. Und dies ist uns ein Beweis, daß es der 
Stadt durch diese Inhibizienmeister gelungen war, dem 
geistlichen Gericht gegenüber eine starke Gegenmacht 
geltend zu machen. 

In der Statutensammlung von 1437 § 62 wird die 
Strafe gegen unberechtigte, geistliche Inhibizien verschärft. 



*) Diese beiden Ratsherren sind nicht zu verwechseln mit den gleich zu 
■erwähnenden Inhibizienmeistern. Denn die Inhibizienmeister können erst in 
Tätigkeit treten, wenn geistliche Inhibizien geworben worden sind, was doch 
voraussetzt, daß die eigentliche Streitsache schon bei irgend einem Gericht an- 
hängig gemacht ist, also auch die beiden Ratsdeputierten bereits ihre Tätigkeit 
■der Überweisung an die Schiedsrichter ausgeübt haben. 

*) Für die Wichtigkeit und Wirksamkeit dieses Ratsediktes liefern uns 
■die von Keussen in Mitteilungen aus dem Köln. St.-A. Heft 24 veröffent- 
lichten Prozeß- Akten des Offizialats einen guten Beweis. Von den vor dem 
Offizial verhandelten Prozessen von 1396 — 1409 Dez. sind durchaus weltlichen 
Charakters, d. h. auch noch nicht mal zum beanspruchten Kompetenzkreise des 
geistlichen Gerichts gehörig N. N. 28, 31, 33, 34, 38, 40, 41 d. h. genau die 
Hälfte der uns aus dieser Zeit bekannten Prozesse vor dem OfHzial. Während 
von den 51 aus der Zeit von 1409—1513 bekannten Prozeßakten des Offizial- 
gerichts nur 5 rein weltliche Streitsachen sich befinden; die N, N. 43, 48, 74, 81, 84. 

*) In dieser Bestimmung vom Jahre 1400 Dez. 9, vergl. Stein, I. N, 322, 
sind die Inhibicienmeister als solche noch nicht erwähnt. In der Erneuerung, 
Statutensammlung 1437, finden wir sie dagegen. 
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Der Schuldige muß die Inhibizie auf seine Kosten abstellen, 
der Gegenpartei eine besiegelte Wi"derrufung und dazu 
noch stete Sicherheit geben, keine weitere Inhibizie mehr 
anfertigen zu lassen ^). 

Wenn geistliche Personen solche widerrechtlichen In- 
hibizien geworben hatten, sagte der Rat ihnen, wenn sie 
•dieselben nicht abstellen wollten, Schutz und Schirm auf 2). 
Auswärtigen wurde in dem Falle kein Geleit mehr ^e- 
geben^); während die Stadt anderseits es mit ihrem Geleit 
sehr ernst nahm und den Betreffenden tatkräftig schützte, 
^umal, wenn von der Geistlichkeit Gegenansprüche erhoben 
wurden. 

Im Jahre 1441/42 hatte der Offizial einen gewissen 
Reinard von ReifFerscheid, der städtisches Gelieit hatte, in 
seiner Herberge in Köln wegen Ehesachen in den Ge- 
richtssaal des Erzbischofs geladen. Darüber beschwerte 
sich Reinard. Durch das Vorgehen des Rates bewogen, 
mußte der Offizial alle seine Briefe abstellen und gab dazu 
dem Rate das Versprechen, solches solle in Zukunft nicht 
mehr vorkommen. Doch bat er, für die Zukunft möchte 
der Rat einem, der während des Geleites in Ehesachen ge- 
laden würde, diese ausscheiden. Man antwortete ihm, der 
Rat wolle in seiner Geleitserteilung von niemand beein- 
trächtigt sein, womit der Offizial sich zufrieden geben 
musste ^). 

Aber Schwankungen in den gegenseitigen Machtver- 
hältnissen kommen weiter vor. 1496 Febr. 19. noch wird 
-eine" Kommission gewählt, die unter anderem auch gegen 
Uebergriffe des geistlichen Gerichts Stellung zu nehmen hat^). 



*) Diese Verordnung wurde erneuert 1484 Sept. 2, Stein, I N. 342. 
Daß die hier angedrohten Strafen nicht nur auf dem Papier standen, beweist 
4as Vorgehen des Rates gegen den hochangesehenen Dr. Johann vom Hirtze, 
gewesener Bürgermeister, Rentmeister und Rektor der Universität im Jahre 
1494 Dez. 19, Stein, I N. 306, vergl. hierüber: Keijssen, die Stadt Köln als 
Patronin ihrer Hochschule. Westd. Z. X. 92 — 95. 

*) Statutensammlung von 1437, Stein, I N. 331, § 63. 

') Statutensammlung von 1437, Stein, I N. 331, § 64. 

*) Stein, I N. 136. 

») Stein, II N. 487. 
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In seinen Vorsichtsmaßregeln gegen das geistliche Ge- 
richt geht der Rat außerordentlich weit. Auch wenn der 
Bürger nach ergangenem Schiedsspruch seinen Gegner vor 
das geistliche Gericht gezogen hat, muß er dem Rate zur 
Verfügung bleiben. Es wird ihm verboten, sich dann auf 
Immunitäten zurückzuhalten, sodaß man ihn mit Briefen 
nicht vor das Ratsgericht entbieten könne, unter der Strafe, 
daß er dem Rate mit Leib und Gut verfallen sein solle i). 

Ueberhaupt geht der Rat mit großer Energie gegen 
diejenigen Bürger vor, die mit Hülfe oder unter dem Deck- 
mantel der Geistlichkeit ihren bürgerlichen Pflichten und 
Gerichten sich entziehen wollen. Vor allem lockte die 
Steuerfreiheit des Clerus. Denn sie war ein Privileg, gegen 
das der Rat unter keinen Umständen angehen konnte und 
durfte. Wenn z. B. Bürger Häuser an geistliche Personen 
vermietet hatten, die sich weigerten, das Wachtgeld zu be- 
zahlen, konnten sie ihre Mieter nicht dazu zwingen, sondern 
mussten es selbst zahlen 2). Ein andere Verordnung^) zeigt 
den Rat bestrebt, wenigstens auf Umwegen dazu zu ge- 
langen, den Geistlichen einen Anteil an gewissen Bürger- 
pflichten aufzuladen. Die Grundbesitzer vor dem Severin- 
tor, Ehrentor und Eigelsteintor sollen zur Dienstleistung 
bei der Herstellung des Steinweges vor diesen Toren ver- 
pflichtet sein unter Strafe der Pfändung. Sind Geistliche 
unter denen, die sich weigern, soll man ihren Halbwinnern 
verbieten, die genannten Tore zur Durchfahrt zu benutzen; 
außerdem sollen sie keine Freiheit, die sie von der Stadt 
haben, gebrauchen dürfen, um das Land zu bebauen. Direkt 
dagegen hat es dem Rate wohl nicht zugestanden, und es 
lag auch nicht in seiner Macht, für die Geistlichkeit seine 
Gebote verbindlich zu machen. Einmal allerdings finden 
wir ein direktes Verbot auch an die Geistlichen gerichtet: 
Allen Bürgern und Eingesessenen und allen geistlichen 
Personen wird verboten, Auswärtige, die Lebensmittel in 
die Stadt einführen, zu bekümmern *) 

*) 1406 Dez. 18, Stein, I N. 86; erneuert in der Statutensaramlung von 

1437 § 97. 

•) Stein, II N. 255 von 1462 Febr. 24. 

^) Stein, II N. 289 von 1469 April 15. 

*) Allgemeine Moi^ensprache. Mitte des 15. Jhs. Stein, II N. 214 § 23. 
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Im übrigen aber kann man sagen, die häufig ange- 
stellten Versuche, die Geistlichkeit zu wirklichen, bürger- 
lichen Pflichten und Lasten heranzuziehen, sind in keiner- 
Weise je gelungen. Sogar in dem Steuerreformvorschlag 
Gerhards von Wesel 1493^), der in der intensivsten Art 
und Weise die Miet- und Eigentumsverhältnisse zu Gunsten 
der städtischen Kasse auszunutzen sucht, bleibt die Geist- 
lichkeit völlig unbeschwert. Während von den Laien von 
jedem Hause 3 verschiedene Steuerzahler herangezogen 
werden, nämlich Mieter, Hypothekenbesitzer und Grund- 
herr, braucht von Häusern der Geistlichkeit, die ein Laie 
bewohnt, der grundbesitzende Clerus keinen Zins zu zahlen, 
während die andern Abgaben bleiben. Der § 27 des Vor- 
schlags enthält eine sehr bescheidene Bitte an die Geist- 
lichkeit, sie möge, da sie doch den Schutz der Stadt ge- 
nieße, freiwillig helfen. 

Dagegen sind die Laien, welche in Immunitäten und 
Freiheiten der Stadt wohnen, den weltlichen Gerichten 
untergeben, und wenn sie sich ihnen entziehen, so steht 
dem Gegner das Recht zu, wenn er sie außerhalb der 
Immunität erreichen kann, sie zu halten und mit weltlichen 
Gerichten zu bekümmern; was sonst gegen einen in Köln 
geerbten Bürger nicht angängig war*). Gerade gegen 
solche Leute sah sich der Rat zu häufigeren Bestimmungen 
genötigt. Unterwarfen sie sich der Geistlichkeit, so konnten 
sie, abgesehen allerdings von den meisten indirekten Steuern, 
zu keiner der vielen und oft drückenden bürgerlichen 
Pflichten herangezogen werden ; dafür wurden sie dann des 
Bürgerrechtes für verlustig erklärt. 

So hatte 14688) Gerhard Buyschelmann, der ein ge- 
borener Bürger war und sich bis jetzt weltlich gehalten 
hatte, seine Gegner vor das geistliche Gericht geladen in 
Sachen, die er wohl weltlich fordern konnte. Trotz der 
Aufforderung des Rates weigerte er sich, das geistliche 
Recht abzustellen mit der Begründung, er sei ein Klerk. 
Da er sich fortgesetzt weigerte, dem Gebote des Rates 



>) Stein, II N. /^^2. 

*) SteiD, I N. 331 §§ 46-50. 

•) Stein, I N. 340. 



U Wiliielm tioltschmidt 

nachzukommen, wurde die Sache dem GafFelmeister und 
dem Amtsmeister kund getan und ihnen befohlen, den 
*Gerhart nicht mehr als Bürger zur Ratskur und anderen 
weltlichen Sachen zuzulassen. 

Vielleicht mit bestimmter Bezugnahme hierauf erließ 
der Rat 1469 ^ die Verordnung, daß die Namen derer, die 
ihre Bürgerfreiheit verwirkt hatten, auf zwei Tafeln — ' eine 
auf dem Rathaus, die andere in der Weinschule*) — aufge- 
hängt werden sollten. In der Motivierung des Beschlusses 
wird angegeben, daß er sich gegen die richtete, die sich 
der Geistlichkeit unterworfen hatten, denen der Rat daher 
die Bürgerfreiheit, und was vor allem in Betracht kam, die 
Erlaubnis zu weltlichem Geschäftsbetrieb entzogen hatte. 
1470 3) kam dann ausdrücklich das Verbot der Zulassung 
derjenigen, die sich der Geistlichkeit unterworfen haben, 
zur Ratswahl und weltlichen Geschäften. 

Neben dem negativen Gewinn, der diejenigen, welche 
sich der Geistlichkeit unterwarfen, lockte, daß sie von den 
bürgerlichen Abgaben frei waren, trieb sie noch die Aussicht, 
unter dem Schutze der Geistlichkeit ihren früheren bürger- 
lichen Beruf nun um so gewinnbringender auszuüben. 
Denn auch die Geistlichkeit hatte in ihren ausgedehnten 
Höfen und Besitzungen Handwerker aller Art angestellt, 
die strenggenommen allerdings nur für den Hausbedarf 
arbeiten sollten und durften. Die Natur der Sache wird 
es mit sich gebracht haben, daß diese Handwerker, die 
abseits von der strengen Zunftorganisation standen, für 
einen billigeren Preis arbeiteten und daher manchen Zulauf 
aus der Bürgerschaft hatten. Gegen diese geisthchen 
Betriebe ging der Rat vor allem vor. Einerseits um die 
Zünftler vor der preisdrückenden Konkurrenz zu schützen^ 
anderseits um der Unterwerfung unter die Geistlichkeit, 
die ihm so nützliche, bürgerhche Kräfte entzog, das 
Verlockende und Gewinnbringende zu nehmen. 

1406 bestimmte der Rat, wenn ein Bürger oder Ein- 
gesessener ein Amt oder eine Hantierung treibt, der sich 

*) Stein, I N. 221. 

*) In der "Weinschule, weil dort die Bürgeraufnahme geschah. 

*) Stein, I N. 225, vergl. besonders Anm. 2. 
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früher hat weihen lassen, oder sich später zum Kleriker 
weihen läßt, soll er hinfort seine Bürgerschaft in Köln in 
keiner Weise genießen. Auch soll kein Bürger dem 
Ungehorsamen zu arbeiten geben noch Gemeinschaft in 
Kaufmannschaft mit ihm haben, unter Strafe von i Monat 
Turmhaft 1). 1476 wurde den Bewohnern geistlicher 
Bezirke und Immunitäten verboten, Plätze an weltlichen 
Stellen zur Betreibung ihres Geschäftes einzunehmen^). 

Den Mangel einer scharfen Aufsicht in den Unruhen 
von 1481 scheinen die geistlichen Arbeiter sich wieder zu 
Nutze gemacht und der Bürgerschaft Anlaß zu Klagen 
gegeben zu haben. Denn 1482 versichert der Rat der 
Gemeinde, daß fürderhin wieder fleißig Aufsicht darüber 
gehalten werde und die Unstände nach Möglichkeit ab- 
gestellt würden. 

Oder es wird scharf geschieden bei diesen Hand- 
werkern, ob sie für Geistliche oder für Bürger arbeiten. 
Im letzteren Falle müssen sie sich genau nach den für 
die Zunftmitglieder bestimmten Vorschriften richten; dies 
finden wir speziell für die Bäcker in der Statutensammlung 
von 1407 normiert 8). Ja der Rat geht noch weiter und 
verlangt von diesen geistlichen Handwerkern, wenigstens 
von denen, die in Köln zu Haus und Hof sitzen, oder 
binnen Köln ihr Brot verdienen, sei es mit Handwerk 
oder andern weltlichen Sachen, ob sie nun binnen geist- 
lichen Stätten sitzen oder nicht, daß sie innerhalb 8 Tage 
Amt und Gaffel wählen und der Stadt den Eid der Treue 
leisten unter Strafe der Ausweisung*). Ob diese Bestim- 



*) Stein, I N. 86. Vergl. dazu Stein, II N. 213 vom 13. Jan. 1456: 
Beschluss der Einsetzung einer Kommission zur Verhinderung weltlichen Ge- 
schäftsbetriebs durch die Geistlichen. 

«) Stein, II N. 382. 

•) Ähnlich wie bei den Bäckern, zieht der Rat auch die Tätigkeit der 
Malzmüller vor sein Forum. Die Malzmüller dürfen für niemand, geistlich 
oder weltlich, Malz laden, um es in die Mühlen zu fahren oder privatim zu 
mahlen, der nicht ein Ratszeichen vorweisen kann. Geistliche und Laien- 
schwestem, die dem Rate nicht verbimden sind, dürfen keine Privatmühlen 
haben, unter Verlust der Freiheit und der Gnaden, die sie von der Stadt haben. 
Stein, II N. 247. 

*) Morgensprache, Mitte des 15. Jhs. Stein, II N. 214 § 8. 

8* 
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mung freilich zur Durchführung gekommen ist, ist immer- 
hin fraglich. 

Gegen einen andern, rechtlich allerdings nicht so an- 
fechtbaren Weg, mit Hülfe der Geistlichkeit sich den 
bürgerlichen Pflichten zu entziehen, geht der Rat 1467 
vor *). Er bestimmte, alle Bäcker und überhaupt alle 
Bürger und Eingesessene, sollen die Bäcker der Klöster 
und Gotteshäuser ihre Freiheit vom Molter allein führen 
lassen und sie ihnen nicht abkaufen. Die Beschwerden 
hierüber scheinen von der Bäckerzunft ausgegangen zu 
sein, denn wer dawiderhandelt, soll dem Backamte von 
jedem Malter Frucht i Mk, Strafe zahlen. Diese Molter- 
freiheit der geistlichen Bäcker war altes Recht, und hieran 
konnte der Rat nichts ändern; dafür waren aber auch 
diese geistlichen Bäcker von Vergünstigungen ausge- 
schlossen, die der Rat den weltlichen zu teil werden ließ. 

Denn 1474 Dez. 3. beschloß der Rat, um Aufschlag 
des Korns zu verhüten, den gesamten Kölner Bäckern 
2000 Malter Roggen, das Malter zu 3 Mk. vom städtischen 
Korn zu überlassen. Doch sollten die Bäcker der Geist- 
lichkeit hiervon ausgenommen sein, bis zur Zeit der Rat 
mit der Geistlichkeit übereingekommen sei, daß die geist- 
lichen Bäcker gleich den andern in Köln Molter zahlten 2.) 

In den Beschwernissen des Neusser Krieges trug der 
Rat einer Kommission, die mit der Geistlichkeit \ erhandeln 
sollte, auf, vorzuschlagen, daß die geistlichen Bäcker die 
Hälfte ihres Frucht Vorrates besteuern möchten und zwar 
das Malter zu 4 Seh., solange die Kriegsnöte dauern. 
Aber es war eben nur ein Vorschlag; und die Molter- 
freiheit der Geistlichkeit bheb. Nur wurde 1497 verboten, 
andern als den von Alters privilegierten geistlichen Stif- 
tungen die Freiheit vom Molter zu gewähren 3). 

Über Weinzapf und Weinhandel erfolgte die letzte 
Auseinandersetzung zwischen der Stadt und der Geist- 



1) Stein, II N. 280. 

*) Stein, II N. 357. Dies trat aber nicht ein, wie eine Bestimmung von 
1484 Aug. 9., Stein, II N. 443 beweist. 
S) Stein, II N. 491. 
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lichkeit während der Geschlechterzeit im Jahre 1390 1). 
Danach durften die Geistlichen den auf ihren Gärten 
innerhalb der Stadt gewachsenen Wein in ihren Immuni- 
täten, jedoch ohne Aussteckung eines Straußes und ohne 
Anstellung eines eignen Ausrufers im kleinen verzapfen. 
Die Weine dagegen, die auf den außerhalb der Stadt 
gelegenen Gütern gezogen wurden, sollten sie nur faß- 
weise verkaufen dürfen. Bezüglich der Frage, wann neuer 
Wein verzapft werden dürfe, hatten sie sich nach den 
für die ganze Stadt bestehenden Vorschriften zu richten. 

Eine der Hauptanklagen der Zünfte gegen die Ge- 
schlechter richtete sich gegen die ungerechten und 
drückenden Bestimmungen über den Weinhandel*). 
Unter dem neuen Regiment finden wir c. 1401 den Entwurf 
einer Ordinancie über die Erhebung der Weinakzise 3). Hier 
haben wir wieder die Bestimmung, daß die Geistlichen 
nur ihren innerhalb Köln gewachsenen Wein verzapfen 
dürfen. Laien ist das Zapfen in Immunitäten überhaupt 
verboten unter der scharfen Strafe von 18 Mk. und fünf- 
jährigem Ausschluß von der Vergünstigung des Wein- 
zapfrechtes. 1423 fällt die für die Geistlichkeit lästige 
Bestimmung weg, daß sie immer im Beisein eines Wein- 
schröters ihre Zeichen holen oder ihren Eid leisten mußten. 
Doch wird den Schrötern streng verboten, ohne Erlaubnis 
des Rates, des Zeichengebers oder der Rheinmeister den 
Geistlichen den Wein zu schroten*). 

Die Hauptsache ist dem Rate immer, den gesamten 
Weinbetrieb der Geistlichkeit unter scharfer Kontrolle zu 
halten. 1435 war ein schlechtes Weinjahr gewesen. Nur 
im Elsaß und im Kölner Stift war Wein gewachsen. Um 
durch Unterbindung dieses blühendsten Nahrungszweiges 
der Stadt einen Druck auf diese auszuüben, befahl der 
Erzbischof seinen'Untertanen, ihren Wein nicht unter 30 
oberl. Gulden pro Fuder zu verkaufen^). Der Rat ant- 



^) Ennen, Geschichte der Stadt Köln. Bd. II S. 761. 

*) Lau, a. a. O. S. 228. 

») Stern, II N. 89. 

«) Stein, II N. 141. 

n StädtechromkenXIII.S. 172. 
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wortete darauf, indem er überhaupt verbot, von Geistlichen 
eingeführte Weine zu kaufen ^), und den Preis für den von 
andern eingeführten Wein auf 8 Heller pro Quart ansetzte *). 

„Daimae galt niemans do uiswendich win, der buschof 
moicht si do selfs gelden, of die lüde moisten sie nairre 
geven dan sin gebot was" sagt die KoelhofFsche Chronik. 
Diese außerordentlich strenge Bestimmung gegen die Wein- 
einfuhr der Geistlichen bestand bis 1443 Febr. 7., als der 
Verkauf dieser Weine unter peinlich genauer Beaufsichti- 
gung der städtischen Organe wieder freigegeben wurde s). 

Und diese Verfügung über den Weinhandel verbunden 
mit den erwähnten über den Weinzapf ist dann bis zu 
Ende unserer Periode zu Recht bestehen geblieben. 

Über die Orden hatte der Rat die Aufsicht*). Ein 
ungleich größeres Verfügungsrecht üble er über das 
Beghinenwesen. Ein besonders wachsames Auge hatte er 
auf das rapide Anwachsen der Beghinenhäuser, besonders 
da, seit 1452 denBeghinen die Annahme einer approbierten 
Ordensregel nahegelegt wurde, viel weltlicher Besitz in 
geistliche Hände zu kommen drohte. Als im Jahre 1482^) 
die Beghinen zwei Häuser ohne Erlaubnis des Rates ab- 
gebrochen und eine ungeteilte Wohnung oder Konvent 
daraus gemacht, also aus weltlichen Händen gebracht 
hatten, bestimmte der Rat, daß sie wieder zwei ungeteilte 
Wohnungen und wehliche Häuser herstellen sollten ^). i486 
erging ein Ratsbefehl an die Steinmetzen und Zimmer- 
leute, keine Neubauten von oder an Begharden- und 
Beghinenhäusern zu machen. Aus derselben Absicht sind 
die beiden Revisionen entsprungen, denen der Rat 1452 und 
1487 das Beghinenwesen unterzog ''). 

») Stein,'^n S. 303. 

•) Städtechroniken;_XrV_S. 776. 

») Stein, II N. 18 V 

*) Lau, a. a. O. S. 241. 

6) Stein, II N. 423. 

®) Vergl. hierzu: Greving, Protokoll über die Revision der Konvente der 
Beghinen und Begharden. Annalen des histor. Ver. f. d. Niederrhein. Heft 73. 

^) Zu diesem ganzen Kapitel Rat und Geistlichkeit vergl. Otto Zaretzky: 
Per erst« Kölner Zensurproz^ss, ei» Beitrag zur Kölner Geschichte und 



Die Kölner Ratsverfassung etc. 39 

IV. Kapitel. 

Das Wahlrecht; die Stellung der Burgermelster In der 

Verbundbriefverfassung. 

A, Das Wahlrecht 
Nach § 13 des Verbundbriefs war es die Pflicht eines 
jeden, — ausgenommen die Geistlichkeit — der in Köln 
wohnte, Amt und Gaffel zu. wählen. Diese Ämter und 
Gaffeln wählten aus sich heraus den Rat Sollen wir nun 
hieraus entnehmen, daß jeder weltliche Einwohner von 
Köln das aktive Wahlrecht besaß? Dies war keineswegs 
der Fall. Die Pflicht, Amt und Gaffel zu wählen, hatte 
nur den Zweck, daß der Rat sich auf Grund des Eides, 
den man bei der Gaffelwahl auf den Verbundbrief leisten 
mußte, der gesamten Einwohnerschaft der Stadt ver- 
sicherte, weshalb diese Bestimmung besonders in unruhigen 
Zeiten der Bürgerschaft wieder in Erinnerung gebracht 
wurde ^). Es wurden zwei Ratsherrn „zu den unvereiden'' 
gewählt, die alle Einwohner zur Gaffelwahl anhalten und 
vierteljährliche Revisionen abhalten sollten. Die Knechte 
und das sonstige Gesinde mußten auf der Gaffel ihrer 
Herrn den Eid leisten. Wer bei einer Witwe diente, 
mußte bei der Gaffel schwören, bei welcher deren Mann 
eingeschworen gewesen war. Die auswärtige Ritterschaft, 
die in Köln eine Wohnung besaß, wurde zum Eide heran- 
gezogen, wenn sie mehr in Köln als außerhalb wohnte*). 
1451 heißt es ausdrücklich: Das Gesinde und alle, die 



Inkunabelkunde. (Veröffentlichungen der Kölner Stadtbibliothek. Beiheft 6. 
1906). Z. hat eine nur in wenigen Exemplaren vorhandene Streit- und 
Schmähschrift der Geistlichkeit gegen den Kölner Rat aus dem Jahre 1477, 
den Dialogus super libertate ecclesiastica, neu herausgegeben und in der Person 
des Dr. Heinrich Urdemann, Dechant an S. Andreas und Offizial der Kölner 
Kurie, den bisher unbekannten Verfasser ermittelt. Ich lernte diese Schrift 
kennen, nachdem meine Arbeit bereits von der Fakultät in Marburg ange- 
nommen war. Es ist jedoch von großem Interesse die in dem Dialogus sich 
scharf aussprechenden Ansichten und Ansprüche der Geistlichkeit zu diesem 
Kap. zum Vergleich heranzuziehen. 

^) Im Jahre 145 1, Stein, I N. 171, 1469, Stein, I N. 218 und sonst 
noch öfters in allgemeinen Morgensprachen. 

*) Aus einer Dienstvorschrift für die zwei Eidherren; V 65 im Kölner 
Stadtarchiv S. 12—15. 
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nicht auf Haus und Hof sitzen, sollen nicht weiter ver- 
bunden sein, als dem Rate treu und hold zu sein, solange 
sie sich in Köln aufhalten i). Das aktive Wahlrecht be- 
saßen nur die, welche der Stadt auf den Verbundbrief 
vereidet waren und binnen Köln auf Haus und Hof saßen. 
Die geborenen Bürger brauchten nur den Eid zu leisten, 
um wahlberechtigt zu sein*). Das ist der Begriff, den 
wir unter den Worten des Verbundbriefs: „wir die Ge- 
meinde arm und reich" und »wir alle Ämter und GafFel- 
gesellschaften** zu verstehen haben. 

Für das gewählte GafFelmitglied bestand der passive 
Wahlzwang. Wer auf dreimaliges Gebot die Wahl nicht 
annahm, erhielt ein Jahr Turmhaft. Hindemisse waren: 
Uneheliche Geburt, Unfreiheit, Stellung im Kirchenbann 
und Wahlbeeinflussung 3). 

Im Laufe der Zeit ergaben sich noch mehr Be- 
dingungen für die Ratsunfähigkeit einzelner Bürger. Das 
Prinzip war, daß man städtische Beamte und Leute, die 
mit städtischen Geldern zu tun hatten, nicht in den Rat 
wählen ließ*). Gewisse Verbrechen, Wucher, Ehebruch 
und zeitweilige Flucht aus der Stadt wegen Schulden 
machten ratsunfähig s). Die zu jemand in einem Abhängig- 
keitsverhältnis standen oder gegen den Rat vorgegangen 
waren, durften nicht gewählt werden ß). Von den Zünften 
war die der Barbierer vom Rate ausgeschlossen. 

Wie sehr man darauf sah, daß nur die wirtschaftlich 
leistungsfähigen Einwohner ein Anrecht auf die Regierung 
der Stadt erhielten, geht aus der Ähnlichkeit der Be- 
stimmungen über das Wahlrecht und die Weinkaufmann- 
schaft hervor. Die geborenen Bürger besaßen allerdings 
mit dem ererbten Bürgerrecht zugleich die Berechtigung 
zur Wahl und, sobald sie selbständig waren, das Recht 
auf Weinkaufmannschaft. Wer sich aber das Bürgerrecht 



M Stein, I N. 171. 

2) Stein, I N. 217. 

«) Verbundbrief §§ 6, 7. Stein, I N. 52. 

4) Vergl. Stein, I N. N. 75, 84, 85, 98. Stein, II N. 180. 

^) Stein, I N. N. 68, 196. 

•) Stein, I N, 172, 225, 231. 
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erkaufen mußte, der hatte nach dem Erwerb dieses zehn 
Jahre lang stille zu sitzen, ehe er das passive Wahlrecht 
wie das Recht der Weinkaufmannschaft erlangte. 

Ueber die Art und Weise, wie sich die Handhabung 
des Wahlrechtes allmählich ausgebildet hatte, erfahren wir 
etwas Näheres aus Verhandlungen vom Jahre 1464 *). In 
der Gaffel der Gürtelmacher, Kupferschläger und Nadel- 
macher lehnte man sich auf gegen die Handhabung der 
Gesetze über die Rats wähl. Seit einer Reihe von Jahren 
war es auf dieser und anderen Gaffeln üblich gewesen — 
wegen der großen Anzahl der Personen, wie der Rat 
sagte — daß drei Männer aus der Gaffel aufgestellt wurden 
und unter diesen die Wahl getroffen werden mußte. Es 
ist klar, daß diese Bestimmung den Zunftgenossen be- 
sonders ungerecht vorkommen mußte, wo eine größere 
Anzahl von Zünften zu einer Gaffel verbunden war, so- 
daß dann die Zahl der zur Wahl Aufgestellten noch nicht 
einmal der Zahl der vereinigten Ämter entsprach. Und so 
erhob sich auf der Gürtelmacher-Gaffel, in der uns im 
Verbundbrief außer den Gürtelmachern noch fünf andere 
Zünfte namhaft gemacht werden — die Köche, Nadel- 
macher, Drechsler, Beutelmacher und Handschuhmacher — 
ein Zwist; und zwar zwischen den Kupferschlägern und 
Nadelmachem einer- und den Gürtelmachern und den 
andern Beigeschworenen anderseits. Die Kupferschläger 
und Nadelmacher betonten die Freiheit der Kur, die ihnen 
nach dem Wortlaut des Verbundbriefs zustehe und brachten 
die Sache vor den Rat. Der Rat erhöhte die Vorauf- 
stellung von drei auf vier Mann und wies im übrigen auf 
die alte Sitte in personenreichen Gaffeln hin. Aber auch 
diese Aufstellung der vier stand nicht der ganzen Gaffel- 
gesellschaft zu, sondern wurde, wie der Rat sagte, von 
den Meistern und Freunden von allen Ämtern gewöhn- 
licherweise vorgenommen. Doch kann man wohl kaum 
diese Voraufstellung als einen bedeutungsvollen Schritt der 
Verfassungsentwicklung nach aristokratischer Richtung hin 
ansehen. In allen republikanisch regierten Gemeinwesen 



M Stein, I N. 3o6. 
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mag ein solches Moment mehr oder weniger stark her- 
vortreten. Bedeutungsvoll aber ist, daß hier die Zünfte 
als solche nicht als die eigentliche Grundlage der Ver- 
fassung erscheinen. Denn die einzelne Zunft hat nicht 
das Recht, einen aus ihrer Mitte als Ratskandidaten auf- 
zustellen; die Voraufstellung der Kandidaten wird durch 
die „Meister und Freunde von allen Ämtern *" besorgt, 
also von einem Ausschuß, der zwischen Rat und Zünften 
in der Mitte steht. Sind viele Zünfte zu einer Gaffel ver- 
einigt, so ist nicht zu vermeiden, daß einzelne von ihnen 
in der Voraufstellung unvertreten bleiben, wodurch der 
verfassungsrechtliche Anteil dieser Zünfte an der Stadt- 
regierung illusorisch gemacht ist. 

B. Das Bürgermeisteramt und seine Stellung innerhalb 
der Ratsverfassung. 

Daß in einem demokratisch regierten Gemeinwesen, 
in dem theoretisch und rechtlich jeder den gleichen Anspruch 
auf Teilnahme an der Regierung hat, diese sich doch im 
Laufe der Zeit auf einen engeren Kreis von finanziell und 
geistig Vermögenderen beschränkt, ist im Wesen der Sache 
begründet. Aber in der Kölner Verfassung liegt die Sache 
nicht ganz so einfach. Wir müssen hier die Erfahrung 
machen, daß sogar eine anscheinend so durchgreifende 
Reform, wie die von 15 13, die eine Verschiebung des 
Schwerpunktes der Verfassung vom Rat auf die Gemeinde 
darstellt, dennoch nicht im Stande ist, die oligarchischen 
Tendenzen zu unterdrücken. Der Grund wird also der sein, 
daß man bei dieser Verfassungsänderung die rein aristo- 
kratischen Elemente, die in der Verbundbrief Verfassung 
noch enthalten waren, nicht klar erkannt und ausgeschieden 
hat. 

Wenn wir diese herausschälen wollen, müssen wir 
wieder auf das Jahr 1391 zurückgehen. In diesem Jahre 
war die Richerzeche aufgehoben und ihre Exekutivbeamten, 
die Bürgermeister, vom Rate übernommen worden. So 
kamen in Köln die Bürgermeister in ein eigenartiges Ver- 
hältnis zum Rate, wie wir es in keiner anderen mittel- 
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alterlichen Stadt finden. Dieses Verhältnis wird bestimmt 
durch die vom Rate völlig getrennte Entstehung und 
Entwicklung ihres Amtes. Im Anfang waren Bürger- 
meister und Rat Konkurrenzinstitute gewesen i). Je mehr 
der Rat aufkam, desto mehr wurde die Richerzeche in 
ihren Gerechtsamen beschnitten. Was der Richerzeche im 
Laufe der Zeit an Kompetenzen vom Rate abgenommen 
wurde, waren Befugnisse und Rechte, die auch ihr nicht 
ursprünglich eigentümlich gewesen waren, wie z. B. Ver- 
leihung des Bürgerrechtes und des Zunftzwanges. Nichts 
von den angemaßten Kompetenzen, sondern die ursprüng- 
lichen Rechte, die Aufsicht über den Marktverkehr und 
das Gericht auf dem Bürgerhause, die auch die Richerzeche 
einst in den Stand gesetzt hatten, als Obrigkeit aufzutreten, 
blieben ihr oder vielmehr den Bürgermeistern. Denn das 
Verhältnis von Bürgermeistern und Richerzeche nimmt 
einen ganz auffallenden Verlauf. Der Schluß der Ent- 
wicklung ist der, daß 1391 die Richerzeche abgeschafft 
wird, dagegen ihre ausübenden Beamten, die Bürgermeister, 
ihre sämtlichen Rechte, die ihnen bis 1391 geblieben 
waren, behielten, trotzdem diese ihrem Ursprung nach nur 
ein Ausfluß des Machtbereiches der Richerzeche gewesen 
waren. Aber sie wurden fortan vom Rate gewählt. Diese 
eigenartige Tatsache hat wohl auch Kruse 2) veranlaßt, für 
das Bürgermeisteramt eine von der Richerzeche gesonderte 
Entstehung nachzuweisen. Wenn ihm das auch nicht 
. gelungen ist 3), so gibt doch die große Selbständigkeit 
der Bürgermeister und ihrer Machtbefugnisse gegenüber 
der Gesellschaft, aus deren Wahl sie hervorgingen, zu 
denken. Wohl deutet Lau*) ein Moment an, das diese 



*) Vergl. Kapitel I. Einleitung. 

•) Die Kölner Richerzeche, Savigny-Zeitschr. f. Rechtsgeschichte, Germ. 
Abt. IX. S. 181 flF. 

•) Denn die Richerzeche ist entstanden als das Amt auf dem Bürger- 
hause, die Bürgermeister sind die Vorsitzenden des Gerichtes auf dem Bürger- 
hause ; die Richerzeche ist entstanden um und mit dem Markt von St. Martin, 
die Bürgermeister haben den Handel mit Nahrungsmitteln zu beaufsichtigen, 
Meinkauf zu vertreiben und alle Wochen zweimal die Wagen zu besichtigen. 
Hieraus ergiebt sich die Identität ihrer Kompetenzen, 

<) a, a, O. S. 93, 
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Trennung von Richerzeche und Bürgermeistern begünstigte, 
indem er sagt, daß die ganze Entwicklung der Stadtver- 
fassung hinzielte nach der Eingliederung des Bürgermeister- 
amtes unter die Ratsämter. Es ist natürlich, wenn Bürger- 
meister und Rat, als Vertreter der Stadt, immer zusammen 
auftreten mußten, daß sie sich dann bald als eine gewisse 
Einheit fühlten. Aber welches Hindernis wäre für den Rat 
gewesen, wenn er 1391 so mächtig war, die Richerzeche 
zu beseitigen, nicht auch deren Beamte abzuschaffen, oder 
wenigstens die ansehnliche Machtfülle, die diese in sich 
vereinigten, nicht wieder auf nur zwei Personen zu über- 
tragen. 

So aber werden die beiden Bürgermeister zwar Rats- 
beamte und als solche von der Wahl und der Aufsicht des 
Rates, dem sie alle drei Monate eine Rechenschaftsablage 
schuldig sind, abhängig, treten aber bei der großen realen 
Macht, über die sie verfügen, in ein durchaus anorganisches 
Verhältnis zum Rate. Drei Gerichte besaßen sie: das 
Bürgermeistergericht, entstanden als das Gericht der Amt- 
leute auf dem Bürgerhause i), d. i. der verdienten Amtleute 



*) Lau, a. a. O. S. 173 scheint das spätere Bürgermeistergericht, dessen 
Statuten vom Jahre 1400 Sept. i. ^Stein, I N, 65) erhalten sind, als eine Neu- 
schöpfung anzusehen und sucht aus einer Stelle aus Quellen I S. 234 zu be- 
weisen, daß 1391 nach Abschaffung der Richerzeche der Rat eine Kommission 
von Ratsherren gebildet habe behufs Annahme der Appellationen von den 
Schreinen, welche man als einen Vorläufer des späteren Bürgermeistergerichtes 
betrachten könne. Bei der von ihm angegebenen Stelle: „so mach eiklich 
partye dey wilt van deym schryne dat urdel schuldigen vur imse heren vanme 
raide, den dat up dey zyt donresdages geburt zo wysen", liegt doch kein Grund 
vor, an eine Kommission zu denken. Die Appellation von den Schreinen 
geschah an den sitzenden Rat, wie das auch in späteren Bestimmungen ge- 
halten wurde. 1466 Dez. i. (Stein, I N. 211), allerdings sehr viel später, 
erfahren wir noch mal etwas Ähnliches ; aber es ist auch hier nicht das Bürger- 
meistergericht, noch das Ratsgericht, sondern der Rat als solcher, der die 
Berufungen von den Schreinen annimmt. Merkwürdig ist hierbei und erinnert 
in etwa an jene Bestimmung von 1391, daß die Ratsherren von nun an jeden 
Donnerstag behufs Erledigung der hängenden Appellationssachen ein Gebot 
haben sollen. Aber wir haben auch gar nicht nötig, einen Vorläufer für das 
spätere Bürgermeister- oder Amtleutegericbt anzunehmen. Ein so wichtiges 
Gericht, das jährlich ganz ansehnliche Summen einbrachte, wie das Amtleute- 
gericht der Richerzeche, ist nicht einfach abgestellt worden, nachdem die Richer- 
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der Richerzeche, ferner die beiden Gerichte auf dem Korn- 
markte und vor dem Stern oder am Fleischhause, die sich 
aus ihrem alten Rechte, den Handel mit Nahrungsmitteln 
zu beaufsichtigen, herleiteten. Ob sie die anderen im 
Bürgermeister-Eid von 1400 1) namhaft gemachten Rechte, 
Aufsicht über den Kleinhandel in Wein*), Meinkauf zu 
verhüten, und Aufsicht über die städtischen Wagen, 1391 
schon besessen haben, ist zwar nicht sicher, aber doch sehr 
wahrscheinlich. Denn sie hatten von Anfang an enge 
Beziehungen zum Kleinhandel auf dem Markte. 

Das Bürgermeistergericht war außerordentlich wichtig. 
1371 brachte es 3935 Mk., in der 2. Hälfte von 1391 
1048 Mk., 1392 2799 Mk. ein; und in den Jahren von 
1414 — 1432 schwankten die Einnahmen jährlich zwischen 
1267 Mk. und 2145 Mk.5). Das Gericht auf dem Kornmarkt 
gab den Bürgermeistern das Aufsichtsrecht über die Zunft 
der Bäcker. Zugleich wurde an diesem Ort der Fischmarkt 
abgehalten. Die Zunft der Fischhändler stand ebenfalls 
unter der Aufsicht der Bürgermeister *). Das Gericht vor dem 
Stern oder am Fleischhause wird auch mit der alten Juris- 
diction der Bürgermeister über den Nahrungsmittelverkauf 
zusammenhängen. Genauere Befugnisse der Bürgermeister 



zeche ihrer politischen Vorrechte beraubt war. Zudem blieben die Vorsitzenden, 
die Bürgermeister, wenn auch jetzt in Abhängigkeit vom Rate, im Amte. Nur 
kam es nach 1391 darauf an, andere Urteiler darin zu bekommen als die bis- 
herigen, die verdienten Amtleute der Richerzeche. 1400 Sept. i. wird be- 
stimmt, daß fortan jährlich sechs gewesene Ratsherren dieses Amt übernehmen 
sollen. Aber auch in dieser Verordnung ist nicht die Rede davon, daß die 
Reihe der Amtleute einmal für längere Zeit unterbrochen gewesen sei, sondern 
es heißt im Gegenteil: „dye amptlude, dye by den burgermeisteren, wannee 
sy dincgen op dem raithus, zo sitzen plegen". Woher man allerdings von 
1391 — 1400 die Amtleute genommen hat, ist nicht mehr zu erkennen; mög- 
licherweise waren es die gewesenen Bürgermeister nach Analogie der verdienten 
Amtleute der Richerzeche. 

>) Stein, I N. 67. 

') Die Aufsicht über den Kleinhandel in Wein ist sicher älteren Datums. 
1400 (Stein, II N. 84) heißt es: Die 8, die zur Unterstützung der Rhein- 
meister eingesetzt sind, sollen alle Punkte der Weinrolle revidieren, vorbehalten 
jedoch den Bürgermeistern und den Rheinmeistern ihre alten Rechte. 

*) Knipping, Kölner Stadtrechnungen I S. 66 — 71. 

*) Vergl. Stein, I N. N. 92, 97, 159 III § 15 u. a. 
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sind uns in diesem Falle nicht bekannt. Sicher ist, daß seit 
15 13 die Wahl des Fleischmarktmeisters dem Rate zustand^). 
Mit diesen sämtlichen Rechten und Befugnissen, die sie 1391 
besaßen, gingen sie auch 1396 in die neue Verfassung hin- 
über. Die Reformer taten nichts, um das wichtige Bürger- 
meisteramt besser in den Bau der neuen verstärkten Rats- 
verfassung einzugliedern. Man kann im Gegenteil eher 
von einer Verstärkung des Machteinflusses der Bürger- 
meister reden. Denn da man im Interesse der Zentralisation 
die altstädtischen Geburgerichte abschaffte, trug man 
wesentlich zur Hebung des Bürgermeistergerichtes bei. Die 
beiden eigentlichen Gerichte des Rates kamen als Ersatz 
für die Kompetenzkreise der Geburgerichte nicht in 
Betracht, da das Gewaltgericht ein Polizeiinstitut war und 
das andere Streitigkeiten zwischen Bürgern und Gästen zu 
behandeln hatte. 

In den unverhältnismäßig großen und selbständigen 
Rechten der Bürgermeister liegt hauptsächlich der Keim 
zu der ausgesprochen oligarchischen Richtung der Ent- 
wicklung der Kölner Rats Verfassung seit 1396. Und wie 
beim Rate unter dem Einfluß der Gewohnheiten der Ge- 
schlechterherrschaft das System der vor- und nachgesessenen 
Räte sich erhielt, so wirkte auch zur Konsolidierung der 
Bürgermeistermacht verstärkend der Einfluß der historischen 
Tradition. Wie die Bürgermeister zur Zeit der Richer- 
zeche, wenn ae ihr Amt als Bürgermeister verwaltet hatten, 
das Kollegium der verdienten Amtleute der Richerzeche 
bildeten, so sehen wir ebenfalls in der neuen Verfassung- 
Ansätze zu einem derartigen Kollegium der gewesenen 
Bürgermeister *). 

Die Entwicklung des Bürgermeisteramtes im 15. Jahr- 
hundert ist der Ausnahmestellung, die es in der Kölner 
Ratsverfassung einnimmt, entsprechend. Was wir, abge- 
sehen von einigen Befugnissen, die sie als die höchsten 
Beamten der Stadt innehaben, wie Aufbewahrung des 



^) Vergl. Kap. VI S. 135. 

*) Vergl. Stein, I N. 102 S. 264 Anmerkung 2, 
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großen Stadtsiegels ^), Recht der Geleitserteilung') und 
einigen anderen 8), an wichtigen Rechten bei ihnen finden 
scheint keine Neuerwerbung zu sein, sondern im wesent- 
lichen mit ihren alten Kompetenzen zusammenzuhängen. 
So haben sie die Aufsicht über den Markt vor St. Martin *), 
schreiten gegen den Verkauf auf dem Hühner-, Wildbret- 
und Fischmarkt ein 5), bestrafen die verbotene Erhöhung 
des Weinpreises und den vorzeitigen Weinzapf der Bürger •), 
beaufsichtigen den Salzhandel 'j. Und wie sich aus den 
Kompetenzen ihres Kornmarktgerichtes ein Aufsichtsrecht 
über die Zunft der Bäcker ergab, so scheint sich dieses 
auch auf die andern Berufe, die mit dem Kornmarkte zu 
tun hatten, die Müller und die Kornmesser erstreckt zu 
habend). 

Jedenfedls setzten alle diese Rechte und Befugnisse ihre 
Inhaber in den Besitz einer für den Beamten eines demo- 
kratischen Gemeinwesens unstatthaften Selbständigkeit und 
Macht, die nur allzu leicht zum Schlimmen ausgenutzt 
werden konnte. 1398 z. B. würde ein Schmied ohne 
SchöfFenurteil hingerichtet, weil er dem Urteil des Bürger- 
meisters im Gericht auf dem Bürgerhause widersprochen 
und dasselbe gestraft hatte®). Ein Hinrichtungsurteil aber 
konnte nur von den Schöffen des Hochgerichts gefällt 
werden. 

Besonders scheint man den Posten eines Amtmannes 
im Bürgermeistergericht als ein sehr einträgliches Amt 
angesehen zu haben. Im Eidbuch von 1450 ^^) bestimmt 
der Rat, daß die Amtleute ihren Eid vor ihm ablegen 
sollen, während sie bis dahin vor dem Bürgermeister ge- 



») Stein, I N. 67. 

•) Stein, I N. N. 121, 89. 

•) A. a. O. II N. N. 201, 210, 211, 332. 

*) A. a. O, I N. 159 V §§ 13, 14, II N. N. 288, 301. 

») A. a. O. II 299. 

•) A. a. O. II N. N. 103, 192 § I. 

^) A. a. O. n N. 128. 

») Stein, II N. N. 286. 404. 

•) Städtechroniken ^Lil S. 85. 

*<^) Spätere Zusätze Stein, I N. 159. 
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schworen hatten^). Aber es wurde nicht besser. 1475^) 
erfahren wir, daß die Amtleute jedes halbe Jahr die bis 
dahin eingenommenen Gerichtsgebühren untereinander teilen, 
was allerdings 1483 vom Rate verboten wurdet). Die Amt- 
leute hatten sich den Umstand zu nutze gemacht, daß ihnen 
in jenen schlechten Zeiten des Neusser Krieges vom Rate 
kein Präsenzgeld gezahlt wurde, um sich auf die ange- 
gebene Art einfacher und besser bezahlt zu machen. 

Ein helles Licht auf die teils nachläßige, teils drückende 
Amtstätigkeit der Bürgermeister oder ihrer Untergebenen 
werfen die Reformvorschläge der Gemeindevertretung von 
1481. Der erste Sturm des Aufstandes richtete sich gegen 
den verhaßten Bürgermeisterschreiber, Johann Panhusen; 
er soll sofort entlassen und ihm kein städtisches Amt mehr 
anvertraut werden. Die Bäcker, die bekanntlich unter 
der Aufsicht der Bürgermeister standen, sollen diesen fortan 
keine Bußen mehr zu zahlen haben, damit sie selbst besser 
Auskommen haben und der Gemeinde besseres Brot für 
ihr Geld liefern können. Auch sollen die Trinkgelder, die sie 
bisher den Bürgermeisterknechten zu zahlen hatten, wegfallen. 
Der eine der beiden Bürgermeisterboten wird heimlicher 
Verhandlungen mit den Bäckern beschuldigt, der andere 
hatte gegen die Zunftordnung verstoßen, indem er Brot und 
Hafer verkaufte, ohne Bäcker zu sein. Auch wurde über 
die Marktauf sieht im allgemeinen geklagt*). 

Da die Bäcker selbst mit anderen Reformvorschlägen *), 
die im Interesse der Gesamt bürgerschaft aufgestellt waren, 
sich nicht einverstanden erklärten, erhielten die Bürger- 
meister den Auftrag, wieder wie früher von ihnen die 
Bußen einzuziehen und sie voll und ganz auf die Rent- 
kammer zu liefern, damit sie der Gemeinde und night den 
Bürgermeistern zu nutze kämen. Zugleich erhielten die 



1; Stein, I N. 162. 

*) Stein, I N. 249. 

») Stein, I N. 285. 

*) Stein, I N. 261 §§ 14, 15, 50, 59, 66. 

•) A. a. O. §§ 12, 13. 
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Bürgermeister die Mahnung, länger und öfter auf den Ge- 
richten zu sein^). 

Aber wie sich bei. dem Aufstand von 1481 überhaupt 
das Interesse der Bevölkerung nur" auf die Abstellung der 
Mißbräuche konzentrierte % so dachte man auch in diesem 
besonderen Falle nicht daran, die Bürgermeister in ihren 
Befugnissen zu schmälern, deren Mißbrauch so leicht die 
Schädigung weiter Kreise der mittleren Schichten der Be- 
völkerung nach sich zog. 

Die nach dem Aufstande einsetzende Restaurations- 
politik brachte eine neue Stärkung des bürgermeisterlichen. 
Ansehens. Der seines Amtes entsetzte Bürgermeister- 
schreiber wurde Fischmarktmeister und außerdem erhielt 
er das Versprechen, daß man ihn, wenn ein städisches Amt 
frei würde, damit entschädigen wolte^). Und wie sehr sich 
jetzt der Bürgermeister als Herr der Stadt fühlte, beweist 
das bereits erwähnte gewalttätige Vorgehen eines Bürger- 
meisters gegen den Greven im Jahre 1497*). 

Gegen den Bürgermeister traten die übrigen höheren 
Ratsbeamten an Macht und Einfluß sehr zurück. Aber da 
die Bürgermeister nach Ablauf ihres Dienstjahres gleich 
den Ratsherrn erst nach zwei Jahren wiedergewählt werden 
konnten, wurde es Regel, daß sie im 2. Jahre das Amt 
eines Rentmeisters, im 3. das eines Stimmeisters erhielten, 
wonach sie wieder zur Bürgermeisterwürde wsihlfähig 
waren *j. 

Dieser wechselnde Besitz der höchsten Ämter gab 
einem kleinen, geschlossenen Kreise, der nach unten durch 
die reale Macht und die Selbständigkeit des Bürgermeister- 
amtes wirksam geschützt war, bald eine erhöhte Bedeutung, 
wenn schon dem Rate so noch mehr der Gemeinde gegen- 



») Stein, I N. 267. 

') Siehe das folgende Kapitel. 

') Stein, I N. N. 280, 288. 

*) Kap. III. 

*) Nachdem 1422 den Bürgermeistern und Rentmeistern die Bekleidung 
anderer Ämter verboten war, insbesondere die Vereinigung von Bürgermeister 
und Rentmeister in einer Person. (Stein, 1 N. 113). 
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Über. Und so nimmt es uns nicht wunder, daß gegen 
Ende des Jahrhunderts der längst verschollen geglaubte, 
verhaßte Name „des engen Rates *^ wieder erneute Be- 
deutung erlangte. 

So treten auf dem breiten Untergrunde der Verfassung, 
der GafFelwahl, wie innerhalb ihrer Spitze, dem Rate, ent- 
schieden aristokratisch -oligarchische Richtungen der Ent- 
wicklung hervor. Aber während diese bei der Ratswahl 
unausbleiblich waren und zur natürlichen Entwicklung ge- 
hörten, geht die Bildung eines gesonderten Machtkreises 
\nnerhalb des Rates vornehmlich auf die eigenartige Ent- 
wicklung des Bürgermeisteramtes und seines Verhältnisses 
zum Rate zurück. 

V. Kapitel, 
Der Aufstand von 1481/82. 

So mußte sich allmählich eine Kluft auf tun zwischen 
dem Rate und der Gemeinde, aus der er in halbjährlich 
wechselnder Zusammensetzung und Erneuerung hervor- 
gehen sollte. Denn wenn man es einerseits erklärlich oder 
vielmehr höchst verständig finden muß, daß die Ratsherrn, 
nachdem sie laut Bestimmung des Verbundbriefs zwei 
Jahre lang stille gesessen hatten, für das dritte Jahr wieder- 
gewählt wurden, so daß sich drei Serien von Ratsherren 
bildeten, die einander ablösten in der Führung der Ge- 
schäfte, so hat diese Sache doch auch ihre Kehrseite. Der 
Rat, der die autonome Stadtgemeinde in sich verkörperte, 
gewissermaßen die juristische Person der Bürgerschaft dar- 
stellte, verlor allmählich das Recht, sich als solche zu be- 
trachten, wenn er durch das Abschließungssystem der drei 
Räte der Gemeinde gegenüber in eine isolierte Stellung 
geriet, und weiten Kreisen der Bürgerschaft Gelegenheit 
bot, über Zurücksetzung und Mangel an Interesse für die 
Gesamtbürgerschaft zu klagen. 

Dazu kam noch, daß die Vierundvierzig, die Vertreter 
der Gemeinde, die dem Rate als Gegengewicht beigegeben 
waren, mit der Zeit an Bedeutung verloren zugunsten der 
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sogenannten Ratsfreunde, deren seit 1450 halbjährlich 25 
gewählt wurden i). Natürlich stand die Wahl dem Rate zu. 

Dadurch wird dann der Rechtsstandpunkt geschaffen, 
von dem aus in schwierigen Zeitläuften die unruhigen und 
unzufriedenen Elemente die Rechtmäßigkeit ihres Vorgehens 
herleiten. 

Nach dem Verbundbrief allerdings war naturgemäß 
eine lange Zeit der Ruhe für das städtische Verfassungs- 
leben gekommen. Die weiten Kreise der Bürgerschaft 
sahen mit Befriedigung ihr Ziel erreicht, und auch von 
den Geschlechtern versöhnten sich viele mit der neuen 
Ordnung, zumal sie zum Teil dieselbe mit herbeigeführt 
hatten, und sie durchaus nicht von der Regierung aus- 
geschlossen waren. Die Hauptsache war jedenfalls ge- 
sichert, die Bürger hatten Vertrauen zu der Stadtregierung. 
Einen schönen Beweis hiervon lieferten sie im Jahre 14 18 2). 
Der Erzbischof Dietrich wollte Zwietracht stiften zwischen 
Rat und Gemeinde. Er schrieb an jede Gaflfel einen Brief, 
in dem er sich über den Rat beklagte. Die Gaffeln aber 
lieferten die Briefe alle dem Rate ab und antworteten dem 
Erzbischof — jede in einem besonderen Schreiben — er 
solle nächstens seine Beschwerden an den Rat selbst richten, 
die Gemeinde sei der Rat, und der Rat sei die Gemeinde. 

Zweifellos hängt mit der Aufnahme der kleinen Leute 
in den Rat auch die vorsorgliche Haltung zusammen, die 

*) SteiDj I N. i6i. Leider ist es unmöglich auf Grund der Urkunden 
eine genauere Entstehungsgeschichte des Institutes der Ratsfreunde zu geben, 
da der meist gebrauchte Ausdruck: „vrunde" zu vieldeutig ist. Im Verbund- 
brief z. B. werden die 44 vrunde genannt; in einer andern Urkunde wird von 
Freunden, die zu Rate sitzen, gesprochen (Stein, I N. 59 a. 1398). Sogar 
nach 1450 haben wir nicht immer Sicherheit, daß es die 25 Gewählten sind, 
wenn von Ratsfreunden die Rede ist. So werden a. 1475 (Stein, II N. 365) 
die Rentmeister, die Beisitzer der Rentkammer und die Bezirksmeister, — 
also alles städtische Beamte — mit der Revision der Hausmühlen betraut. 
1476 (II N. 358) wird von den geschickten „Ratsfreunden" gesprochen, die 
diese Revision ausführten. Was feststeht ist, daß die Sitte, angesehene Bürger 
als Ratsfreunde zu Ratsverhandlungen und -geschäften heranzuziehen bis weit 
in die Geschlechterzeit zurückreicht, und daß auch später die Ratsfreunde 
immer den bevorzugten Kreisen angehörten. Jedenfalls überragten sie den 
einfachen Ratsmann bedeutend an Einfluß. 

«) Siädtechroniken XIII S. 118. 
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der Rat in der wichtigen Kornfrage einnahm. 1438, 
während einer großen Kornteuerung litten Aachen, 
Maastricht, Bonn, Andernach, Coblenz und andere Städte 
große Not, während der Kölner Rat seiner Gemeinde von 
dem aufgespeicherten Korn geben konnte. «Dat was, as 
einre schritt, die groste vursichtigheit ind wisheit, die in 
vil jairen ie geschach*', bemerkt dazu die Koelhoffsche 
Chronik. Und als Denkmale jener im großen und ganzen 
für Rat und Bürgerschaft recht glücklichen und zufriedenen 
Zeit grüßen uns heute noch der Rathausturm (erbaut 
1407) und das berühmte Tanzhaus Gürzenich (erbaut 
1441— 51I). 

Nach zwei Seiten hin hatte die Erweiterung der 
Basis, auf welcher der Rat beruhte, nicht zum Vorteile 
gewirkt. In der äußeren Politik, in dem geradezu ängst- 
lichen Vermeiden von tatkräftigem Eingreifen, zeigte es 
sich, daß jetzt andere Leute die Zügel in Händen hatten, 
als die kampfesfrohen, zum großen Teil ritterbürtigen 
Geschlechter. Der andere Punkt, der das neue Regiment 
sehr zu seinen Ungunsten von der Geschlechterherrschaft 
abhebt, ist die Finanzverwaltung. Wenn auch, wie im 
vorigen Kapitel gezeigt ist, die reale Macht in den Händen 
weniger sich befand, und diese Wenigen meistens geld- 
kräftige und geldgewandte Herren waren, so ist doch 
nicht zu übersehen , daß alle Beschlüsse von der Zu- 
stimmung des Rates abhängig waren, und gerade in 
finanziellen Sachen auch die minderbedeutenden Rats- 
herren ihr Votum sich nicht gerne verkümmern ließen. 
Nimmt man dazu noch die verfassungsrechtliche Verord- 
nung, daß bei Bestimmung über größere Geldsummen 
die Vierundvierzig zugezogen werden mußten, so wird 
uns der Mangel an Weitherzigkeit und freiem Blick, den 
der Rat in der Finanzverwaltung zeigte, nicht wunder- 
nehmen dürfen 2). 

Und gerade die Finanzlage der Stadt war Grund und 
Anlaß, daß es zu Äußerungen der Unzufriedenheit kam. 



M Vergl. Stein, I N. 176. 

^) Vergl. hierzu: Knipping, Schulden wesen. Westd. Z. XIII. 



t>ie Kölner Ratsverfassung etc. 53 

Die in der Verfassung liegenden Wiedersprüche gegen 
den Geist des Verbundbriefs und die äußeren Formen, in 
denen dieser Widerspruch in die Erscheinung trat, hätten 
allein wohl Unzufriedenheit, aber kaum eine Erhebung 
gegen den Rat hervorgerufen. Denn sowohl die in 
Kapitel IV erwähnten Störungen der Ratswahl von 1464, 
wie die im Wollenamt und in der KannengießergafFel 
1473/74 vorgekommenen 1), waren vom Rate mit leichter 
•Mühe bestraft und die Autorität des Rates hergestellt 
worden. 

Schlimmer war es, als die unheimlich drohende Macht 
Karls des Kühnen den Rat zwang, die finanziellen Kräfte 
seiner Bürger aufs äußerste anzuspannen. Vom 11. Dez. 
1474 2) ist ein Erlaß über die leihweise Erhebnng des 
20. Pfennigs von allen Bürgern und Eingesessenen datiert, 
dem der Rat eine ausführliche Begründung und Darstellung 
der schlechten Finanzlage beigibt. Die vielen speziali- 
sierten Verfügungen über die Erhebung beweisen, wie 
schwierig die Stimmung der Bevölkerung bereits war 8). 

Neben dieser direkten Steuer wurde zur Tilgung der 
enormen Auslagen dieses Neusser Krieges 1475 eine Erhöh- 
ung der Lebensmittelakzisen eingeführt, und trotzdem sie ur- 
sprünglich auf 3 Jahre beschlossen war, nach diesem Zeit- 
punkte nicht abgeschafft. Dazu kam, daß der vom Kaiser 
der Stadt verliehene 1475 eröffnete Rheinzoll lange nicht 
in dem Maße zur Stärkung der Kölner Finanzen diente, 
wie man wohl angenommen hatte. Im Gegenteil, die 
rheinischen Kurfürsten von Mainz, Trier und Pfalz sowie 
andere Herren und Städte gingen mit Gewalt gegen den 
Kölner Zoll vor, indem sie die Kaufleute zwangen, ober- 
oder unterhalb Köln auszusteigen und ihre Waren zu 
Lande an der Stadt vorbei zu führen *). 



') Stein, I N. N. 232, 233. 

») Stein, II N. 358. 

») Stein, II N. N. 353, 354, 355, 356, 358, 361, 362, 363, 367, 370. 
z. B. Verbot der Auswanderung vor Zahlung des 20. Pfennigs. 

*) Vergl. John, Kölner Rheinzoll 1475 — 94. Annalen des bist. Ver. f, 
d. Niederrhein. Heft 48. S, 12 ff. 
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Seit dieser Zeit war es mit dem städtischen Frieden 
vorbei. Die Scharen des Reichsheeres, das gegen Karl 
den Kühnen aufgeboten war, in der Umgebung, und die 
Anhäufung von Söldnern in der Stadt, die erst 1478 wieder 
entlassen wurden ^) : dies alles diente nicht dazu, die Stimmung 
der Bürgerschaft zu beruhigen. Die Gewaltrichter hatten 
erhöhte Arbeit*). Alle Klagen und Anschuldigungen 
richteten sich natürlich gegen den Rat. 1477 sah er sich 
genötigt, die Bürger ausdrücklich zu verwarnen, sich der 
Erregung von Unzufriedenheit gegen den Rat zu enthalten, 
und den Ratsherren zur Pflicht zu machen, die Schmähungen 
auf den Rat und sein Regiment zur Anzeige zu bringen 3). 
Die im Eingange dieses Kapitels geschilderten Zustände 
trugen ihre Frucht. Der Rat hatte die Fühlung mit der 
Gemeinde verloren. Teils war er seiner eignen Ratsherren 
nicht mehr sicher, teils machte die Bürgerschaft wieder in 
erhöhter Weise von ihrem Wahlrechte Gebrauch und nötigte 
die Ratsherren, die sich in ihrem Amte erhalten wollten, 
zu schlimmen Fällen von Bestechung und Wahlbeeinflussung 
ihre Zuflucht zu nehmen *). Aber die Bewegung war nicht 
mehr einzudämmen; die finanzielle Mißlage bedrückte die 
gesamte Einwohnerschaft, und so kam es zum Ausbruch. 
Der Verlauf der Empörung ist bekannt 5). 

Am 28. Sept. 1481 waren die gesamten Gaifelgenossen 
im GafFelhause der Schuhmacher vereinigt und wählten als 
ihre Vertreter aus jeder Gaffel 6 oder 8 Mann, die soge- 
nannte große Schickung. Diese zog am folgenden Tage 



*) Stein, II N. 406. 

*) Stein, II N. N. 402, 411. 

«) Stein, I N. N. 248, 249. 

*) Stein, 1 N. 257. Mit der Aufsicht über die Ratswahl wurden vor- 
läufig die „gesetzheren zo den brulofften" und die Gewaltrichter betraut. Später 
1482 Juli I. (Stein, I N. 279) wählte man eine besondere Kommission von 
4 Herren zu den Gesetzen über die Ratswahl, die sich aber bei der Gemeinde 
keiner besonderen Beliebtheit zu erfreuen hatten; man scheint sie mit Recht 
als das Mittel erkannt zu haben, dessen der Rat sich bediente, um unbequeme 
Elemente vom Rate fernzuhalten. Durch den Transfixbiief wurden sie abge- 
schafft. 

*) Vergl. Hegel, Städtechroniken XIV S. CCIV— CCVII und Ennen, III 
586 fi. 
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vor den Rat und ließ durch 4 Sprecher ihre Forderungen 
vorbringen, die von dem eingeschüchterten Rate sofort be- 
willigt wurden. Darauf bildete die große Schickung einen 
Gegenrat, indem sie aus sich heraus aus jeder Gaifel 2 
Mann wählte und diese mit den 4 Sprechern — zusammen 
48 Mann — in der Vierundvierzigerkammer des Rathauses 
tagen ließ. Dieser Gegenrat hatte fortan das Regiment. 
Er revidierte die Rechnungsbücher seit 1450 und brachte 
die von den Gemeindevertretern vorgebrachten Forderungen 
— mit den schon am 29. Sept. bewilligten zusammen 81 
Punkte — bei dem jeder Selbständigkeit beraubten Rate 
zur Annahme. Erst als die Führer der Bewegung mit dem 
Antrag hervortraten, daß die 4 Sprecher und die Vertreter 
der Gemeinde überhaupt an Leib und Leben sichergestellt 
werden sollten, zeigte es sich, daß die Mehrzahl der Bürger- 
schaft nur für die Abschaffung der finanziellen Mißstände 
zu haben sei. Der Antrag fiel durch. Und da auch der 
Rat aus der Revision der Rechnungsbücher gerechtfertigt 
hervorgegangen war, war den Aufrührern der Boden unter 
den Füßen weggezogen, und man begann an eine friedliche 
Beilegung des Konfliktes zu denken. Am 22. Jan. 1482 
wurde eine neue Gaifeldeputation gewählt — 22 Mann, 
aus jeder Gaifel einer — um mit dem Rate über die Her- 
stellung des inneren Friedens und Tilgung der städtischen 
Schulden zu beraten *). 

Doch dies war nicht das Ziel, nach dem die Führer 
der Bewegung gestrebt hatten. Sie wußten einen neuen 
Zündstoif in die Menge zu werfen. Wenn die Revision 
auch befriedigend verlaufen war, so war doch die Buch- 
führung nicht völlig korrekt gehandhabt worden. Dies 
scheinen die Aufrührer zu einem neuen Vorstoß benutzt 
zu haben'). Am 18. Febr., Fastnachtsmontag, gelang es 
ihnen, 31 Ratsherren und Stadtbeamte gefangen zu setzen. 
Aber die sofort einsetzende Reaktion beweist, dciß der 



^) Stein, I N. 268. Dieser Ausschuß wird in den Chroniken nicht 
erwähnt. 

•) Städtechroniken XIV S. 855; vergl. besonders: Verhör und Hin- 
richtung des Burchard Falkenstein, Stein, I N. 270. § 3. 
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Streich nur ein letztes, tollkühnes Wagnis gewesen war, 
um sich selbst zu retten. Die Gefangenen wurden von der 
Bürgerschaft befreit und in alle ihre Ehren wieder eingesetzt. 
Die Rädelsführer wurden zum großen Teil hingerichtet. 

Wir haben hier nur die Bedeutung und den Wert 
dieses Aufstandes für die Verfassungsentwicklung abzu- 
wägen. Vor allem charakterisiert es ihn, daß er nicht 
gegen die Verfassung oder ihre Formen gerichtet ist. 
Allerdings ist hier eine Einschränkung zu machen: Die 
Partei, oder vielmehr die Menge derer, die an dem Auf- 
stande teilnahmen, ist keine einheitliche. Im allgemeinen 
war es die Absicht der Bevölkerung, arm wie reich, auf 
den Rat, in dem wegen seines streng durchgeführten Ab- 
schließungssystems die Stimmen vieler Teile der Einwohner- 
schaft kein Gehör fanden, einen Druck auszuüben, um 
dadurch eine Besserung der allgemeinen Lage herbeizu- 
führen i). In dieser Tendenz konstituierte man den Gegen- 
rat. Aber dieser Aufstand war nur zum Teil die spontane 
Äußerung des Volkswillens, in der Hauptsache war er lange 
und sorgfältig vorbereitet worden. Eine Art Vorgeschichte 
können wir bis 1464 verfolgen. Die Gaffel, in der man 
sich zuerst gegen die vom Rate verfassungswidrig gehand- 
habte Ratswahl auflehnt, ist die der Gürtelmacher, der 
Johann Hemmersbach, Johann von Kerpen und Burchard 
Falkenstein, die alle drei 1482 als Empörer hingerichtet 
wurden, angehörten. Johann Limbach, ein Wollenweber, 
der ebenfalls hingerichtet wurde, hatte sich schon 1473 bei 
der Ratswahl bemerkbar gemacht, indem er versuchte, mit 
Hülfe von Nichtwahlberechtigten seine Wahl durchzu- 
setzen. *) Fand sich ein Führer, der diese Opposition um 
seine Person vereinigte, so war der Aufstand beschlossene 
Sache. Aus den Berichten 3), noch mehr aber aus den 
Verhören des Burchard Falkenstein und des Werner von 
Lyskirchen*) ergibt sich zweifellos, daß Werner von Lys- 



M Vergl. die Eingabe der Kaufleute: Ennen, III 595. 
*) Stein, I N. 232. 

') Koelhoffsche Chronik, Prosarelation und Reimchronik. [Sämtlich in 
Städtechron. XIV.] 

♦) St^ia, I N, N. 270, 273. 
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kirchen der geistige Leiter der Bewegung gewesen ist, der 
den wortgewandten Mann des Volkes, Johann Hemmers- 
bach, nur vorgeschoben hat^). Werner erhält am i8. Febr. 
den Bürgermeisterstab, in seinem Verhör gibt er zu , daß 
er mit bewußter Absicht den Volksfreund gespielt habe. 
Aber nichts klärt uns besser über das Verhältnis und den 
Charakter der beiden auf, als die Scene^), die Burchard 
Falkenstein erzählt. Hemmersbach, stolz auf seine dema- 
gogische Fähigkeit, prahlte vor Werner: „Man spotde mynre 
zom lesten, doe ich sachte van zwen duysent mannen, wie 
dunckt uch nu, hain ich sij nyet bracht?'' worauf ihm Lys- 
kirchen erwiderte: , Gefader, wes uch dat hertze vull is, 
des geit uch der munt over, domyt wirt mannich gut an- 
slach zobrochen." 

Entsprechend den Absichten waren natürlich auch die 
Ziele verschieden. Diese extreme Richtung konnte nicht 
mehr auf die Gefolgschaft des Volkes rechnen, sobald 
dieses sah, daß es ihr nicht mit der Abstellung der Miß- 
bräuche genug getan sei. Der Umschwung trat am 6. Dez. 
ein. Was das Volk wünschte, war erreicht. In allem, was 
finanzielle Erleichterung und Verbesserung der Rentkamraer 
betraf — und das waren von 8i Punkten 68 — befanden 
sich die Extremen in Übereinstimmung mit der Bürger- 
schaft. Nur die übrigen 13 Punkte 8) bezogen sich auf die 
eigentliche Verfassung; und von diesen 13 waren wieder 
12 keine Neuerungen, sondern dienten nur dem Zwecke, 



*) So gehen wir wohl auch kaum fehl, in dem bei Gelegenheit der Wahl 
des Werner von L. und des A. Lederbach zu Rittmeistern gefaßten Ratsbe- 
scbluß von 1473 März 5. [Stein, II N. 330] eines der Mittel zu .sehen, die 
Werner anwandte, um sich beim Volke beliebt zu machen. Der Beschluß 
setzt die Zahl des Gefolges der Rittmeister bei der Umführung des Sakraments 
auf 6 Pferde fest. Wie aus § 8 des Transfixbriefes und Buch Weinsberg I 
S. 247 ersichtlich ist, wurde die Wahl zum Rittmeister, deren Amtstätigkeit 
einen großen Aufwand erforderte, als Schreckmittel benutzt, um oppositionelle 
oder mißliebige Ratsmitglieder zum Schweigen zu bringen. Man scheint auch 
nachher von dieser Erleichterung des kostspieligen Dienstes wieder abgekommen 
zu sein; denn der Transfixbrief muß die Höchstzahl des Gefolges auf 12 Pferde 
herabsetzen. Vergl. Schluß. S. T*]. Anm. 2. 

2) Stein, I N. 270 § 4. 

»). Stein, I N. 261 §§ 35, 38, 39, 40, 41, 61, 62, 63, 72, 74, 75, -jj, 78, 
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die Abweichungen vom Wortlaut des Verbundbriefs oder 
der Eidbücher in Fortfall zu bringen, so vor allem §§ 63, 
74, 75, die freie Rats wähl wiederherzustellen. 

Nichts charakterisiert uns mehr das lediglich finanzielle 
Interesse, welches das Gros der Bürgerschaft an dem Auf- 
stande hatte, als das Schicksal des § 72, des einzigen der 
81 Reformvorschläge, der eine Änderung des Verbund- 
briefes bedeutete. Er lautete: Die 10 Gaffeln, die bisher 
laut Verbundbrief jährlich nur einen Vertreter zum Rate 
entsandt haben, sollen fortan jährlich zwei ihrer Mitglieder 
in den Rat wählen. 

Doch sollte die Zahl von 49 Ratsherren erhalten bleiben, 
sodaß der Rat nur noch das Recht hatte, statt der früheren 
13 — 3 hinzuzu wählen. Dies bedeutete eine wesentliche 
Schwächung des Rates zugunsten der Macht der Gemeinde. 
Und dennoch — der Durchbringung dieses Punktes waren 
die Reformer nicht sicher. Zwar der Rat, der überhaupt 
in der ganzen Zeit eine sehr klägliche Rolle gespielt hat, 
genehmigte diese Verfassungsänderung nach kurzem Sträuben 
am 18. Okt. Aber die Reformer merkten selbst, daß da- 
mit für diesen wichtigsten Punkt nicht genug geschehen 
sei, zumal sich in den Kreisen der Bürgerschaft, und zwar 
der vermögenden, eine Reaktion gegen das Treiben der 
Aufständischen bemerkbar machte. Die vereinigten Kauf- 
leute von Köln machten eine Eingabe an den Rat, in der 
sie im Interesse der gesamten Bevölkerung die Herstellung 
geordneter Zustände verlangten, widrigenfalls sie genötigt 
seien, die Stadt zu verlassen. 

Die Führer der Bewegung verlangten nun, teils um 
für ihr weiteres Vorgehen die nötige Bewegungsfreiheit 
gesichert zu bekommen, teils um sich in der Gunst der 
Gemeinde wieder zu befestigen, daß die Sicherstellung der 
Vertreter der Gemeinde an Leib und Leben und besonders 
der 4 Sprecher und die Dekretierung des vom Rate schon 
genehmigten Beschlusses über die veränderte Ratswahl für 
immer gewährleistet werden solle durch die Anhängung 
des großen Stadtsiegels und eines jeden der 22 GafFelsiegel. 
Wieder gab der Rat nach. Aber die veränderte Stimmung 
gab sich in der Stellung der Gaffeln kund. Die Prosa- 
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relation sagt: ^So weiten die g-aiFelen insgemein den zedel 
in keiner weis zulassen.* Daß die Sicherstellung der 
Vertreter und zumal der Anführer nicht bewilligt wurde, 
mag stimmen. Doch in bezug auf den zweiten Punkt, die 
veränderte Ratswahl, wird die Antwort der Gaffeln nicht 
so einstimmig ausgefallen sein. Leider ist uns nur die 
Antwort der Gaffel Windeck erhalten *). Diese Gaffel lehnt 
auch die Veränderung der Ratswahl ab. Dabei ist aller- 
dings zu bemerken, daß sich diese Gaifel zum größten Teil 
aus kaufmännischen Elementen zusammensetzte — wenigstens 
finden wir kein einziges der Handwerkerämter darin — , 
sodaß ein Zusammenhang mit der durch die Eingabe der 
Kaufleute eingeleiteten Gegenströmung vorliegen könnte. 

Dagegen ist wohl kaum anzunehmen, daß die Gaifeln, 
die durch den Beschluß eine verstärkte Vertretung im 
Rate erhielten, dagegen gestimmt haben sollten. Aber 
wenn nun auch am 24. Dez. die Aufständischen ihre Reform 
der Wahl durchsetzten^), so dokumentierte sich dieses Vor- 
gehen doch durch den Mangel an Einstimmigkeit in der 
GaiFelabstimmung vom 6. Dezember als verfassungswidrig. 
Denn der Verbundbrief, der durch Vereinigung und 
Verbrüderung sämtlicher Gaffeln zustande gekommen war, 
konnte auf eine andere Weise auch rechtlich nicht abge- 
ändert oder umgestoßen werden. 

Zwar zeugt die Wahlrechtsreform von gutem Ver- 
ständnis der Reformer für die Schäden der Verfassung ; 
aber daß die Aufständischen, seitdem sie offen gegen den 
von den Vätern für ewige Zeiten beschworenen Verbund- 
brief vorgingen, nicht mehr die gesamte Gemeinde hinter 
sich hatten, das machte ihr Unternehmen scheitern. 

VI. Kapitel. 
Der Aufstand von 1512/13 und der Transfixbrief. 

Das geheiligte Ansehen des Verbundbriefes hatte den 
Rat 1482 gerettet. Aber unter den Umständen, wie der 

1) Stein II N. 506. 

•) Es wurden entsprechend dem halbjährlichen Wahlmodus diesmal von 
den Gaffeln der Bäcker, Fleischer, Schneider und Sarwöner je ein Mann mehr 
gewählt; vergl. Stein, I N. 277. 
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Aufstand verlaufen war, bedeutete die Niederlage der 
Reformer weniger eine Mahnung an den Rat zu verfassungs- 
mäßigerem Regieren als vielmehr eine bedeutende Stärkung 
des herrschenden Systems. Und es war eine Restaurations- 
potitik im schlechtesten Sinne des Wortes, die nach 1482 
einsetzte. Die Übeln Finanzverhältnisse, die Anlaß und 
Grund zum Aufstande gewesen waren, waren zwar nicht 
durch Unredlichkeiten der regierenden Herren herbeigeführt, 
aber immerhin durch deren kleinliche Eigensucht mit 
veranlaßt. Und in derselben Gesinnung wurde weiter- 
regiert. Wohl sah man in den Kreisen der Regierenden 
ein, daß und wie Besserung geschaffen werden konnte. 
Es sind uns aus dem letzten Jahrzehnt des 15. Jahrhunderts 
verschiedene Reform vorschlage des Rentmeisters Gerhard 
von Wesel erhalten, die von großer Einsicht in die Schäden 
der Finanzverwaltung zeugen. Aber der Grund für ihre 
NichtVerwirklichung scheint darin zu liegen, daß die reichen, 
am Regiment sitzenden Klassen durch diese Finanzreformen 
zu sehr belastet worden wären. Im Jahre 15 12 hatte die 
städtische Schuld die Summe von 3 243 544 Mk. erreicht. 
Doch war es diesmal nicht die finanzielle Mißlage, die 
einen Aufstand hervorrief, denn sie war höchstwahrscheinlich 
der Masse der Bürger, ja noch nicht mal allen Ratsherren 
in vollem Maße bekannt. Von 1497 an hörte jede Rechnungs- 
ablage auf^), was nur bei einer tatsächlich durchgeführten 
Oligarchie möglich war. Denn hauptsächlich auf Grund 
der in Kapitel IV erörterten Umstände hatte die Kölner 
Ratsverfassung eine Form angenommen, die lebhaft an die 
Zustände in der i. Hälfte des 14. Jahrhunderts erinnerte. 
Die große Masse der Ratsherren, sowohl der im Amte 
befindlichen wie der vorgesessenen, hatte nicht viel zu 
sagen. Die wichtigsten Entscheidungen, so besonders die 
Wahl der höchsten Beamten, wurden in heimlicher Vor- 
besprechung erledigt 2). Die regierenden Herren machten 
kaum einen Hehl daraus; sie führten offiziell den Namen 



M Diese Charakterisierung der finanziellen Lage nach Knipping, Schulden- 
wesen der Stadt Köln. ;Westd. Z. XIII. 

*) Vergl. die Verhöre der 15 13 Hingerichteten: Annalen d. hist. Ver. 
f. d. Niederrhein. Bd. 26, 27. 
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„das Kränzchen*'. Und die Bürgerschaft erinnerte sich 
jener längst vergangenen Zeiten, da eine Bürgerklasse im 
gesetzlichen Besitz der jetzt von wenigen angemaßten 
Sonderrechte gewesen war. und nannte die neue Herrschaft 
den engen Rat. Daß ein derartiges Willkürregiment nicht 
mehr die Gemeinde geschlossen hinter sich haben, ja auch 
nicht mehr wie der Rat von 1481 den Verbundbrief zum 
Schutze anrufen konnte, ist klar. Dieses Moment gibt 
dem Aufstand, der sich 15 12 gegen die obersten Machthaber 
der Stadt erhob, seinen besonderen Charakter. 

Es ist lehrreich, die drei in die von uns behandelte 
Zeit fallenden Unruhen von 1396, 148 1 und 15 12 in bezug 
auf Absichten und Erfolge zu vergleichen. Im Jahre 1396 
galt es, ein ständisches Sonderrecht zu brechen und 
die allgemeine, gleichberechtigte Bürgerschaft zur Grundlage 
der Verfassung zu machen. Das Resultat war der Verbund- 
brief, der dieses Prinzip aussprach und in der Hauptsache 
einen einheitlichen, konkurrenzlosen Rat konstituierte. 
Bis 148 1 hatten sich wohl schon manche Schäden in der 
neuen Verfassung gezeigt, aber man glaubte noch, diese 
seien in dem Abweichen vom Gesetz, nicht im Wesen 
des Verbundbriefes begründet. Dementsprechend verlief 
der Aufstand. Finanzielle Mißstände wurden, so gut es 
ging, gebessert, im übrigen an der alten Verfassung fest- 
gehalten. Erst die rücksichtslose Durchführung der Oli- 
garchie brachte die Bürgerschaft auf den Gedanken, das 
Übel im Kern zu fassen und durch eine andere Verteilung 
der Machtverhältnisse die Verfassung auf ein besseres Funda- 
ment zu setzen. Das geschah 1 5 1 2/1 3. Schon zweimal hatten 
sich die Machthaber durch inneren Zwist selbst geschädigt. 
Zum Jahre 1493 berichtet die KoelhofTsche Chronik von 
einem Streite innerhalb des Rates, in welchem die Parteien 
sich gegenseitig vor den Greven des Hochgerichtes und 
schließlich vor den Papst nach Rom forderten. Die Sache 
blieb unentschieden, weil der Vertreter der einen Partei 
— Dr. Johann vom Hirtze — auf dem Wege nach Rom 
in Italien starb. Der zweite Zwist reicht mit seinen 
unmittelbaren Folgen schon in die Revolution hinein. 
Ein Mitglied einer der angesehensten herrschenden 
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Familien, Gerhard vom Wasserfass, war in den letzten 
Jahren vor der Revolution durch die Wahlintriguen des 
Kränzchens von allen wichtigen Ratsämtern ferngehalten 
worden. 

Derartige Streitigkeiten trugen natürlich die böse 
Stimmung gegen die Herrschenden auch in Kreise, die 
ihnen sonst wohlgesinnt waren und nahe standen. So 
kam es, daß das ganze Volk einmütig gegen sie aufstand, 
als sie am 22, Dez. 15 12 bei Gelegenheit eines Streites 
im Steinmetzenamt eine brutale Rechtsverletzung sich zu 
schulden kommen ließen i). Fünf Steinmetzen wurden 



M Kckertz hat in den Annalen des hist. Ver. f. d. Niederrhein, Heft 26, 
27 den Verlauf der Empörung erzählt. Wie er selbst sagt, folgt er in dieser 
seiner Darstellung wörtlich einem in vielen Exemplaren im Kölner Stadtarchiv vor- 
handenen Bericht, gewöhnlich: „Copia Extractus der Stadt-KöUnischeu Geschieht 
vom Jahr 15 13" betitelt. Kein einziges dieser Exemplare ist in einer gleichzeitigen 
Niederschrift überliefert. Zudem erheben sich noch andere Bedenken, die den 
Quellenwert dieses Berichtes erheblich beeinträchtigen. In einem sehr wesent- 
lichen Punkte nämlich stimmt er mit den uns glücklicherweise erhaltenen 
Ratsprotokollen des Jahres 1513 nicht überein. Denn außer der anfangs 
gewählten großen Schickung von 178 Mann wählte die Gemeinde am 
7. Januar 1513 noch 23 Vertreter, — vom Wollenamt 2, sonst von jeder 
Gaffel I — die als ein sehr wesentlicher Faktor des am 15. Dezember 15 13 
zustande kommenden Transfixbriefes betrachtet werden müssen. Überhaupt 
spielen sie in den Ratsverhandlungen dieses Jahres eine bedeutende Rolle. 
Sie wählen mit dem Rate zusammen am 7. Januar die neuen Bürgermeister, 
sie verlangen am 28. Mai die Verfassungsreform in Gestalt eines Transfixbriefes; 
auch daß der äußere Bau der Verfassung erhalten blieb, geht auf sie zurück, 
sie erklären dem Rate, daß sie der Ansicht wären, bei ihren Bürgermeistern 
und Gewaltmeistern zu bleiben. Eine solche Deputation, die in allen »wichtigen 
Fragen entscheidend eingriff, konnte in einer gleichzeitigen Darstellung, gleich- 
viel ob sie etwa nach irgend einer Richtung hin tendenziös war, nicht uner- 
wähnt gelassen werden. Daß in der Copia Extractus sich nicht der geringste 
Hinweis auf diese wichtige Kommission vorfindet, zwingt uns, diesen Bericht 
nur sehr vorsichtig als Quelle zu gebrauchen. Allerdings bringt er an und 
für sich nicht allzuviel für unsere Zwecke Wichtiges. Die Copia Extractus 
sowie die anderen von Eckertz veröffentlichten Nachrichten über den Aufstand 
bringen ihrem Stoffe nicht viel mehr als episodisches Interesse entgegen, indem 
sie wohl bestrebt sind, Schuld und Sühne der Hingerichteten abzuwägen, aber 
die eigentlichen, treibenden Kräfte nicht in Betracht ziehen. Ebensowenig sind 
für uns die Verhöre der Hingerichteten, die in fast unzähliger Menge im 
Kölner Archiv vorhanden sind, und aus denen Eckertz bereits das Wichtigste 
veröffentlicht hat, von Belang. So ergab eine Durchsicht des gesamten sich 
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wider Bürgerrecht sofort gefangen zum Turm abgeführt, 
während sich die anderen in die ihrem Zunfthaus gegen- 
überliegende Immunität von St. Maria im Kapitol flüchteten. 
Aber sogar hier wurden sie von verschiedenen Ratsherren 
und Ratsbeamten angegriffen, sodaß die Äbtissin das Inter- 
dikt auf ihre Kirche legte. Diese blutige Gewalttat der 
Regierenden gegen die eigenen Untertanen machte das 
Maß des Unwillens im Volke voll. Die Gaffeln traten zur 
Beratung zusammen. Den Ratsherren, die bei ihnen er- 
schienen, um sich ihrer Stimmung zu versichern, wurde 
geantwortet, man werde sich an den Verbundbrief halten. 
Das wird auch anfangs die Ansicht der meisten gewesen 
sein. Man wollte die verhassten Übeltäter strenge bestrafen, 
die eingebürgerten Ungesetzlichkeiten abschaffen und so 
die Verbundbriefverfassung in reinerer Form wiederher- 
stellen. In diesem Sinne sind die „Forderungen der Ge- 
meinde '', der erste Ausdruck der Absichten und Wünsche 
des Volkes noch gehalten *). • 

Abstellung der neuen und ungewohnten Akzisen der 
letzten Jahre, Revision der Rentkammerverwaltung, Ab- 
schaffung des engen Rates, bessere Beobachtung des 
Bürgerrechts, Abschaffung der Gesetzherren, verfassungs- 
mäßigere Behandlung der Vierundvierzig, bessere Aufsicht 
über das große Stadtsiegel und die Privilegien, Bestrafung 
der an dem Auflauf Schuldigen: das war es, was die Ge- 



auf den Aufstand von 15 12/13 beziehenden handschriftlichen Materials im 
Kölner Archiv als wesentliches Resultat die Erkenntnis, daß unsere Dar- 
stellung sich mit einigen weniger bedeutenden Ausnahmen auf die Ratsprotokolle 
von 15 13/14 C. 33, C. 34, C. 35 zu stützen habe. 

*) Die „Forderungen der Gemeinde" sind ebenfalls in vielen Handschriften 
überliefert, aber alle ohne Datierung. Vielleicht läßt sich aus dem Umstände, 
daß diese Forderungen nur von der Gemeinde aufgestellt sind und darin noch 
nichts von den 178 Geschickten erwähnt wird, der terminus ante quem 
erchließen. Das wäre der 5. Januar 15 13, der Tag der Wahl der großen 
Schickung. Sicher sind die Forderungen vor dem 7. Januar aufgestellt worden, 
denn mit diesem Tage setzen die erhaltenen Ratsprotokolle ein, die solche 
F'orderungen auf jeden Fall erwähnt- haben würden. Dazu würde passen, daß 
die Gemeinde die Bestrafung der Übeltäter verlangt, die vom 10. Januar an 
hingerichtet wurden. Am 15. Juni ließ der Rat auf gedruckten Zetteln in 
fast wörtlich den Forderungen entsprechender Antwort die Abstellung dieser 
Mißbräuche auf allen Gaffeln verkündigen. 
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meinde von vorn herein als Grundlage einer Besserung 
für nötig erachtete. Der äußere Fortgang des Aufstandes 
ist genau wie 1481. Zuerst wählt die Bürgerschaft als 
ihre Vertretung einen umfangreichen Ausschuß — 178 Mann, 
durchschnittlich etwa acht von jeder GaiFel — die große 
Schickung genannt i), An demselben Tage wurde, wie ein 
anderer Bericht zu erzählen weiß, eine größere Unruhe 
durch Gerhard vom Wasserfass verhindert. Sein Ansehen 
verdankte er wohl der Mißgunst, in der er bei den früheren 
Machthabern gestanden hatte. 

Doch erwies sich, wie schon 1481, die große Schickung 
als nicht besonders geeignet, für eine energische und ziel- 
bewußte Leitung der Reformbewegung. Einerseits mußte, 
um die notdürftigste Ruhe in der Stadt wiederherzustellen, 
der Aufstand in ein legales Bett geleitet werden, d. h. der 
Rat und die höheren Beamtenstellen, die teils durch Flucht, 
teils durch Gefangennahme der verhaßtesten der Gewalt- 
haber frei geworden, waren, mußten ergänzt, und damit 
der Bürgerschaft wenigstens formell wieder eine Obrigkeit 
gegeben werden. Dann aber war es nötig, daß dieser 
wiederhergestellte Rat in einem kleineren Bürgerausschuß 
eine kontrollierende Behörde erhielt, die sicher und tat- 
kräftig die Leitung der ganzen Bewegung auf das Ziel der 
Verfassungsreform hin übernahm. 

Dies alles geschah ohne besondere Schwierigkeit. Die 
herrschende Clique hatte sich bei der ganzen Bevölkerung 
in einem solchen Grade mißliebig gemacht, daß der Haß 
gegen sie die gesamte Bürgerschaft, so verschiedenartige 
Wünsche sie vielleicht für den Ausgang der Bewegung 
hegte, vereinigte. 

Ein weiterer Vorteil für die gedeihliche Weiterent- 
wicklung des Aufstandes war es, daß nur die politisch 
rechtliche Bürgerschaft, also die Gesamtheit der Ämter 
und Gaffeln, seine Durchführung ausschließlich in die 
Hand nahm. Zwar weiß die Copia Extractus viel von 
dem „Gesindel" zu erzählen, das von großem Einfluß aut 
den Verlauf gewesen sei; dieses Gesindel habe sich so- 



*) Nach der Copia Extractus geschah dies am 5. Jan. 15 13. 
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gar, als die Gemeinde ihre große Schickung wählte, eben- 
falls einen eignen Ausschuß gewählt. Doch merkt Eckertz 
schon an, daß wir von einer Tätigkeit oder überhaupt von 
einem weiteren Bestehen dieses Ausschusses nichts mehr 
vernehmen. Keineswegs aber scheint es mir berechtigt 
zu sein, wozu Eckertz den Anstoß gegeben hat, in dieser 
Teilnahme des Gesindels am Aufstande eine Regung des 
Klassenbewußtseins des vierten Standes zu sehen. Leute, 
die nichts zu verlieren hatten, hat es in den Städten des 
Mittelalters zu allen Zeiten gegeben; daß diese eine Un- 
ruhe in der Bürgerschaft gern benutzten, um durch ihr 
Geschrei den Lärm des Aufstandes zu vermehren, ist auch 
klar. Aber um von einem städtischen Proletariat als einer 
der mitbestimmenden Ursachen an diesem Aufstande reden 
zu können, gehört doch anderes als diese Kennzeichen. 
Wenn ein bisher unterdrückter Stand zu einem selb- 
ständigen Klassenbewußtsein kommt, so äußert sich dieses 
zunächst darin, daß er sich als im Gegensatz zu den 
andern Klassen befindlich denkt und deren Rechte oder 
Vorrechte auch für sich in Anspruch nimmt. Und das 
hat das „Gesindel'' in Köln nicht getan. Im Gegenteil, 
Eckertz glaubt sich das Schweigen seines Berichtes über 
die weitere Tätigkeit des Gesindelausschusses nur dadurch 
erklären zu können, daß er annimmt, die große Schickung 
habe die Forderungen auch des Proletariats so ausgiebig 
und erfolgreich vertreten, daß dessen Ausschuß sich auf- 
lösen durfte. 

Aber sowohl in den Forderungen der großen wie der 
kleinen Schickung haben wir nur Wünsche und Ziele, die 
der mittlere Bürgerstand in seinem finanziellen und 
politischen Interesse erstrebte. 

Das Schweigen der Copia Extractus über die weiteren 
Erfolge des Proletariatsausschusses können wir uns eher 
dadurch erklären, daß die Bürgerschaft aus Sorge für 
Leib und Leben der ihrigen sich die Teilnahme des Ge- 
sindels am Aufstande verbat, und z. B. aus demselben 
Grunde am 28. April zu den 2 Gewaltrichtern noch 6 
neue hinzuwählen ließ. Dafür spricht auch der Ratsbe- 
Schluß vom 31. Mai, der den Eidmeistern befiehlt, ver- 
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schiedenen, namentlich angeführten Personen und noch 
vielen andern Unvereideten ihre Eide abzunehmen, und 
an den Kranen und in den Kaufhäusern verbietet, einem 
Unvereideten zu kranen oder zu wiegen. 

Was überhaupt den wirtschaftlichen Charakter dieses 
Aufstandes angeht, so ist aus seinem eigentlichen Erfolg, 
den Paragraphen des Transfixbriefes ^) nichts zu ersehen. 
Aber die Ratsverhandlungen des Jahres 151 3 geben uns 
hierüber genauere Auskunft und lassen auch einen Schluß 
zu auf die tieferliegenden, treibenden Kräfte, die zur 
Revolution führten. 

Es handelt sich 15 13 durchaus um ein Befestigen der 
Zunftorganisationen. Die Ausbildung eines neuen engen 
Rates hatte die Verfassung, in der man sich von Anfang 
an den speziell zünftischen Charakter nicht allzu stark 
vorstellen darf^), mehr und mehr den Interessen der 
Zünfte entfremdet. Während die Zünftler einen starken 
Rat erhofft hatten, der mit ihnen in denkbar engster 
Verbindung, die Befolgung ihrer Satzungen durch seine 
Gesetze unterstützte, sahen sie allmählich die einseitige 
Interessenregierung der obersten Machthaber eine andere 
Richtung einschlagen, und die Folge war, daß ihre Zunft- 
organisationen sich lockerten. Nachdem die Machthaber 
einmal gestürzt waren, drängte sich den Zünftlem vor 
allem die Notwendigkeit auf, in ihre gewerblichen Insti- 
tutionen wieder die alte Sicherheit und Ordnung hinein- 
zubringen. Charakteristisch ist besonders, daß die Ämter 
bestrebt sind, den strengen Zunftzwang wiederherzustellen 3). 
So klagt das Garnmacheramt, daß eine Bürgersfrau das 
Amt zu Unrecht ausübe, da sie es zur Zeit nicht gelernt 
habe. So hatte die Zunft der Schneider den Schmieden 



1) Gedruckt bei Hegel: Städtechroniken XIV. S. CCXXXIX. 

•) Vergl. Kap. II. 

•) Es liegt mir natürlich fem, die wirtschaftliche Lage der Zünfte allein 
aus dem obigen Grunde herzuleiten. Eine wirtschaftliche Tatsache hat auch 
wirtschaftliche Gründe ; diese zu erörtern liegt nicht im Charakter dieser Arbeit. 
Hier kam es nur darauf an hervorzuheben, dass die eigentlichen Träger der 
Revolution die zünftigen Bürger waren, und zwar aus dem Grunde, weil die 
Entwicklung der Ratsverfassung auch ihr wirtschaftliches Leben bedrohte. 
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Kleider weggenommen und wollte sie nur herausgeben, 
wenn ihr die heimlichen Verfertiger namhaft gemacht 
würden. Das Blaufärberamt hatte sich beklagt, daß eine 
Witwe mit ihrem Sohne zusammen Wolle und Leinen 
färbe. Es wurde entschieden, daß die beiden zwischen 
sich die Türe zumachen lassen sollen, und daß der eine 
nur Wolle und der andere nur Leinen färbe. Die kleine 
Schickung ließ ausdrücklich dem Rate vorbringen, er 
möge sich der sämtlichen Ämter und Gaffeln vom Wollen- 
amt bis zum Ziechamt herab annehmen und deren Ge- 
brechen un^ Zwiste beizulegen versuchen. 

Manche dieser in den Ratsverhandlungen vorkommen- 
den Fälle ließen sich wohl aus der infolge der Unruhen 
in der Stadt herrschenden Unsicherheit und aus dem 
gerade jetzt besonders fühlbaren Mangel an Aufsicht her- 
leiten, aber wenn man sie in der Gesamtheit betrachtet 
und auf ihre Eigenart hin vergleicht, so wird man kaum 
ihre symptomatische Bedeutung verkennen. 

Dazu kommt, daß die Regelung der politischen Ver- 
fassungsverhältnisse auffallend mit diesen wirtschaftlichen 
Wünschen der Bürger harmoniert. Der Stärkung der 
gewerblichen Zunftorganisation auf der einen Seite, wie 
sie in den Ratsverhandlungen als das erstrebenswerte 
Ziel der einzelnen Zünfte erscheint, entspricht auf der 
andern Seite eine Verschiebung der Machtverhältnisse 
zu gunsten der Gaffeln, die, nachdem ihre Unterabteilungen, 
die Zünfte, reorganisiert waren, dem Rate gegenüber eine 
erhöhte Machtfülle erlangten. Auch hieraus ist wieder 
ersichtlich, daß der Aufstand und die ganze Reform wohl 
ausschließlich das Werk der politisch berechtigten Bürger- 
schaft, speziell der Handwerkerämter war. 

Wir haben den Gang der Verhandlungen, die zum 
Transfixbrief führten, noch zu verfolgen. Am 7. Jan. 15 13 
wurde die Notwendigkeit der Verfassungsreformbestrebungen 
gesetzlich anerkannt. Der Rat wurde ergänzt. Anstelle 
der entwichenen Ratsherren — 2 vom Himmelreich, je i 
vom Gürtelmacher-, Fleisch- und Sarwörteramt — wurden 
neue gewählt. Dann wählte die Gemeinde einen neuen 
Ausschuß von 23 Mann — 2 vom Wollenamt und von 

6* 
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jeder der andern Gaffeln i — der bis zum Austrag der 
Sache mitraten sollte. Durch diese kleine Schickung 
wurde die große von 178 Mann nicht außer Tätigkeit 
gesetzt, — sie tagte nach wie vor auf dem Quattermarkt- 
saale — sondern der neue Ausschuß war wegen der 
bedeutend geringeren Zahl seiner Mitglieder viel besser 
geeignet, die Reformbestrebungen im Sinne des Volkes 
zu leiten. 

Schon vorher ist bemerkt worden, welche Wichtig- 
keit dieser kleinen Schickung für dqn Verlauf der Ver- 
fassungsreformierung beizulegen ist. Sie ist ausdrücklich 
als Gegenrat konstituiert worden. Dabei übt sie nicht die 
eigentliche Tätigkeit des Rates aus, genehmigt aber häufig 
seine Beschlüsse und ist im wesentlichen bemüht, die 
Punkte, die für die Verfassungsänderung in Betracht 
kommen könnten, festzulegen. Diese seine Tätigkeit führt 
also geradenwegs zum Transfixbrief. Leider wird uns 
über die näheren Umstände des Zustandekommens dieses 
wichtigen Verfassungsdokumentes in den Ratsprotokollen 
und in den Chroniken nichts erzählt. Es wäre immerhin 
möglich, dass eine besondere Kommission mit der Auf- 
stellung der Transfixparagraphen beauftragt wurde, deren 
Protokoll uns verloren gegangen wäre. Doch spricht das 
absolute Schweigen der Ratsprotokolle hierüber nicht für 
diese Annahme. Und wenn es auch nur eine Vermutung 
ist, daß der Transfixbrief durch die Beratung der 23 zu 
Stande gekommen sei, so ist sie meines Erachtens nicht 
ganz unberechtigt. 

Diese kleine Schickung wählte mit dem ergänzten 
Rate zusammen zwei neue Bürgermeister, Gerhaurd vom 
Wasserfass und Johann Rinck, ebenfalls aus einer ange- 
sehenen Ratsfamilie. 

Aber die Verhandlungen konnten erst dann mit der 
den Erfolg garantierenden nötigen Ruhe in der Bürger- 
schaft weitergeführt werden, wenn der Wut und dem Hasse 
des Volkes durch ein Opfer genug getan war. Die haupt- 
sächlich an der Untat von St. Maria im Kapitol Schuldigen 
wurden gefangen genommen und vor das Hochgericht 
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gebracht. Nach einem anderen Bericht i) wurden sie im 
alten Kaufhaus auf dem Altenmarkt von einem Zunftausschuß 
verhört. Alle wurden überführt, sich in schwerer Weise 
gegen die Verfassung, insbesondere gegen die Bürger- 
freiheit, vergangen zu haben. In den Tagen vom lo. bis 
zum letzten Januar wurden durch Schöffenurteil zum Tode 
verurteilt und hingerichtet : die beiden regierenden Bürger- 
meister, Johann von Rheidt und Johann von Oldendorp, 
der Rentmeister Johann von Bergheim, Diederich Spitz, 
gewesener Wein- und Gewaltmeister, Peter Rode, gewese- 
ner Gewalt- und Turmmeister, Frank von der Linden, 
gewesener Gewalt-, Turm- und Weinmeister, Bernard Yß, 
gewesener Gewalt- und Weinmeister, Tilman Odenkirchen, 
Burggraf auf dem Trankgassen tor, Adam von Nürnberg, 
Gewaltrichterdiener und der Stadtdiener Everhardt Hondt. 

Es folgte noch eine Reihe anderer Bestrafungen, der 
Rheinmeister Heinrich Benrath wurde mit Ruten aus der 
Stadt gepeitscht und auf ewig verbannt. Andere wurden 
zu hohen Geldstrafen verurteilt, wie Gerhard von Siegen 
und sein nachmals wieder zu hohem Ansehen in der Stadt 
gekommener Sohn Arnold. 

Dem zweiten Rentmeister, Konrad von Schürenfeltz, 
war es gelungen, sich in seiner Stellung zu halten, ob- 
wohl auch ihm manches nachgesagt wurde. Immerhin 
hatte die Bürgerschaft ein strenges Exempel statuiert; 
und die Hinrichtung der beiden regierenden Bürgermeister 
wie ^iner Anzahl hoher Ratsbamten erregte weit über den 
Bannkreis von Köln hinaus Aufsehen. Drei in Liliencrons 
Sammlung*) befindliche historische Volkslieder und ein 
weiteres derselben Gattung im Kölner Archiv beschäftigen 
sich damit. Der Haß, den die Gewalthaber in der Be- 
völkerung erregt hatten, war so groß, daß man ihnen die 
Absicht beilegte, sie hätten die freie deutsche Reichsstadt 
Köln an Frankreich verraten wollen. Tatsächlich war 
gegen einen der entflohenen Schützlinge und Helfers- 
helfer der Bürgermeister, Glas Bart, die Anklage erhoben 

*) Annalen des hist. Ver. 26, 27. S. 245. 

*) R. V. Liliencron, Die historischen Volkslieder d. Deutschen in. 
S. 279 ff. 
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worden, den Unterhändler zwischen den Bürgermeistern 
und Frankreich gespielt zu haben. Kaiser Maximilian 
faßte die Hinrichtung von Magistratspersonen als Eingriff 
in seine Rechte auf, und ließ sich erst am 20. Nov. 15 14 
durch die Zahlung von 1 1 400 Goldgulden beschwichtigen. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß der neue Rat nach 
der furchtbaren Bestrafung der gestürzten Machthaber der 
Ansicht war, es werde noch einmal mit der Abstellung 
der Mißbräuche sein Bewenden haben. Zwar war schon 
in einer Ratssitzung vom 12. Mai die Rede von einem 
Transfixbrief gewesen, und am 28. Mai erschienen die 23 
vor dem versammelten Rate und den Vierundvierzigern 
und begehrten ausdrücklich einen solchen. Aber dieselben 
23 hatten auch schon die Erklärung abgegeben, daß sie 
bei ihren Bürgermeistern und Gewaltmeistern bleiben und 
sie vollmächtig in ihren Befugnissen lassen wollten, was 
doch mit anderen Worten hieß, sie wollten den Bau und 
die äußere Form der Verfassung nicht antasten. Eben- 
falls hatte der Rat an den 23 eine Stütze gegen das 
Fleischamt gefunden. Dieses hatte aus eigner Machtvoll- 
kommenheit einen Fleischmarktmeister gekoren. DarautTiin 
legte der Rat den 23 eine Registracie vor, nach der dies 
dem Rate und nicht dem Amt zustand. Die 23 ent- 
schieden sich für den Rat, gaben also auch hier die An- 
sicht kund, daß dem Rate seine alten Rechte erhalten 
bleiben sollten. Hierauf bauend, scheint der Rat die Ab- 
sicht gehabt zu haben, durch eine Kundgebung seiner 
Bereitwilligkeit gegen die Wünsche der Gemeinde, weiteren 
durchgreifenden Reformen einen Damm vorzusetzen. Am 
19. Juni ließ er auf allen Ämtern und Gaffeln verkündigen, 
daß die Mißbräuche, welche in den Forderungen der Ge- 
meinde vor dem 5. Jan. gerügt waren, abgestellt seien. 
Auf alle Fälle muß es auffallend erscheinen, wenn auf die 
im Sturm der Empörung vom Volke erhobenen Forde- 
rungen die beruhigende Antwort erst volle 6 Monate 
später verkündigt wird. 

Jedenfalls aber blieben die 23 mit ihren Wünschen und 
Absichten nicht zurück. Jetzt machten sie den Rat auf 
die schon erwähnten Streitigkeiten in und unter den Zünften 
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aufmerksam, die noch der Erledigung harrten. Am 21. Juli 
wurden dem Rate nochmals 39 Punkte vorgelegt, die sich 
hauptsächlich auf die Regelung der Verkehrs-, Markt- 
•und Beamtenverhältnisse bezogen. Auch hierin fehlte die 
Forderung eines Transfixbriefes nicht. 

Die weiteren Ratsprotokolle bieten für die Entwicklung 
der Verfassungsreformfrage kaum noch etwas. Wenn wirk- 
lich die Abfassung des Transfixbriefes den 23 zuzuschreiben 
ist, so haben sie ihre darauf bezüglichen Wünsche nicht 
mehr in den Ratssitzungen vorgebracht, sondern davon 
getrennt beraten. 

Den Rat beschäftigte vor allem die finanzielle Hebung 
der Rentkammer. Er griff zu einem Mittel, das in fast 
150 Jahren in Köln nicht mehr zur Anwendung gekommen 
war, der direkten Steuer eines 100. Pfennigs. Es sind uns 
2 Voranschläge erhalten. Der erste, der 5 Jahre lang eine 
jährliche Erhebung des 100. Pfennigs in Aussicht nahm, 
wurde von den Gaffeln abgelehnt. Der zweite, der sich 
auf eine einmalige Erhebung beschränkte, wurde am 
16. August angenommen 1). 

Von allem beweglichen und unbeweglichen Eigentum 
sollte der 100. Pfennig gezahlt werden. Ausgenommen 
waren Frauenkleider, Kleinodien, Mannes - Harnisch und 
Gewehr. Wer das Geld nicht auf einmal zahlen konnte, 
durfte die Steuer in 2 Raten erledigen *). Jeder junge Mann, 
der schon zum Sakrament gegangen war, sollte i alb. geben. 

Die Dienstboten, Knechte etc. sollten jeder 3 alb. geben. 
Die Armen, die, wenn sie auch Bettler seien, doch zu Haus 
und Hof säßen und eine Feuerstelle hielten, sollten 6 Weiß- 
pfennige geben. 

Am I. Okt. wurden die beiden Bürgermeister, die 
beiden Rentmeister, vom Wollenamt 4 und von jeder 
anderen Gaffel 2 Mann mit der Erhebung des 100. Pfennigs 
betraut. Sie ergab am 18. März 15 14 die Summe von 
5507 Goldgulden, dazu in einer heimlichen Kiste noch frei- 
willige Beiträge im Werte von 678 Goldgulden. Der 

*) Hiernach ist die Angabe bei Knipping, Schuldenwesen, Westd. Z. XIII. 
S. 378 zu berichtigen:. 

*) Diese Vergünstigung fehlte in dem i. Anschlag. 
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Betrag wurde zur Ablösung von Erb- und Leibrenten ver- 
wandt. Unmittelbar darauf, noch in demselben Monat, 
wurde eine neue Akziseordnung ausgegeben, deren Gültig- 
keit vorläufig auf 4 Jahre angesetzt wurde. Nach Ablauf 
der 4 Jahre wurde eine Ermäßigung der Ansätze in Aus- 
sicht gestellt. In dieser Akziseordnung erscheint zum 
letzten mal neben dem Rate und den Vierundvierzigern 
die Schickung von allen Ämtern und Gaffeln, also wurden 
hiermit die Reformen als abgeschlossen betrachtet. 

Das Hauptergebnis der Revolution war der Transfix- 
brief. Er wurde am 15. Dez. 15 13 von Bürgermeistern, 
Rat und allen Gaffeln feierlich beschworen, und wie auch 
der Verbundbrief mit dem großen Stadtsiegel und den 
22 Siegeln der Gaffeln behängt. 

Die Ansicht, daß man mit der Verbundbriefverfassung, 
auch wenn sie in reinerer Form wiederhergestellt würde, 
nicht auskommen könne, war also durchgedrungen. Als 
ein Haupterfordernis sah man an die Stärkung der politischen 
Gemeindekorporationen gegenüber dem Rate. Daß zu 
diesem Zwecke vor allem die Ungesetzlichkeiten im Wahl- 
modus und die allmählich ausgebildete Art der Erledigung 
der Ratsgeschäfte gerügt und abgestellt wurden, ist selbst- 
verständlich. Hierüber handeln die §§ i — 6. Verboten 
wird die heimliche Vorberatung, Kränzchen etc. Das In- 
stitut der Ratsfreunde wird abgeschafft und die Wahl der 
44 außerordentlichen Gemeindevertreter nach den Bestim- 
mungen des Verbundbriefes neu geregelt. 

Doch es kam darauf an, das Grundprinzip der Reform, 
die Verstärkung des Gemeindeeinflusses, auch durch positive 
Machtmittel fester zu begründen. Und es hat auf den 
ersten Augenblick etwas Bestechendes, wenn man die 
Paragraphen von den Rechten der Gaffeln gegenüber dem 
Rate liest. Schon die Akzise-Erhöhung und -Verpachtung 
durfte fortan nur mit Genehmigung aller Ämter und Gaffeln 
geschehen. Die Rentmeister und Beisitzer der Rentkammern 
sollten alle Vierteljahre vor einem Gaffelausschuß von 
22 Mann, von denen keiner Ratsherr sein durfte, ihre 
Rechenschaft ablegen. Während nach deq Bestimmungen 
der früheren Eidbücher ein Zwist unter den Ratsherren 
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im Rate selbst verhandelt und strengste Verschwiegenheit 
über diese Verhandlungen anbefohlen wurde, durfte jetzt 
der Ratsherr, der sich beleidigt glaubte, die Sache unbe- 
schadet seines Eides seinen GaiFelgenossen kund tun. Der 
GafFelmeister hatte daraufhin eine Versammlung der ge- 
meinen Gaffel zu berufen, die ohne vom Rate gestraft oder 
beschwert zu werden, ihre Maßnahmen treiFen durfte. 
Allerdings war diese Bestimmung ein zweischneidiges 
Schwert; denn der Schlußsatz lautete: „Wer aber mutwillig 
über einen ehrsamen Rat Klage führt und seine GafFel- 
gesellschaft ohne Grund erregt, den soll man nach dem 
Wortlaut des Verbundbriefes strafen," Wer hatte denn 
wirklich einen Vorteil von dieser Bestimmung, der Rat 
oder die Gaffeln? Ihr fehlte die erste Vorbedingung eines 
guten Gesetzes, die deutliche Bezeichnung der strafbaren 
Handlung. Dcis große Stadtsiegel, das früher einer der 
Bürgermeister geführt hatte, wurde ebenfalls in die Gewalt 
der 22 Gaifeln gebracht. Es wurde io einem Schranke 
aufbewsihrt, der mit 23 Schlössern versehen war, sodaß 
außer den Bürgermeistern jede Gaffel einen Schlüssel dazu 
hatte. Dieser Schlüssel wurde wiederum einem Gaifelmit- 
glied, das nicht Ratsherr sein durfte, zur Aufbewahrung 
übergeben. 

Doch der wichtigste der hierhin fallenden Artikel ist 
der § 26. Bei Verletzung seines Bürgerrechts konnte der 
Bürger die Sache vor den Rat bringen, und wenn ihm 
hier sein Recht gehindert wurde, an seine Gaffel appellieren. 
Wenn auf deren Vorhalten der Rat sich weiter weigerte, 
so hatte die Gaffel das Recht, dies sämtlichen andern 
Amtern und Gaffeln der Stadt kund zu tun und in Gemein- 
schaft mit ihnen nach allgemeinem Beschluß vorzugehen. 

Hier haben wir allerdings auf dem Papier eine unge- 
heure Verstärkung der Macht der Gemeinde. Es ist ein 
völliges Aufsichtsrecht der vereinigten Gaffeln über den 
Rat. Deutlich ist gerade hier wieder die Tendenz des ge- 
samten Aufstandes, der von den Handwerkerämtern durch- 
geführt wird, erkennbar. Der Schwerpunkt der Verfassung 
soll nicht in/ dem leicht exklusiv werdenden Rate, sondern 
in den Zünften und Gaffeln liegen. Zu dem Zwecke suchten 
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die einzelnen Zünfte in dem Revolutionsjahr ihre gewerb- 
lichen Organisationen in der früheren Einheit und Festigkeit 
wiederherzustellen, und zu demselben Zwecke und in engster 
Verbindung damit wird den Gaffeln die große Selb- 
ständigkeit des Handelns auch gegen die Autorität des 
Rates gegeben. 

Aber dennoch hat der Erfolg bewiesen, daß auch 15 13 
die Sache nicht in ihrem Kernpunkte erfaßt wurde. Weis 
heißt das, die Bürger haben das Recht, vom Rat an die 
GaflFeln zu appellieren, wenn die Gaffeln weiter nichts als 
das geschriebene Recht zu ihrer Aufsicht über den Rat 
besaßen? Wo war die reale Macht, welche die Gaffeln 
auch tatsächlich in den Stand setzte, ein Oberaufsichts- 
oder eventuell Straf recht gegen den Rat ausüben zu können? 
Da hatte die Reformbestimmung von 1481 doch wirksamer 
eingesetzt, die dem Rate das außerordentlich wichtige 
Selbstergänzungsrecht beschränkt hatte. Darin lag es. Die 
Gaffeln waren nur dann imstande, von der Macht, die 
sie theoretisch besaßen, einen praktischen Gebrauch zu 
machen, wenn die Machtbefugnisse und Rechte des Rates 
wirksam beschnitten wurden. Und das ist in keinem 
Paragraphen des Transfixbriefes geschehen, denn das eine 
Recht, das ihm genommen wurde, die Wahl der Rats- 
freunde, war ein im Laufe der Zeit angemaßtes, es ging 
nicht auf den Verbundbrief oder eine Eidbuchbestimmung 
zurück. 

Die hier erörterten Reformbestimmungen des Transfix- 
briefes sind weitaus die wichtigsten. Sie zeigen uns den 
Weg, den die Reformer für den richtigsten hielten, um 
dem alten Übel zu entgehen. 

Die übrigen Paragraphen beschäftigen sich meist mit 
der Verbesserung der Rentkammerverwaltung und dem 
Rechtsschutz der Bürger. Auf der Rentkammer fallen die 
Präsenzgelder und das kostspielige Festessen fort. Zu der 
Mittwochs- und der Freitagsrentkammer sollen die beiden 
Rentmeister je einen und die Beisitzer zusammen den anderen 
Schlüssel haben, damit das gemeine Gut in besserer Hut sei. Es 
wird verboten, daß nahe Verwandte zugleich Beamte der 
Rentkammer seien. Die Rechenschaftsableg^ng soll, wie 
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schon in einem andern Zusammenhang erwähnt wurde, vor 
einem GafFelausschuß von 22 Nichtratsleuten vierteljährlich 
geschehen. Die sorgfältige Beobachtung des Bügerrechts 
wird in den §§ 21, 22, 26, 27, 28 eingeschärft. 

Dem gemeinen Ratsherrn, der oft nicht wagen durfte, 
im Rate seine Meinung zu sagen, weil er befürchten mußte, 
daß dann die Wahl zu dem äußerst kostspieligen Amte 
des städtischen Rittmeisters auf ihn gelenkt wurde, wurde 
ein Schutz durch die Neuregulierung der Rittmeisterkur 
geboten. Damit die Willkür wegfiel, wurde bestimmt, 
daß jährlich zwei Gaffeln in der Reihenfolge des Verbund- 
briefes je einen Rittmeister zu stellen hätten, dessen Gefolge 
bei seinem Umritt auf höchstens 1 2 Pferde angesetzt wurde ^), 

Zu einer Beseitigung der aristokratischen Elemente, 
die in der Kölner Ratsverfassung enthalten waren, finden 
sich im Transfixbrief kaum Ansätze. Wohl hatten die 
Verhöre ergeben, daß die höchsten Beamten auf Grund 
der ihrem Amte beigegebenen Selbständigkeit sich tatsäch- 
lich zu Herrschern der Stadt entwickelt hatten, aber auch 
hier wandte man gar nicht oder kaum das Radikalmittel 
an, die ihnen zustehenden Rechte zu vermindern, sondern 
das Palliativmittel der verbesserten Rechenschaftsablegung. 

Am 30. Mai schon erklärte der Ausschuß der 23, daß 
er die Bürgermeister und Gewaltmeister vollmächtig in 
ihren Befugnissen lassen w^oUe, In demselben Sinne be- 
stimmte der § 29 der 39 dem Rate am 2 1 . Juli vorgelegten 
Punkte, einen Befehl, d. i. ein städtisches Amt, nur noch 
durch den Rat zu vergeben, ausgenommen, was seit alters 
den Bürgermeistern und Rentmeistern zu verleihen zustehe. 
Allerdings ist nach der Definition des Transfixbriefs das, 
was ihnen von altersher zu verleihen zusteht, nicht besonders 
viel und wichtig. Sie behalten hier nur das Recht, die 
Stellen der städtischen Mudder und Karrenbender zu be- 
setzen. Ihre Selbständigkeit in der Erledigung wichtiger 
Ratsgeschäfte wird in einem Punkte eingeschränkt. Wenn 
offene Briefe an die Bürgermeister kommen, die eilige 
Antwort erheischen, so haben sie das Recht, nach Rück- 



*) Vergl. Kap. V. S. 57 Ajim. i. 



76 Wilhelm Holtschmidt 

spräche mit den Rent-, Stimm- und Gewaltmeistern auch 
ohne den Rat zu handeln. Dagegen dürfen sie geschlossene 
Briefe nicht länger als bis zum nächsten Ratstage dem 
Rate vorenthalten und nicht ohne diesen handeln i). Die 
Bestimmung über die Aufbewahrung des großen Stadt- 
siegels richtete sich auch gegen die Bürgermeister. Ein- 
geschärft wird ihnen besonders die vierteljährliche Ablieferung 
ihrer Gefälle auf die Rentkammer und die Rechenschafts- 
ablegung darüber. Das wesentliche aber war, daß den 
Bürgermeistern ihre sämtlichen alten Rechte und Befugnisse, 
die wir in Kap. IV kennen gelernt haben, und somit ihre 
überwiegende materielle Macht, erhalten blieb. 

Trotz der anscheinend so umgestaltenden Verschiebung 
der gegenseitigen Machtverhältnisse innerhalb der Kölner 
Rats Verfassung bot die neue Ordnung keine Gewähr für 
die Zukunft. 

VII. Schiuss. 

Über keine Periode des inneren städtischen Lebens 
sind wir so gut unterrichtet, wie über die Zeit nach dem 
Transfixbrief dank den Aufzeichnungen des Kölner Bürgers 
und Ratsherrn Hermann von Weinsberg. Er gehörte zwar 
nicht den Kreisen an, in denen hohe Politik getrieben 
wurde, aber dafür gewährt seine nüchterne Schilderung 
der Kölner Zustände gewissermaßen die Vorzüge einer 
Photographie. 

Von dem Transfixbrief und seinen erhofften Wirkuiigen 
ist nichts zu verspüren. Die Verfassung ist nach wie vor 
stark von aristokratischen Elementen durchsetzt. Die 
Bürgermeister und ihre engeren Freunde regieren. Der 
Durchschnitt der Ratsherren ist erfreut, wenn er mit ihnen 
auf gutem Fuße steht; denn sie haben über Ämter und 
Pfründen zu verfügen. Es wurde im vorigen Kapitel schon 
erwähnt, wie bald nach der Reform die Bürgermeister das, 
was sie an Selbständigkeit eingebüßt hatten, wiederzuer- 
langen wußten. 



^) Bezeichnenderweise wird diese Verfügung schon im folgenden Jahre 
wieder aufgehoben; vergl. Schluß. 
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Am 23. Nov. 15 14 wurde im Rate beschlossen, wenn 
ein Brief von Fürsten oder Städten an den Rat oder sonst 
eine Botschaft die Stadt betreffend an die Bürgermeister 
käme, sollten sie die Macht haben, andere Herren, und 
zwar die Rent-, Stimm-, Gewaltmeister, Doktoren oder wer 
ihnen sonst passend dünke, zu sich zu bescheiden, um 
darüber Vorberatung und Gespräch zu halten '). 

Die Wahl zur Rittmeisterschaft, welche die Reformer 
mit großer Mühe der Willkür der Obersten entzogen zu 
haben glaubten, wurde z. B. 1546 in der offenkundigsten Weise 
von Bürgermeister Lommersheim auf Weinsberg gelenkt, 
um diesen zu schädigen und zu belästigen <). 

Am besten aber kennzeichnet es die Vergeblichkeit 
der Reformbestrebungen von 15 13, daß der Rat am 9. Dez. 
1578 beschließen konnte: „ein sitzender rat mit allen reten 
und 44 soll in allen Sachen mechtich sein ohn die gemein*^ 8). 

Will man sich aus diesen wenigen aber charakteristischen 
Linien ein Bild des Rates herstellen, so hat man einen Rat, 
wie er auch schon in den letzten Jahrzehnten des 15. Jhs. 
gewesen war. 

Es erübrigt noch, seine Stellung zur religiösen Frage 
darzulegen. Im Jahre 1525 war eine Welle der haupt- 
sächlich in Mittel- und Oberdeutschland tobenden religiösen 
und sozialen Gärung nach dem Westen verschlagen 
worden. Eine Gaffelschickung stellte 153 Punkte auf, die 
zum großen Teil in dem wirtschaftlichen Charakter der 
religiösen Reformen begründet waren*). Neben diesen 
wieder andere Forderungen, welche den allgemeinen Zu- 
stand der Verfassung beleuchten, so als charakteristischster 
Punkt: Man solle entweder nach dem Transfixbrief regieren 
oder ihn ganz abschaffen. So interessant gerade dieses 
Reformprogramm ist wegen der starken Beimischung der 
religiösen und wirtschaftlichen Elemente, seine Wirkung 



^) Diese Bestimmung bezieht sich natürlich auf die geschlossenen Briefe, 
für die andren war ein solcher Beschluß unnötig ; vergl. § 2 des Transfixbriefes. 

*) Buch Weinsberg I 247 ; er hielt seinen Umritt mit einem Gefolge von 
58 Pferden. 

•) Buch Weinsberg III 23. 

*) Vergl. die Beilage. 
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war gleich Null. Man merkt, daß das Programm aus 
fernen Landen importiert war und in Köln keinen richtigen 
Boden bei der Bevölkerung gefunden hatte. Weinsbergs 
Vater, der selbst von seiner Gaffel Schwarzhaus in die 
Schickung gewählt war, sagte, „daß der gemeinden rat- 
sclager ein groisse plump ungeschickde vergaderung wäre" ^). 
So wurde es dem Rate leicht, die Rädelsführer im 
folgenden Jahre unschädlich zu machen, worauf die Be- 
wegung in sich zerfiel. Jedenfalls betätigte sich der Rat 
fortan als strenger Gegner der Reformation. Und wie er 
das katholische Prinzip, so schützte dieses, in der Gegen- 
reformation zu neuer Kraft gelangend, umgekehrt das 
aristokratische Prinzip der Kölner Rats Verfassung 2). 



*) Buch Wemsberg I 43. 

*) Vergl. Ranke: Römische Päpste II 120. 



Die Kolner Ratsverfassung vom Sturz der Geschlechter- 
herrschaft bis zum Ausgang des Mittelalters. 
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